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Mittelstreckenraketen
Die Initiative für Volksbefragung wird die Bundesregierung vor 
neue Probleme bei der Durchsetzung der Stationierung stellen
Gleich im September wird (nach telefo­
nischer Auskunft des Pressesprechers 
der Fraktion der Grünen) der Bundes­
tag in erster Lesung den von der Frak­
tion der Grünen noch vor der Sommer­
pause eingebrachten „Entwurf eines 
Gesetzes zur Durchführung einer kon­
sultativen Volksbefragung zur Statio­
nierung neuer atomarer Mittelstrek- 
kenraketen in der BRD“ behandeln. 
Dieser Gesetzentwurf (s. auch Seite 4) 
stammt bereits vom 28. Mai. Am 5. Ju­
ni dann hatte die Bundesversammlung 
der Grünen die Fraktion beauftragt, 
die Initiative einzubringen, und am 12. 
Juni schließlich faßte eine Konferenz 
zahlreicher Friedensgruppen und poli- 

'. tischer Organisationen den Beschluß, 
eine Kampagne für Volksbefragung ge­
gen Atomwaffen einzuleiten (s. Politi­
sche Berichte 12, S. 6).

Kaum, daß die Absicht der Grünen 
ruchbar geworden war, den Bundestag 
mit der Forderung nach Volksbefra­
gung gegen die Atomwaffen zu kon­
frontieren, preschte die SPD ihrerseits 
mit dem Entschließungsantrag vor, 
daß der Bundestag im November im 
Lichte der Genfer Verhandlungsergeb­
nisse über das Ausmaß der „Nachrü­
stung“ entscheiden solle. Die Motiva­
tion dieses Antrags erläuterte der stell­
vertretende Fraktionsvorsitzende Ehm- 
ke in der Bundestagsdebatte am 15. Ju­
ni wie folgt: „Gerade diejenigen, die 
wie Sie (die Koalitionsparteien - 
Red.) gegenüber den Friedensbewe­
gungen, gegenüber Demonstrationen 
der Friedensbewegung, gegenüber Sit- 

-ins usw. sagen, diese Frage dürfe nicht 
,auf der Straße* entschieden werden, 
müssen dann aber auch dafür sorgen, 
daß sie im Parlament entschieden wird. 
Wo soll sie denn sonst entschieden 
werden?“ Und der Ex-Juso-Vorsitzen­
de und jetzige SPD-Parlamentarier 
Voigt führte in seiner Antragsbegrün­
dung am 23. Juni aus: „Wer sich in 
solch wichtigen Fragen nicht zur 
Pflicht zur parlamentarischen Debatte 
und Entscheidung bekennt, leistet 
durch politische Abstinenz im Parla­
ment dem Antiparlamentarismus au­
ßerhalb des Parlaments Vorschub.“

Daß die USA, deren Verhandlungs­
linie übrigens durch eine auf westdeut­
sche Initiative eingerichtete NATO- 
Konsultationsgruppe ausgearbeitet 
wird, die Verhandlungen in Genf nur 
zu dem Zwecke führen, der Sowjet­
union unannehmbare Bedingungen zu 
stellen und ihr so die „Verantwor­
tung“ für die weitere atomare Aufrü­
stung zuzuweisen, weiß die Bundes-

tags-SPD als frühere Regierungspartei 
am allerbesten. Mit den entsprechen­
den ,,Verhandlungsergebnissen“ kal­
kuliert sie. So war ihr Antrag nichts 
weiter als ein schmutziges Manöver, 
mit dem Ziel, die Stationierung der 
Mittelstreckenraketen durch einen ein­
deutigen Mehrheitsbeschluß parlamen­
tarisch absegnen zu lassen - bei den 
eindeutigen Stationierungsmehrheiten 
im Bundestag kann dabei einigen SPD- 
Linken sogar ein „Nein“ gestattet wer­
den - und die Durchsetzung der Sta­
tionierung gegen jeglichen Widerstand 
zu sanktionieren.

Die Grünen hielten es für nötig, die­
sem SPD-Antrag — trotz erklärter 
Vorbehalte - zuzustimmen. Ob sie

Die „Gewaltdebatte“ in der Friedensbewegung erklärt die Zweckmäßigkeit von 
Kampfmethoden zur höchstens fünftrangigen Frage. Tatsächlich wird die „Ge­
waltdebatte“ von denen diktiert, die bis an die Zähne bewaffnet sind.
das Manöver nicht durchschauten (ob- 
wohl’s doch verschiedentlich breit aus­
getreten wurde)? Ob die „Gefahrenge­
meinschaft“, in der der die Entschei­
dung begründende Grüne-Abgeordne­
te Vogt die „beiden Deutschlands“ 
sieht, oder die „heißer“ werdende 
„Blockgrenze“ oder das geäußerte 
Verständnis für die Anhänger von 
„Abrüsten durch Aufrüstungsandro­
hung“ (die Parole von allen Befürwor­
tern des NATO-Aufrüstungsbeschlus- 
ses!) bei der Bundestagsfraktion der 
Grünen die Scheidelinie zwischen Geg­
nern und Betreibern der „Nachrü­
stung“ verwischt hat? Wie immer! 
Zwischen der Unterstützung der SPD- 
Intrige und der Einbringung des eige­
nen Gesetzentwurfs für Volksbefra­
gung liegt nur ein kurzer Zeitraum, 
aber ein erheblicher Widerspruch: der

Widerspruch nämlich zwischen Bela­
stung und Nutzen - beides können die 
Grünen im Bundestag für z.B. die so­
genannte Friedensbewegung werden.

Was kann, oder zunächst besser: 
was will die Initiative für Volksbefra­
gung ausrichten? Man kann einwen­
den, daß dem Worttext des Gesetzent­
wurfs zufolge die beantragte Volksbe­
fragung nicht die „dem Deutschen 
Bundestag zustehende Entscheidungs­
freiheit“ berühren, ihr Ergebnis also 
nicht bindend sein soll. Davon sollte 
man sich jedoch nicht allzusehr beein­
drucken lassen. Vorteilhaft und ein 
Fortschritt ist erst einmal, daß die Tak­
tik der Volksbefragung die Verant­
wortlichen für die Stationierung der

Mittelstreckenraketen nicht in den 
USA oder sonst irgendeiner fremden 
Macht sucht, sondern in der BRD. 
Vorteilhaft ist weiter, daß sie die Ent­
faltung des Widerstands gegen die Sta­
tionierung der Mittelstreckenraketen 
erleichtert. Vorteilhaft ist auch, daß 
diese Taktik durch die Mobilisierung 
aller vorhandenen, bekanntlich sehr 
abgestuften Widersprüche zur Politik 
der Kriegsvorbereitung den politischen 
Druck auf die bürgerlichen Parteien 
und die Bundesregierung, die ja stän­
dig mit dem „Mehrheitswillen“ han­
tiert, und damit ihre ideologischen und 
politischen Probleme bei der Durchset­
zung der Stationierung verstärkt.

Diese Taktik muß sich an den Ab­
sichten der Reaktion messen. Die Bun­
destagsmehrheit von CDU, CSU und 
FDP hat den SPD-Antrag auf Ent-
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Scheidung durch das Parlament abge­
lehnt und damit die Kampflinie klar 
und deutlich gezogen: die Fragen von 
Krieg und Frieden darf das Parlament 
vielleicht „erörtern“ — entscheiden 
tut die Regierung. Todenhöfer für die 
CDU: ,,Niemand wird die Rechte des 
Deutschen Bundestages in irgendeiner 
Weise beschneiden ... Niemand ist an­
dererseits berechtigt, die Rechte der 
Bundesregierung zu beschränken. Die 
Bundesregierung hat durch den NA- 
TO-Doppelbeschluß .. . nicht nur die 
Fähigkeit, sondern auch das Recht und 
die Pflicht zum Handeln.“

Nicht, daß die Regierung der SPD- 
Bundestagsfraktion nun mißtraut. 
Aber einmal könnte das Beispiel in an­
deren europäischen NATO-Staaten ja 
Schule machen, und was wäre, wenn 
beispielsweise das niederländische Par­
lament über die Stationierung in den 
Niederlanden zu befinden hätte — und 
ablehnte?

Zum anderen und vor allem: Die Re­
gierung will mit jeglicher politischen 
Opposition gegen die Mittelstreckenra­
keten und überhaupt gegen die Kriegs­
vorbereitungen ein für allemal aufräu­
men. Dies ist wesentlicher Bestandteil 

ihrer inneren Kriegsmobilisierung. 
Deshalb sucht sie die Entscheidung 
über die Raketenstationierung tatsäch­
lich und buchstäblich „auf der 
Straße“, durch die Konfrontation der 
Friedensbewegung mit der ganzen har­
ten Wucht des Staatsapparates. Dar­
über geben nicht nur die verschiedenen 
bekanntgewordenen Äußerungen Zim­
mermanns Aufschluß, der auf Tote 
spekuliert, sondern praktisch alle Re­
den, die irgendein Vertreter von CDU, 
CSU, FDP in den letzten Wochen ge­
halten hat, so beispielhaft Außenmini­
ster Genscher und Familienminister 
Geißler in der Bundestagsdebatte vom 
15.6. über die NATO-Konferenz:

Genscher: „Wer in der Auseinan­
dersetzung über den richtigen Weg 
zum Frieden das demokratische Mehr­
heitsprinzip außer Kraft setzen will, 
wer in der Auseinandersetzung über 
den richtigen Weg zum Frieden Gewalt 
an die Stelle von Überzeugung setzen 
will, legt Axt an die Grundlagen unse­
rer Freiheit.“ - Geißler fährt nach Zi­
tierung des Grundgesetzes („Gegen je­
den, der es unternimmt, diese Ordnung 
zu beseitigen, haben alle Deutschen 
das Recht zum Widerstand . ..“) fort: 

„Widerstand gilt es gegen diejenigen 
zu leisten, die ihre Minderheitenmei­
nung durch eine Beugung der Verfas­
sung der Mehrheit mit Gewalt aufzwin­
gen wollen. Dagegen ist Widerstand zu 
leisten.“

Der Rechtsstaat also rüstet, die Dro­
hung mit der Verfassung und den 
Grundlagen unserer Freiheit verspricht 
den Einsatz aller staatlichen Gewalt­
mittel. Dabei betont die Bundesregie­
rung als Initiator der „Feierlichen De­
klaration zur Europäischen Union“, 
am 19. Juni auf dem EG-Gipfel unter­
zeichnet, gleich auch ihre Verantwor­
tung für die „Grundlagen der Frei­
heit“ in Europa. Denn mit dieser „De­
klaration“ haben die Staats- und Regie­
rungschefs in den EG-Ländern auch 
beschlossen „ein gemeinsames Vorge­
hen, um den internationalen Proble­
men der öffentlichen Ordnung, schwe­
ren Gewalttaten . .. und allgemein der 
grenzüberschreitenden Kriminalität zu 
begegnen“ - ein Passus, der aktuell 
und ganz offen auf die Friedensbewe-j 
gungen gemünzt ist.

Der optimale Effekt der Volksbefra­
gungskampagne, auch dann, wenn der 
Bundestag den Gesetzentwurf erwar-

Dokumente zum Kampf gegen die 
Stationierung der Mittelstreckenraketen
Grüne für Volksbefragung
Entwurf eines Gesetzes zur Durch­
führung einer konsultativen Volksbe­
fragung zur Stationierung neuer ato­
marer Mittelstreckenraketen in der 
BRD
Der Deutsche Bundestag wolle fol­
gendes Gesetz beschließen:

§ 1
Die in diesem Gesetz vorgesehene 
Volksbefragung soll die Bundesregie­
rung über die Meinung der zum 
Deutschen Bundestag wahlberechtig­
ten Bevölkerung der Bundesrepublik 
Deutschland hinsichtlich der in §2 
formulierten Fragen informieren. 
Diese konsultative Volksbefragung 
fällt nicht unter Art. 73 Ziff. 1 des 
Grundgesetzes.

§2
(1) Der zum Deutschen Bundestag 
wahlberechtigten Bevölkerung der 
Bundesrepublik Deutschland werden 
folgende Fragen vorgelegt:

1. Sind Sie mit der Stationie­
rung zusätzlicher atomarer 
Mittelstreckenraketen der 
Typen Pershing II und 
Cruise Missiles einverstan­
den?

2. Sind Sie damit einverstan­
den, daß auf dem Boden 
der Bundesrepublik 

Deutschland Abschußvor­
richtungen für die in Ziffer 1 
genannten atomaren Mittel­
streckenraketen angelegt 
werden?

(2) Jede Frage kann nur mit „Ja“ oder 
„Nein“ beantwortet werden. Zusätze 
sind unzulässig und machen den 
Stimmzettel ungültig.

§3
Das Ergebnis der Volksbefragung be­
rührt nicht die dem Deutschen Bundes­
tag zustehende Entscheidungsfreiheit, 
sondern gibt lediglich eine Orientie­
rungshilfe im Sinne von Art. 20 Abs. 2 
Satz 1.

§4
Abstimmungstag ist Sonntag, der 25. 
September 1983.

§ 5
(1) Auf die Durchführung der Volks­
befragung findet das Bundeswahlge­
setz sinngemäß Anwendung.
(2) Zur Durchführung der konsultati­
ven Volksbefragung notwendige Aus­
führungsvorschriften werden vom 
Bundesminister der Justiz erlassen.
(3) In Anwendung der §§ 15b und 36 
des Bundeswahlgesetzes über Brief­
wahl ist auch eine Abstimmung durch 
Brief zulässig.
(4) Für die Durchführung gelten die 
Grundsätze der allgemeinen, unmittel­
baren, freien, gleichen und geheimen 
Wahl.

§ 6
Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung im Bundesgesetzblatt in 
Kraft.
Bonn, den 28. Mai 1983
Abg. Beck-Oberdorf, Kelly, Schily 
und die Fraktion der GRÜNEN

DGB staatstragend
Erklärung des DGB-Vorsitzenden E. 
Breit vom 7,6.83 (Auszug)
„5. ... erinnern möchte ich in diesem 
Zusammenhang auch an gewisse mei­
ner Meinung völlig ungeeignete Vor­
schläge, im Herbst einen Generalstreik 
zu organisieren ...

Was die rechtliche Seite betrifft, so 
steht außer Zweifel, daß ein Streik, 
würde er mit dem Ziel der Verhinde­
rung der Raketenaufstellung geführt, 
nicht rechtmäßig wäre, weil er ein Ziel 
verfolgt, das zweifellos außerhalb der 
in Artikel 9 Abs. 4 Grundgesetz er­
wähnten Arbeits- und Wirtschaftsbe­
dingungen liegt . . . Die Zielrichtung 
wäre politischer Natur, weil sie zweifel­
los auf die Verhinderung bestimmter 
Maßnahmen der Regierung hinaus­
läuft . . .

Politik, die demokratisch gesetztes 
Recht durch außerparlamentarisches 
Handeln mißachtet, kann in einer frei­
heitlichen Demokratie wohl kaum ge­
rechtfertigt sein. Und damit wären wir 
bei Art. 20 Abs. 4 GG . . .

Ein Streik mit politischer Zielrich­
tung kann also durch Artikel 20 Abs. 4 
des Grundgesetzes gerechtfertigt sein. 
Danach haben alle Deutschen gegen je- 
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tungsgemäß zurückweisen wird, kann 
darin bestehen, der Bundesregierung 
die Legitimation zur Stationierung 
streitig zu machen. Nicht, daß sie das 
unmittelbar sehr beeindrucken wird - 
aber ihre Anhangbildung wird dies zer­
setzen helfen, und die ideologische La­
ge für die Niederknüpplung der Frie­
densbewegung wird dies für die Reak­
tion auch nicht gerade günstig beein­
flussen. Vor allem kann die Volksbe­
fragungskampagne erheblich dazu bei­
tragen, der Offensive des DGB-Vor­
standes zu begegnen, der die Gewerk­
schaftsbewegung an die Leine der Bun­
desregierung legen möchte (s. Auszug 
der Erklärung von Breit S. 4). Eine Be­
schlußkampagne im Vorfeld derber­
schiedenen Gewerkschaftstage im 
Herbst und auf die Gewerkschaftstage 
hin wäre für die politische Entwicklung 
— auch der sog. Friedensbewegung - 
sehr günstig und könnte auch die Dis­
kussionen um andere Kampfmaßnah- 

. men gegen die Kriegsvorbereitungen 
wie Streiks voranbringen.

Quellenhinweis: Deutscher Bundestag, Stenographischer 
Bericht, 13. Sitzung vom 15.6., 16. Sitzung vom 23.6.; 
presse- und Informationsamt der Bundesregierung, Öulle- 
tin 65 v. 21.6.

den, der es unternimmt, die freiheit­
lich-demokratische Grundordnung 
zu beseitigen, das Recht zum Wider­
stand, wenn andere Abhilfe nicht 
möglich ist. Und wir Gewerkschafter 
betrachten dies nicht nur als unser 
Recht, sondern als unsere Pflicht. 
Wir nehmen darauf ausdrücklich 
Bezug in unserem Grundsatzpro­
gramm.

Ich meine: Aufstellung von neuen 
Raketen - auch wenn dies von man­
chen als Erhöhung der Kriegsgefahr 
beurteilt wird - ist nicht der Anlaß, 
sich auf das Widerstandsrecht der 

^ Verfassung zu berufen. Es wären 
schließlich konkret ein demokratisch 
gewähltes Parlament und eine recht­
mäßige Regierung, die dieser Aufstel­
lung zustimmen würden, und kein 
Wähler konnte am 6. März eigentlich 
Zweifel darüber haben, welche Auf­
fassung die die jetzige Regierung tra­
genden Parteien in dieser Frage ver­
treten. Daraus allerdings geradezu ei­
ne Art Auftrag zur Aufstellung von 
Raketen abzuleiten, wäre aber zwei­
felsohne maßlos übertrieben. Den­
noch: An der Frage der Legitimation 
von gewerkschaftlichen Kampfmaß­
nahmen ist nicht vorbeizukommen.

7. Das führt mich zu einem weiteren 
wichtigen - und meine Erklärung 
abschließenden Punkt: Gewalttätige 
Auseinandersetzungen im Zusam­
menhang mit einer Stationierung von 
Mittelstreckenraketen dürfen nicht 
sein.

Nachrichten aus dem Innenministerium: 
Verbotskampagne gegen DKP und andere
Die Vorbereitung des Innenministeri­
ums auf die Stationierung der Mittel­
streckenraketen gibt einigen Anlaß, 
sich des KPD-Verbots von 1956 zu 
erinnern. Das mehrjährige Verbots­
verfahren und schließliche Verbot 
hatte eben auch zum Zweck, die Wi­
derstandsbewegung gegen die Wie­
deraufrüstung zu spalten, zu unter­
drücken und zu liquidieren — mit Er­
folg, wie man weiß. Auch wenn sich 
die Geschichte nicht einfach wieder­
holen wird: Neben anderen Maßnah­
men gegen die sog. Friedensbewe­
gung bereitet die Bundesregierung 
auch Organisationsverbote, speziell 
das Verbot der DKP, vor. Andere 
Schlußfolgerungen lassen sich aus 
der Lektüre der ,, Inneren
Sicherheit“, herausgegeben vom In­
nenminister, nicht ziehen.

Auf einer Arbeitstagung der Poli­
zei-Führungsakademie im März, die 
eine ,,lagegerechte Abwehrstrategie“ 
für den Herbst erarbeiten sollte, be­
faßte sich Staatssekretär Spranger 
besonders ausführlich mit der DKP 
(Nr. 66). ,,Verfassungswidriges“
oder ähnlich Schwerwiegendes kann 
er ihr nicht nachweisen und 
versuchte auch gar nicht. Auch ent­
deckt er ,,Gewaltbereitschaft“ und 
,,Nichtachtung oder Hohn für das 
zum Rechtsstaat gehörende staatliche 
Gewaltmonopol“ wohl bei „Alterna­
tiven, Autonomen oder Grünen“, 
ausdrücklich aber kaum bei der 
DKP. Nein, das Muster wird anders 
gestrickt: Die „Kader der DKP . .. 
haben einen klaren Auftrag von ihren 
politischen Mentoren in Ost-Berlin 
und Moskau“. Denn: Sie wollen 
„die Durchführung des Nachrü­
stungsteils des NATO-Doppelbe- 
schlusses ... politisch unmöglich ... 
machen“, ohne daß die SU sich zu ir­
gendwas verpflichten müsse. Eine 
solche Absicht muß ja aus Ost-Berlin 
und Moskau ferngesteuert sein. - 
So lächerlich, wie‘s klingt, ist das 
Ganze jedoch nicht.

Eine Nummer zuvor nämlich hatte 
sich die „Innere Sicherheit“ schon 
ausführlich darüber verbreitet, wie 
„vollständig kontrolliert und abhän­
gig“ die DKP von der SED, also von 
der DDR, also vom Gegner ist. Be­
weis? Sie erhält z.B. jeden Monat aus 
der DDR 5 Mio. DM. Daß diese Gel­
der „verdeckt in das Bundesgebiet 
geschleust werden“ und die „Verbin­
dungen“ sich überhaupt „zum größ­
ten Teil verdeckt“ vollziehen, also 
kaum etwas zu beweisen ist, beweist 
doch genug.

Die jüngste Ausgabe (Nr. 67) nun 
befaßt sich ausführlich mit der 
,,linksextremistischen Einflußnah­
me“ auf die Friedensbewegung. Da 
gibt‘s dann: 1. DKP-beeinflußte oder 
Vorfeld-Organisationen wie die 
DFU, das Komitee für Frieden und 
Abrüstung, die Deutsche Friedensge­
sellschaft - Vereinigte Kriegsdienst­
gegner“ etc. 2. DKP-nahe Organisa­
tionen; 3. „die von der DKP-beein- 
flußten Deutschen Friedens-Union 
gesteuerte Initiative ,Christen für die 
Abrüstung4“ und andere von DKP-

Evangelischer Kirchentag, Zimmer­
mann zufolge von der DKP gesteuert.
Beeinflußten Gesteuerte; 4. Naive 
wie die Aktion Sühnezeichen/Frie- 
densdienste, die von der DKP „ge­
förderte“ Aktionen „unterstützen“ 
— und warum? Weil sie auf die Or­
ganisation und vor allem die finan­
ziellen Mittel der DKP (DDR!) ange­
wiesen sind; 5. Gruppierungen wie 
die „autonomen Friedensgruppen“, 
die der Gewalt nahe-, der DKP ei­
gentlich fernstehen, zu denen die 
DKP aber „Bindeglieder“ hat.

Die „Beweiskette“ steht somit: 
Die DKP bekommt Geld und dafür 
den Auftrag, durch Verhinderung 
der Stationierung der Raketen die Si­
cherheit der BRD zu gefährden und 
damit der UdSSR und der DDR in 
die Hände zu spielen; mehr noch, sie 
zieht, um mit Spranger zu reden, die 
Fäden der „sogenannten Friedensbe­
wegung“ mit Erfolg. Um so übler, 
daß Leute wie Bahro vom Innenmini­
sterium auch noch als Kronzeugen 
für Behauptungen wie „Agentur ei­
ner fremden Macht“, d.h. für den 
Vorwurf des „Hoch-“ und „Landes­
verrats“ gegen die DKP angeführt 
werden können.
Innere Sicherheit Nr. 65-67/83. hrsg. Bundesminister 
des Innern
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Aus Politik und Wirtschaft — kurz berichtet

„Mißhandlungen und Verschärfung der Isolation“
Am 18. Juni berichteten Verteidi­
ger von Gefangenen aus der Roten 
Armee Fraktion (RAF) auf einer 
Pressekonferenz in Stuttgart, daß 
die Staatsschutzbehörden insbe­
sondere seit den Festnahmen von 
Brigitte Mohnhaupt, Adelheid 
Schulz und Christian Klar gegen 
die politischen Gefangenen „ge­
zielte Mißhandlungen und Ver­
schärfung der Isolation“ vorneh­
men. Der Anwalt Hann fried Matt- 
hies berichtete: „Adelheid Schulz 
wurden während der erkennungs­
dienstlichen Behandlung unmittel­
bar nach der Festnahme Arme und 
Beine nach hinten gerissen, der 
Kopf auf eine Tischplatte gestoßen 
und festgepreßt, wobei sie eine 
Schwellung am Hinterkopf erlitt. 
Ihre Hände wurden durch einen 
drahtähnlichen Gegenstand, der 
zwischen Fingerkuppe und -nägel 
gedrückt wurde, mißhandelt. 
Nach Tagen waren die Fingerkup­
pen noch taub. Bei einer späteren 
Gegenüberstellung im Dezember

Nachtarbeit für 
Frauen wie 1906?

Am 10.6. hat Kohl dem Bun­
destagspräsidenten einen von 
CDU-regierten Bundesländern 
eingebrachten Gesetzentwurf 
des Bundesrats „zur Beseiti­
gung ausbildungs- und be­
schäftigungshemmender Vor­
schriften“ zwecks Behandlung 
und Verabschiedung im Bun­
destag übergeben. Die Bundes­
regierung hat den Entwurf, in 
dem vor allem Arbeitsschutz­
vorschriften für Frauen besei­
tigt werden, begrüßt und will 
selbst nach weiteren Möglich­
keiten suchen. Im Entwurf 
werden Festlegungen der noch 
geltenden Arbeitszeitordnung 
von 1938 ersatzlos gestrichen. 
So das Überstundenverbot für 
Schwangere und Stillende, die 
Begrenzung von Vor- und Ab­
schlußarbeiten für Frauen auf 
maximal eine Stunde (für 
Männer zwei Stunden), das 
Verbot von mehr als acht Ar­
beitsstunden für Frauen vor 
Sonn- und Feiertagen (für 
Männer bis zu 10 Stunden) 
(§17), eine vorgeschriebene 
Pause von mindestens 15 Min. 
Länge für Frauen nach späte­
stens viereinhalb Arbeitsstun­
den (§18). Das Nachtarbeits­
verbot für weibliche Lohnab­
hängige soll nicht mehr von 20 
bis 6 Uhr, sondern von 22-6 
Uhr gelten. Zugleich werden 
die Ausnahmen erweitert. Ka­
pitalisten, die Frauen in Spei-
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in Köln-Ossendorf wurden ihr von 
BKA- und Vollzugsbeamten die 
Arme nach hinten verdreht, und 
der Kehlkopf so eingedrückt, daß 
sie kaum mehr Luft bekam. Diese 
Prozedur wurde an einem Tag ins­
gesamt siebenmal wiederholt und 
von dem BKA-Beamten Mai mit 
den Worten kommentiert: ,Das 
läuft so lange, bis wir das haben, 
was wir wollen? Brigitte Mohn­
haupt wurde bei der ED-Behand- 
lung (erkennungsdienstliche Be­
handlung, d. Red.) durch einen 
unheimlich schmerzhaften Griff 
an den Schläfen und ebenfalls 
durch das Pressen eines drahtähn­
lichen Gegenstandes unter die Fin­
gernägel mißhandelt. Christian 
Klar wurde im Januar 1983 von 
BKA-Beamten in Straubing eröff­
net, ,daß Buback doch wieder in 
die Anklage aufgenommen wird4 
und gefragt, ob er sich äußern 
wolle. Als er dies verneinte, wurde 
er unter dem Vorwand der ED-Be- 
handlung (er war unmittelbar nach

sewirtschaften, auf Messen 
und Ausstellungen, im Zei­
tungswesen, in Bäckereien und 
Konditoreien, in der Gebäude­
reinigung beschäftigen, kön­
nen sie jetzt grundsätzlich 
auch nachts arbeiten lassen. 
Der Bundesrat begründet die 
Änderungen mit den Profitin­
teressen der Kapitalisten: „Die 
unterschiedlichen Regelungen 
der Höchstarbeitszeit und der 
Ruhepausen in §§17 und 18 
AZO stören den Betriebsab­
lauf, behindern die Einteilung 
von Arbeitsschichten und sind 
praxisfremd. Sie behindern 
insbesondere die Beschäfti­
gung von weiblichen Teilzeit­
arbeitskräften.“ Der Bundes­
rat will den Arbeitsschutz auf 
einen Standard wie vor dem 1. 
Weltkrieg drücken. Er begrün­
det die Verlängerung der 
Nachtarbeit damit, daß dies 
schon 1906 gesetzlich so gere­
gelt worden sei.

„Die D-Mark steht 
gut da“

Ende der sechziger Jahre 
konnte man von westdeut­
schen Kapitalisten noch be­
wegte Klagen über die Milliar­
den US-Dollar hören, die, zur 
Finanzierung des Vietnamkrie­
ges gedruckt, nun überall in 
der Welt „herumvagabundie­
ren“ würden. Gemeint waren 
die Schuldverschreibungen 
von US-Kapitalisten auf Dol­
larbasis, US-Staatsschuldpa- 

seiner Festnahme ED-behandelt 
worden) über eine halbe Stunde 
von mehreren BKA-Beamten miß­
handelt . .. Diese sich häufenden 
Mißhandlungen zielen nicht allein 
auf die Erpressung von Aussagen 
ab, sie zielen vor allem auch auf 
die Widerstandsfähigkeit der Ge­
fangenen in der Isolation, auf ih­
ren Kampf ums Zusammenkom­
men in einer Situation, in der die 
Isolation immer perfekter gemacht 
werden soll.“ Der jetzt vom Bun­
desrat eingebrachte und von der 
Bundesregierung unterstützte Ent­
wurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Strafvollzugsgesetzes hebt die 
bisherige Verpflichtung der Straf­
vollzugsbehörden, während eines 
Hungerstreiks bei akuter Lebens­
gefahr Maßnahmen zu ergreifen, 
auf. „Die derzeitige Rechtslage 
... kann bei dem betroffenen Ge­
fangenen zu einer Fehleinschät­
zung des von ihm eingegangenen 
Risikos führen“, heißt es in der 
Begründung des Entwurfs. Dem 
Gefangenen bleibt die freie Wahl 
zwischen Selbstaufgabe oder Hun­
gerstreik bis zum Selbstmord.

piere usw., Kreditpapiere also, 
durch deren Verkauf sich die 
US-Kapitalisten überall in der 
Welt Kapital liehen. Kreditpa­
piere zudem, und das war der 
eigentliche Grund der Aufre­
gung für die BRD- und andere 
Kapitalisten, deren Kurs und 
Zins wesentlich von der US- 
Notenbank bestimmt wurde. 
Zum Beispiel: senkte diese die 
Zinsen, dann sank auch die 
Zinsschuld der US-Kapitali­
sten an ihre ausländischen 
Gläubiger. So manches Kredit­
geschäft konnte so von der 
US-Notenbank gestört wer­
den. Und heute? Heute haben 
die BRD-Imperialisten längst 
selber solche Kreditgeschäfte 
aufgenommen, mit denen sie 
ihre Expansionsfeldzüge aus­
weiten können, da die Summe 
der in jedem Augenblick ver­
fügbaren Kapitalmassen zu­
sätzlich steigt. Bundesbank­
präsident Pöhl am 15.6. in der 
„Zeitschrift für das gesamte 
Kreditwesen“: „Der Gesamt­
betrag aller auf D-Mark lau­
tenden Titel in der Hand von 
Gebietsfremden ... belief sich 
Mitte 1982 auf schätzungswei­
se 350 Mrd. DM. Darunter be­
finden sich Anlagen in Höhe 
von 75 Mrd. DM, die von aus­
ländischen Währungsbehör­
den gehalten werden. Zu Be­
ginn der siebziger Jahre lag der 
Bestand der auf D-Mark lau­
tenden Devisenreserven noch 
unter 3 Mrd. DM . . . Die D- 
Mark steht gut da.“

Vorbeugehaft! Knüppel 
frei! Straf Verschärfung!
Bundeskanzler Helmut Kohl 
hatte zum 25. Juni den US-Vi- 
zepräsidenten Bush nach Kre­
feld eingeladen, um mit ihm 
zusammen den 300. Jahrestag 
der Auswanderung deutscher 
Familien nach Amerika und 
die genauso lange deutsch­
amerikanische Freundschaft 
zu feiern. Beide hatten schon 
vorher offen erklärt, daß sie ei­
nen „Krefelder Apell“ zur Ra­
ketenstationierung zwecks Si­
cherung des Friedens in Frei­
heit an die westdeutsche Bevöl­
kerung richten wollten. Die 
große Freude wurde vorüber­
gehend ein wenig dadurch ge­
trübt, daß es einigen Demon­
stranten, die sich verständli­
cherweise durch dieses Vorha­
ben provoziert sahen, gelang, 
den Wagen des US-Vizepräsi- 
denten mit Steinen zu bewer­
fen. Kohl wies darauf hin, JT f 
se Panne der Polizei habe dem 
Ansehen der Deutschen im 
Ausland geschadet. Ohne von 
irgendjemand dazu aufgefor­
dert zu sein, distanzierte sich 
der Kundgebungsredner der 
gleichzeitig stattfindenden 
Friedensdemonstration, Ex- 
General Bastian, von diesen 
Aktionen. Der SPD-Vorsitzen- 
de Brandt hielt es sogar für nö­
tig, sich für die SPD bei Bush 
mit der Begründung zu ent­
schuldigen, „die Gewalttäter 
hätten unser Land und die 
friedlichen Demonstranten in 
Verruf gebracht“. Die Reak­
tion erzeugt eine regelrechte 
Progromstimmung, um das 
Demonstrationsrecht zu besei­
tigen: Jeder Innenminister, der 
sich weigert, bei solchen Gele­
genheiten über ganze Stäfb» 
den Belagerungszustand ÄJ > 
zurufen, gilt ab jetzt als „Si­
cherheitsrisiko“, wie nun der 
SPD-Innenminister von NRW. 
Die „Welt“ spricht sich für 
Vorbeugehaft an namentlich 
bekannten Demonstranten 
aus, die „FAZ“ hält die Aus­
weitung des Straftatbestandes 
„schwerer Landfriedens­
bruch“ und seiner Verschär­
fung für wirkungsvoller. Bun­
desinnenminister Zimmer­
mann verspricht beides und 
noch mehr. Wo gewalttätige 
Auseinandersetzungen nicht 
durch Demonstrationsverbote 
und andere Maßnahmen ver­
hindert werden könnten, müß­
ten die Täter festgenommen 
und verurteilt werden. Dafür 
werde die Bundesregierung die 
Strafe für Landfriedensbru^1 
erhöhen. Kohl: „Deutsche De' 
mokratie muß, wenn es nottut, 
wehrhafte, streitbare Demo­
kratie sein.“



Gesamtmetall
Metallkapitalisten streben Beseitigung ta­
riflicher Rechte an — nicht nur bei Metall

Auf der diesjährigen Mitgliederver­
sammlung von Gesamtmetall am 17.6. 
griff der Präsident Thiele die Tarifver­
tragspolitik der IG Metall an und for­
derte: „Wir müssen Fehlentwicklun­
gen der Vergangenheit korrigieren und 
zugleich Lösungen in der Tarifpolitik 
anstreben, die den unterschiedlichen 
Situationen der Betriebe ebenso Rech­
nung tragen wie den gewandelten Be­
dürfnissen der Arbeitnehmer . .. Des­
halb müssen wir uns als Tarifparteien 
auf die ursprüngliche Funktion des Ta­
rifvertrages zurückbesinnen, die Min­
destbedingungen festzulegen.“

Erinnert sei an die Vorgeschichte 
dieses Vorschlages. Als im November

Angriffe auf tarifliche Arbeitszeiten: Die Textilkapitalisten zweier Nordhorner 
Betriebe setzten durch Betriebsvereinbarung die Übernahme von Ausgebildeten 
mit nur 20 Stunden Arbeitszeit pro Woche durch. Düsseldorf: Mannesmann- 
Lehrlinge demonstrieren gegen Übernahme mit 20-Stundenvertrag.
T982 die Arbed-Stahlkapitalisten die 
Beschäftigten im Saarland dazu zwan­
gen, die Hälfte des in Form eines 13. 
Monatsgehalts gezahlten Weihnachts­
geldes an die Firma als Kredit zu zah­
len, verbreiteten Teile der Kapitalisten 
die Forderung nach standortsunter­
schiedenen Lohntarifen bei Stahl und 
brachten einen Saar-Stahlabschlag ins 
Gespräch. Nicht nur die IG Metall 
lehnte die Tarifaufspaltung nach Re­
gionen ab. Die Stahlkapitalisten woll­
ten diese Tarifaufspaltung auch selber 
nicht.

Was schlägt Gesamtmetall jetzt 
stattdessen vor? Die Beseitigung all der 
Tarifverträge, die mehr als „Mindest­
bedingungen“ festlegen, ohne daß Ge­
samtmetall eine Regionalisierung 
schroff zurückwiese. Gesamtmetall: 
„In den siebziger Jahren wurde der Ta­
rifvertrag unter dem Druck der Ge­
werkschaften nahezu vollständig seiner 
Funktion entkleidet, Mindestbedin­

gungen festzulegen. Stattdessen wurde 
er zu einem Instrument, mit dem die 
Gewerkschaften nicht ohne Erfolg ver­
suchten, die betrieblichen Leistungen 
und Zusatzleistungen der prosperieren­
den Unternehmen als ,Schrittmacher4 
der Tarifpolitik zu nutzen ... Je mehr 
der Tarifvertrag als Regelungsinstru­
ment für alles und jedes verstanden 
wurde, um so weniger wurde er dem 
wirtschaftlichen und technologischen 
Strukturwandel gerecht.“

Die IG Metall hat seit Ende der sech­
ziger Jahre u.a. durchgesetzt: Ver­
dienstsicherung bei Abgruppierung, 
Kündigungsschutz und Verdienstsiche­
rung für ältere Arbeiter, Absicherung 

einer betrieblichen oder lohngruppen­
bezogenen Leistungszulage für Zeit­
löhner, Sicherung einer Urlaubsvergü- 
tu.xg von 50% des Lohns, Absicherung 
eines Teils eines 13. Monatsgehalts.

Das alles wollen die Kapitalisten be­
seitigt sehen. Ohne Federlesen wollen 
sie Arbeiter, die bisher ab 55 Jahre und 
nach bestimmter Zeit der Betriebszuge­
hörigkeit Kündigungsschutz haben, 
künftig auf die Straße werfen können. 
Durch Abschaffung der tariflichen 
Verdienstsicherung wollen sie bei Um­
setzungen von heute auf morgen dra­
stisch den Lohn kürzen können. Durch 
Aufhebung der tariflich gesicherten 
Leistungszulage wollen die Kapitali­
sten die Lohnunterschiede zwischen 
kleinen, mittleren und Großbetrieben 
weiter verstärken und so die Löhne ins­
gesamt weiter senken können. Statt ta­
riflich auf das 13. Monatsgehalt zu po­
chen, sollen die Beschäftigten künftig 
wieder auf die milde Gabe des Fabrik­
herrn hoffen.

Herauskommen soll die Durchlöche­
rung der Tarifverträge, die Durchlö­
cherung des Normalarbeitstages und 
wo irgend möglich, die Beseitigung von 
tariflichen Rechten und ihre Umwand­
lung in milde Gaben der Kapitalisten. 
Wie wollen die Kapitalisten ihre Ziele 
erreichen? Indem sie die Belegschaften 
der Großbetriebe gegen die der kleinen 
Betriebe ausspielen und bei ihren An­
griffen auf die Tarifverträge für Be­
triebsvereinbarungen plädieren wer­
den; indem sie Betriebe, in denen die 
Geschäfte der Kapitalisten gut gehen 
gegen die stellen werden, wo die Ge­
schäfte schlecht laufen; indem sie die 
Regionen mit geringerer Arbeitslosen­
quote gegen die mit höherer ausspie­
len.

Eins ist wohl sicher: Nach dieser 
Mitgliederversammlung von Gesamt­
metall wird die IG Metall damit rech­
nen müssen, daß die Metallkapitalisten 
bei Kündigung von Verträgen anstre­
ben werden, deren weitere Geltung zu 
verhindern.
Quellenhinweis: Gesamtmetall, Bericht der Geschäftsfüh­
rung 1.5.1981 -30.4.1983; Handelsblatt 20.6.1983; Die 
Weltwirtschaft, Hrsg. Institut für Weltwirtschaft, Kiel, 
1982, Heft 2

Belgien
Neue Sondervollmachten,
Armee gegen Streikende

„Mit den neuen Sondervollmachten 
will die Regierung in erster Linie das 
Haushaltsdefizit abbauen ... Weiter 
sollen ... die kritische Lage auf dem 
Arbeitsmarkt entschärft sowie das So­
zialwesen reformiert werden“. So mel­
dete am 14.6. das „Handelsblatt“ die 
am Vortag vom belgischen Parlament 
beschlossenen neuen Sondervollmach­
ten für die Regierung Martens, mit de­
nen diese — ganze sechs Monate nach 
Ablaufen der letzten Vollmachten — 
diesmal bis Ende März 1984 ohne Zu­
stimmung des Parlaments regieren 
kann.

Die Regierung selbst hält sich mit ih­
ren Absichten, denen sie mit Hilfe der 
Sondervollmachten jederzeit Gesetzes­
kraft geben kann, noch bedeckt. Im­
merhin hatte sie schon vor Wochen an­
gedeutet, notfalls auch alle Tarifver­
träge aufzuheben, wenn nur die Kapi­
talisten nachweisen, daß diese ihrer 
Konkurrenzverbesserung im Wege ste­
hen.

Die Gewerkschaften erwarten des­
halb schwere Angriffe auf das Tarif­
recht, möglicherweise schon in den 
nächsten Wochen eröffnet durch die 
Aufhebung des Tarifvertrags der 
Stahlarbeiter zwecks „Sanierung“ des 
Stahlkonzerns Cockerill-Sambre . 
Auch ohne Unterstützung durch Son­
dervollmachten der Regierung haben 
die General Motors- und Renault-Ka­

7



pitalisten in den letzten Wochen bereits 
die Wiedereinführung von Nacht- bzw. 
Samstagsarbeit in ihren Betrieben er­
zwungen, die Kapitalisten der Bauin­
dustrie und die Kapitalisten der Nicht­
eisen-Metallindustrie die Verlängerung 
des Arbeitstages auf zehn Stunden, die 
Philips-Kapitalisten konnten die Teil­
zeitarbeit ausweiten. Die Regierung 
selbst hat Angriffe auf das Tarif- und 
Streikrecht im öffentlichen Dienst an­
gekündigt.

Mit welcher Brutalität sie dabei vor­
zugehen bereit ist, davon bekamen die 
12500 Arbeiter, Angestellten und Be­
amten der Stadtverwaltung Lüttich in 
den letzten Wochen einen Vorge­
schmack. Am 9. Juni setzte die Regie­

VR Polen
Endlich allein — Staat und Kirche 
treiben gesellschaftliche Verständigung

Nation“, mußte auch herhalten für die 
neue Interpretation des Papstes von 
gesellschaftlicher Erneuerung. Als 
grundlegendes Recht der Nation ver­
kündete er „das Recht der moralischen 
Ordnung“. Er rief jedermann dazu 
auf, diese moralische Erneuerung zu­
nächst bei sich selber zu vollziehen. 
Mit Begriffen spielend, in denen die

Entgegen den von den westdeutschen I 
Nachrichtenmedien teils bänglich, teils 
freudig geschürten Erwartungen, daß 
der Staatsbesuch Johannes Pauls II. in 
der VR Polen Aufstandshandlungen 
auslösen werde, sind kraftvolle De­
monstrationen der polnischen Arbei­
terbewegung ausgeblieben. Viele der 
Millionen Menschen, die aus dem ei­
nen oder anderen Grund an der Heim­
suchung teilnahmen, konnten sich da­
von überzeugen, daß die Kirche ihr In­
teresse an gesellschaftlichem Fort­
schritt nicht unterstützt. Diejenigen, 
die eine Verbesserung der materiellen 
Lage erhoffen, werden sich vielleicht 
nicht damit zufriedengeben, den vom 
Papst empfohlenen Instanzenweg zu 
beschreiten. Sie sollen Maria bitten, 
bei Jesus vorstellig zu werden, damit er 
wie bei der Hochzeit von Kana Geträn­
ke und andere Güter zaubert. In Jasna 
Göra, dem Standort der Schwarzen 
Madonna, predigte der Papst: ,,O Ma­
ria, die Du in Kana in Galiläa gewußt 
hast, daß sie keinen Wein haben ... 
Schließlich weißt Du ja von allem, was 
uns fehlt. Von allem, was uns 
schmerzt. Du kennst unser Leiden, un­
ser Verschulden und unser Streben. Du 
weißt, was die Herzen der Nation be­
wegt . .. Sag es Deinem Sohn! ... In 
Kana in Galiläa sagtest Du zu den Die­
nern, als der Wein ausging und Du wie­
sest auf Christus: ,Tut alles, was er 
euch sagt4. Sprich diese Worte auch zu 
uns!“ Durch seinen gegenwärtigen 
Stellvertreter auf Erden läßt Christus 
den Polen vor allem sagen, sie sollten 
sich auf die Würde der Arbeit besinnen 
und zum Nutzen des Gemeinwohls ar­
beiten.

Die Schwarze Madonna, die nach 
katholischer Tradition den Polen „ge­
geben ist zur Verteidigung der

rung gegen ihren Anfang Juni begon­
nenen Streik, mit dem sie gegen Lohn­
senkungspläne der Stadtverwaltung 
protestieren, mehrere Hundertschaften 
der paramilitärischen ,, Reichs wacht“ 
und - erstmalig seit Jahren - auch 
Einheiten der belgischen Armee ein. 
Unter dem Vorwand, ,,gesundheitsge­
fährdende“ Müllberge beseitigen zu 
wollen, durchkämmten Einheiten von 
Reichswacht und Armee zwei Tage 
lang die Innenstadt von Lüttich. Am 
16. Juni demonstrierten 50000 Ge­
werkschafter in Brüssel gegen die neu­
en Vollmachten der Regierung.

Quellenhinweis: Grenz-Echo, 10. bis 15.6.; De Morgen, 9. 
bis 16.6.; Solidair, Zeitung der PvdA, 1.6. bis 22.6.; Han­
delsblatt, 14. und 16.6.

Für einen moralischen Sieg und für einen Sieg Gottes trat der Papst auf seiner 
achttägigen Reise durch die VR Polen ein.

Arbeiterbewegung Bestrebungen nach 
Veränderung der gesellschaftlichen 
Verhältnisse zusammengefaßt hatte, 
predigte er im Stadion von Warszawa 
am 17. Juni über „Sieg“ und „Erneue­
rung“. Er interpretierte diese Begriffe 
so, daß sie einem Aufruf zur Unterord­
nung unter die herrschenden Verhält­
nisse, die durch die Zerschlagung der 
Gewerkschaftsbewegung gekennzeich­
net sind, gleichkommen. Anknüpfend 
an die Dreihundertjahrfeier des Sieges 
über die Türken vor Wien, wo der pol-

nische König dem Vatikan meldete 
„Wir kamen, wir sahen, und Gott hat 
gesiegt“, verkündete der Papst: „Das 
Verlangen nach einem Sieg, nach ei­
nem edlen Sieg, nach einem mit Müh­
sal und mit dem Kreuz erkauften Sieg, 
gehört zum christlichen Programm ei­
nes Menschen. Auch des Lebens einer 
Nation .. . Dennoch muß die Nation 
vor allem aus eigenen Kräften leben 
... Wir alle sind uns dessen bewußt, 
daß es nicht um einen militärischen 
Sieg geht wie vor dreihundert Jahren, 
sondern um einen Sieg moralischer Na­
tur. Dieser ist es eben, der das Wesen 
der vielmals proklamierten Erneuerung 
darstellt . .. Nur ein moralischer Sieg 
kann die Gesellschaft aus der Spaltung 
herausführen und ihr die Einheit wie­
dergeben. Eine solche Ordnung muß 
gleichzeitig ein Sieg der Regierten und 
der Regierenden sein. Man muß sie er­
reichen auf dem Wege des wechselseiti­
gen Dialogs und der wechselseitigen 
Verständigung . .. “

Der Papst hat dem polnischen Volk 
wiederholt versichert, daß es auf dem 
Weg des Leidens weiterschreiten müs­
se. Nur was etwas koste, sei auch was 
wert, z.B. Freiheit und Versöhnung. 
Manchmal seien Opfer notwendig, um 
alles zu retten. Über diesen Punkt hat 
er sich ganz gut mit der polnischen 
Staatsführung verständigt, und zwar 
fast wörtlich. Während jedoch General

Jaruzelski mit dieser Formulierung die 
Verhängung des Kriegsrechts zu recht­
fertigen suchte, kam ihm der Papst 
entgegen, indem er kein Wort darauf 
verschwendete, die Wiederherstellung 
der Gewerkschaft „Solidarität“ zu 
verlangen. Als prominentes Opfer 
schlachteten sie gemeinsam Lech Wale- 
sa. Der Papst verlangte von ihm als ge­
horsamem Sohn der Kirche Enthaltung 
von politischer und gewerkschaftlicher 
Tätigkeit. Nicht dementiert wurde der 
Artikel des stellvertretenden Chefre­

8



dakteurs der Vatikanzeitung „Osserva- 
tore Romano“, Levi, der einen Tag 
nach Beendigung der Papstreise offen 
schrieb: ,, Manch mal ist ein Opfer der 
unbequemen Personen notwendig, da­
mit daraus ein größeres Gut für die Ge­
meinschaft erwachsen kann . . . Als 
der Papst ihn zum Gespräch empfing, 
hat er sein Volk zufriedengestellt. Ihn 
in aller Stille zu empfangen, hat ver­
hindert, daß seine Person für schädli­
che Gegenschläge und gegen die emp­
findliche Phase der nationalen Wieder­
versöhnung dienen könnte.“ Nicht 
einverstanden war der Vatikan mit der 
klaren Darlegung seiner Taktik, über 
die Leiche der ,»Solidarität“ zur direk­
ten Versöhnung mit dem polnischen 
Staat zu kommen. Levi trat zurück.

Durch ihre ideologische Einwirkung 
auf die Arbeiter- und Volksbewegung, 
die sie auf den Weg der Innerlichkeit 
und moralischen Wende verweist, hat 
die katholische Kirche ihre Verhand­
lungsposition gegenüber dem polni- 

> sehen Staat gestärkt. Die von der Ge­
werkschaftsbewegung im Kampf für 
die am 31. August 1980 abgeschlosse­
nen Vereinbarungen mitgeschleppten 
Forderungen zur Verbesserung der 
Stellung der Kirche sind seit der Illega­
lisierung der Gewerkschaft „Solidari­
tät“ nicht gesichert. Punkt 3. der For­
derungen des überbetrieblichen Streik­
komitees in Gdansk hatte gelautet: 
„Beachtung der in der Volksrepublik 
Polen garantierten Meinungs- und 
Publikationsfreiheit und somit keine 
Repressalien gegen unabhängige Ver­
öffentlichungen, Zugang zu den Mas­
senmedien für die Vertreter aller Glau­
ben sgemeinschaften. ‘ ‘

Mittlerweile fühlt sich die Kirche 
stark genug, weit größere Rechte zu 
verlangen. Die Unterstützung, die sie 
in letzter Zeit schon durch den Staats- 

_ apparat genossen hat, drückt sich u.a.
> darin aus, daß sich über 660 Kirchen 

und Kapellen im Bau befinden und 193 
kirchliche Gebäude erweitert werden. 
Ein Gesetzentwurf, in dem die katholi­
sche Kirche als fester Bestandteil Po­
lens garantiert werden soll, ist bereits 
fertig. Darüber hinaus wünscht der 
Papst, der in ungewöhnlicher Weise 
seine Herkunft und die Liebe zu sei­
nem Vaterland ausschlachtet, Wieder­
aufnahme diplomatischer Beziehungen 
zu Polen, die der Vatikan 1945 abge­
brochen hatte. Zum erstenmal würden 
damit solche Beziehungen zu einem 
osteuropäischen Land aufgenommen. 
Man versteht, warum der Papst 
schroff und für westdeutsche Imperia­
listen schmerzlich darauf bestand, daß- 
die Westgebiete der VR Polen, die er 
dieses Mal besuchte, historisch zum 
polnischen Staatsgebiet gehören.
Quellenhinweis: Osservatore Romano vom 24.6. 1983, 
Wochenausgabe in deutscher Sprache; FAZ vom 27.6. 
1983; Trybuna Ludu vom 18./19.6. 1983; The Wall Street 
Journal vom 22.6. 1983

Chemie
Kapitalisten wollen mehr 
Zwölf-Stunden-Schichten

Das ,, Rationalisierungs-Kuratorium 
der Deutschen Wirtschaft“ (RKW) hat 
jetzt eine Studie „Die Zwölf-Stunden- 
Schicht* ‘ herausgegeben. Entstanden 
ist sie „in Zusammenarbeit mit dem 
Bundesarbeitgeberverband Chemie 
e.V.“. Die Studie soll den Chemieka­
pitalisten Material an die Hand geben, 
das ihnen ermöglicht, die 12-Stunden- 
Schichtarbeit weiter auszudehnen.

Im Dritten Reich war es den Kapita­
listen gelungen, im Rahmen von

Reifenherstellung: Bald auch in
12-Stunden-Schicht?

Kriegsverordnungen in verschiedenen 
Industrien die 8-Stunden-Schicht auf 
12 Stunden auszudehnen. Nach 1945 
gelang es ihnen in einigen Chemiegroß­
betrieben, die 12 Stunden pro Tag bei­
zubehalten. Begründung dafür war, 
daß nach der Arbeitszeitverordnung 
von 1938 in diesen Schichten „regel­
mäßig und in erheblichem Umfang Ar­
beitsbereitschaft“ anfalle. Da nach 
dem neuen Entwurf der Arbeitszeit­
ordnung dieses Kriterium nicht mehr 
notwendig ist, werden die Kapitalisten 
nicht nur in der Chemiebranche, son­
dern auch in anderen Industriezweigen 
12-Stunden-Schichten durchzusetzen 
versuchen.

Gegenwärtig arbeiten etwa 23000 
Chemiearbeiter in 12-Stunden-Schicht, 
ca. 3,4% der in der Chemie Tätigen. 
1977 arbeiteten schon 28,9% von 1,47 
Mio. Lohnempfängern im Bereich 
„Minerale und chemische Industrie“ 
in Schichten, 13,2% aller Chemiebe­
schäftigten in vollkontinuierlicher, 
14,3% in teilkontinuierlicher Schicht.

Bei der Studie handelt es sich um ei­
ne Materialzusammenstellung aus sie­
ben Untersuchungen zwischen 1975 
und 1980 zum Thema Schichtarbeit 

unter besonderer Berücksichtigung 
von 12-Stunden-Schichten, im wesent­
lichen gefördert durch die Bundesre­
gierung oder Landesregierungen. Die 
Zusammenstellung trägt den Wün­
schen der Kapitalisten Rechnung. Im 
wesentlichen sind Befragungsergebnis­
se dar gestellt, in denen sich Schichtar­
beiter positiver zur 12-Stunden- 
Schicht, verglichen mit 8-Stunden- 
Schicht und nicht etwa mit Normalar­
beitszeit, äußern. Nur knapp zitierte 
und als „erstaunlich“ abgetane Ergeb­
nisse zeigen, daß 12-Stunden-Schicht- 
arbeiter wegen Magen-Darm-Erkran- 
kungen häufiger zum Arzt und ins 
Krankenhaus müssen.

Eine Studie der IG Chemie, „Pro­
jekt Schichtarbeit“, weist nach, daß 
nicht nur finanzieller Zwang die Arbei­
ter in die Schichtarbeit treibt, sondern 
daß wegen drohender Arbeitslosigkeit 
oder Umstellung im Betrieb von Nor­
mal- auf Schichtarbeit gar keine andere 
Wahl bleibt.
Quellenhinweis: Kaupp, Die Zwölf-Stunden-Schicht, 
hrsg. vom RKW, Best.Nr. 838, Eschborn 1983; Roth, „Es 
ist halt so ..Reinbek 1982; Entwurf AZO v. 1982

Textilindustrie
,,Maschinen, die stillste­
hen, verdienen nichts“

Kaum haben die Textilkapitalisten die 
Beschränkungen für die Ausbeutung 
jugendlicher Arbeitskraft in Schicht- 
und Akkordarbeit beseitigen können, 
verlangen sie mehr: Mitte Juni begab 
sich der Präsident von Gesamttextil 
Plutte zum Bundeskanzler, um die 
Forderung der Textilkapitalisten nach 
Beseitigung aller Hemmnisse in der 
Ausbeutung der Arbeiter und Arbeite­
rinnen bei Nacht, an Sonn- und Feier­
tagen vorzutragen. Um die Wettbe­
werbsfähigkeit der Textilindustrie 
„flankierend“ zu unterstützen, solle 
die Bundesregierung die Vorschriften 
in der Gewerbeordnung und der Ar­
beitszeitordnung ändern, die bislang 
die Einführung von vollkontinuierli­
cher Schichtarbeit in der Textil- und 
Bekleidungsindustrie einschränken. 
Diese Vorschriften sind vor allem das 
Verbot von Nachtarbeit für Frauen 
und Jugendliche (49,6% der Arbeiter 
in der Textilindustrie sind Frauen) und 
die Bestimmung der Gewerbeordnung, 
daß Sonntagsarbeit im wesentlichen 
nur erlaubt ist, wenn „Arbeiten vor­
kommen, welche ihrer Natur nach eine 
Unterbrechung oder einen Aufschub 
nicht gestatten“.

Die Natur der Textilproduktion ist 
- so Plutte - vor allem kapitalinten­
siv und gestatte demzufolge keine Un­
terbrechung. Laut FAZ begründete er 
die Forderungen der Textilkapitalisten 
so: „Als eine ausgesprochen kapitalin­
tensive Branche strebe die Textilindu-
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strie eine bessere Ausnutzung ihres mo­
dernen Maschinenparks möglichst 
durch eine Sieben-Tage-Woche, natür­
lich durch Schichtarbeit, an. Bei einer 
Sechs-Tage-Woche ... seien etwa 
7488 Jahresstunden erreichbar, bei ei­
ner Sieben-Tage-Woche 8736 Stunden. 
Natürlich komme es dabei zu einer 
Mehrproduktion, aber auch zu einer 
größeren internationalen Wettbe­
werbsfähigkeit. Textilmaschinen, die 
stillstehen, sind wie Schiffe, die im Ha­
fen liegen. Sie verdienen nichts.“

Schon jetzt müssen die Arbeiter in 
der Textilindustrie im Drei- und Zwei­
schichtbetrieb arbeiten. Die durch­
schnittliche jährliche Maschinenlauf­
zeit in der westdeutschen Textilindu-

17. Juni

strie betrug 1982 5664 Stunden. Diese 
Stundenzahl können die Textilkapitali­
sten nur erreichen, wenn sie bei einer 
Fünf-Tage-Woche täglich mehr als 16 
Stunden arbeiten lassen, oder in einer 
Sechs-Tage-Woche 16 Stunden täglich 
und einige Sonderschichten. Eine jähr­
liche Maschinenlaufzeit, wie sie Plutte 
will, heißt, daß die Maschine gerade 24 
Stunden im Jahr stillsteht. Solche Re­
kordzeiten in Ausbeutung von Arbeits­
kraft haben die Textilkapitalisten der 
imperialistischen Staaten nicht einmal 
in den „Niedriglohnländern“ durch­
setzen können: In Indien z.B. betrugen 
die Maschinenlaufzeiten 1982 „nur“ 
8544 Stunden im Jahr.
Quellenhinweis: FAZ v. 24.6.83; BWK Nachrichten, Heft 
03, Woche 24/83

Demonstration gegen die deutsche 
Wiedervereinigung im NATO-Weltkrieg
Seit ihrem Antritt entfaltet die Regie- I 
rung Kohl/Genscher eine großdeut­
sche Kriegsmobilisierung unter der Pa- I 
role „Frieden in Freiheit“. „Die deut­
sche Frage muß offen gehalten wer­
den“, um ein „Deutschland in den 
Grenzen von 1937“ zu erstreiten: 
„Wiedervereinigung in Freiheit“! 
Zahlreiche Veranstaltungen des Kura­
toriums Unteilbares Deutschland, der 
CDU/CSU und faschistischer Organi­
sationen wurden zum 30. Jahrestag des 
sogenannten VolksaufStandes vom 17. 
Juni 1953 in Ostberlin durchgeführt.

Im folgenden drucken wir die ge­
meinsame Rede von BWK und MG ab, 
die auf der Schlußkundgebung verle­
sen wurde:

1. Die Bundesrepublik Deutschland 
begeht als Nationalfeiertag den An­
spruch auf ein fremdes Territorium. 
Im Bundestag drüben haben sich heute 
die Politiker versammelt und halten ei­
ne Feierstunde ab als Repräsentanten 
eines Volkes ohne den ihm laut Grund­
gesetz zustehenden Raum.

Mit ernster Musik und gedeckter 
Kleidung, Festtagswürde im Gesicht, 
begehen sie die Erinnerung an andert­
halb Streiktage von 300000 Arbeitern 
vor 30 Jahren in der DDR als Staatsfei­
ertag. Den kurzen und schon am 16. 
Juni 1953 erfolgreichen Protest gegen 
Normenerhöhungen ohne Lohnerhö­
hungen preisen da im Bundestag genau 
die Figuren, denen hierzulande die 
Lohnsenkungen nie weit genug gehen; 
denen hierzulande die Normenerhö-

hungen (sprich Rationalisierung) nie 
effektiv genug ausfallen; denen das 
Streikrecht nur gefällt, wenn es nie 
zum Streiken „mißbraucht“ wird, wie 
es dann heißt, wenn gestreikt wird; die 
schon Dankbarkeit verlangen, wenn 
ein Lohnarbeiter überhaupt eine Firma 
findet, die ihn geschäftstüchtig aus­
nützt.

Eine Versammlung von Heuchlern 
hat da ihre Staatsfeierstunde abge­
wickelt: Ein Arbeiteraufstand in Ost- 
berlin dient ihnen als Kronzeuge für 
die gelungene Ausbeutung und Herr­
schaft in Westdeutschland, weil dem 
arbeitenden Volk hier in Aufständi­
schen drüben haargenau jene Ideale 
vorgeführt werden können, in deren 
Namen es sich nur auf dem Boden der 
freiheitlich-demokratischen Grundord­
nung lohnen soll, zu schuften und zu 
parieren.

2. Einen Ausbruch von Volkssehn­
sucht nach Deutschlands „Wiederver­
einigung“ wollen sie drüben entdeckt 
haben, die Macher und Herren der > 
westdeutschen Republik, am 17. JuniW 
1953. Und nichts als Diener dieser 
Sehnsucht wollen sie sein. Haben sie 
denn wirklich die Ostberliner Bauar­
beiter und die Großmütter aus Magde­
burg gefragt, ehe sie den Anspruch auf 
ein größeres Deutschland ins Bonner 
Grundgesetz hineingeschrieben haben? 
Haben sie ernstlich ein gelungenes Fa­
milienglück im Sinn, wenn sie ausge­
rechnet an den „Grenzen von 1937“ 
festhalten? Oder umgekehrt: Wer un­
bedingt in Mecklenburg Heimatgefüh­
le pflegen will, macht der sich dann 
dran, erst einmal einen ganzen Staat 
aus der Welt zu schaffen?

3. Um die Freiheit soll es den unzu­
friedenen DDR-Bürgern am 17. Juni 
1953 gegangen sein - gar nicht so sehr 
um mehr Lohn und leichtere Arbeit. 
Die Freiheit wollen die Macher und 
Herren der westdeutschen Republik/^ 
den berühmten „Brüdern und Schwe­
stern drüben“ bringen, so sagen sie.

Unter den Losungen: „Gegen den 
BRD-Imperialismus! Gegen die ge­
waltsame deutsche Wiedervereinigung 
im NATO-Welt krieg!“ riefen seit An­
fang Mai die Marxistische Gruppe 
(MG) und der BWK zu einer Demon­
stration am 17. Juni nach Bonn auf. 
Über 7000 Teilnehmer kamen zur De­
monstration. Weitere Organisationen 
konnten zur Unterstützung der De­
monstration nicht gewonnen werden.
Aber immerhin konnte die gemeinsame j 
Kampagne von MG und BWK mit dar- I 
auf Einfluß nehmen, daß bei verschie­
denen Organisationen und Initiativen 
der Gedanke, der zunehmenden 
Kriegsmobilisierung entgegenzutreten, 
bestärkt wurde. Zwar konnten nicht all 
die zahlreichen Veranstaltungen der 
Reaktionäre und Faschisten verhindert 
werden, aber Veranstaltungen der 
CDU, der Vertriebenenverbände und 
anderer blieben nicht ungestört. Fa­
schistische Aufmärsche (siehe Seite 23) 
wurden bekämpft. Die Bundestags­
fraktion der Grünen nahm an der Fest­
veranstaltung des Deutschen Bundes­
tages nicht teil. Stattdessen jedoch 
führte sie am gleichen Tag eine Frak­
tionssitzung zum Thema „Deutsch­
landpolitik der Grünen“ durch.
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Über 7000 beteiligten sich an der Demonstration von MG und BWK



Abmarsch am Schlachthof: Teilnehmer des BWK (links). - Schlußkundgebung auf dem Münsterplatz (rechts).

,,Freie Wahlen“ zum Beispiel - be­
haupten genau die Machthaber, die ih- 

\ ren Wählern nichts anderes verspre- 
z chen, als daß sie der Opferpolitik ihrer 

Regierung blind vertrauen müssen. Die 
ganze Bundesländer für ,,unregierbar“ 
erklären, wenn die mit Wahlen erfolgte 
Ermächtigung nicht absolut genug aus­
gefallen ist. Und die in der ganzen Welt 
die härtesten Diktaturen unterstützen 
oder sogar aufmachen und einrichten, 
wenn ein Volk sie stören könnte.

Die ,,freie Meinungsäußerung“ wol­
len sie angeblich nach drüben exportie­
ren; die ,,Freiheit der Kritik“, für die 
wir hier dankbar sein sollen - behaup­
ten genau die Gewalthaber, die sich im 
Namen des zugestandenen Rechts auf 
Kritik jede wirkliche Kritik verbitten, 
verbieten und verfolgen. Die gleichen 
Gewalthaber, die jede Kritik gleich vor­
sorglich bespitzeln lassen, weil ,,freie 
Meinungsäußerung“ so natürlich nicht 

, gemeint ist. Die ihrem NATO-Partner 
Türkei das Foltern von Staatsgegnern 
als landesübliche Sitte, wie sie im Ge­

Politikermasken vorgestellt: Kulturgruppen aus Hamburg und Mannheim

richtsurteil heißt, ohne Bedenken zuge­
stehen.

4. Die Freiheit, die die politischen 
Führer des Westens den Völkern im 
Osten unbedingt schenken wollen: das 
ist ihre Freiheit, über die Staaten des 
heutigen „sozialistischen Lagers“ ge­
nau so schrankenlos zu gebieten und 
zu verfügen wie über ihre Kreaturen in 
der sogenannten „Dritten Welt“. Die 
nationale Einheit, die die Rechtsnach­
folger Adolf Hitlers unbedingt herstel­
len wollen: das ist der erklärte Wille, 
ein ganzes Kriegsergebnis nicht gelten 
zu lassen. Das ist die feste Zusage, daß 
die westdeutsche Nation ganz beson­
ders fest einsteht für das NATO-Pro- 
gramm: „Weg mit der Sowjetunion!“ 
Nicht eher wollen die Macher und Her­
ren der westdeutschen Republik zufrie­
den sein, als bis ihr Staat zur Chefna­
tion einer neuen Nachkriegsordnung 
aufgestiegen ist. Einheit und Freiheit: 
das sind die idealistischen Parolen der 
gesamtwestlichen und der deutsch-na­
tionalen Kriegsankündigung gegen den 
Osten!

5. Daß dieses Kampfprogramm 
„Friedenspolitik“ heißt, wundert uns 
nicht: das paßt! Denn der Frieden wird 
damit ja tatsächlich zur Debatte ge­
stellt. Nachgiebigkeit bis zur Selbstauf­
gabe wird dem sowjetischen Feind ab­
verlangt - als Friedensbedingung. 
Und damit Moskau die Ernsthaftigkeit 
dieses westlichen Friedenswunsches be­
greift, wird die Sowjetunion „totgerü­
stet“. Frieden heute - das ist der NA- 
TO-Weltkrieg in der Phase seiner Vor­
bereitung. Und deutsche Einheit heute 
- das ist der besondere Rechtstitel der 
Bundesrepublik auf seine erfolgreiche 
Durchführung.

6. Mit dem gediegenen guten Gewis­
sen von Schreibtischtätern feiern die 
Führer der westdeutschen Nation heu­
te ihren selbstgewählten und verhäng­
ten nationalen Kampfauftrag. Wir 
wollen dafür sorgen, daß ihnen ihre 
Festtagslaune vergeht!
Kampf dem BRD-Imperialismus! Ge­
gen die deutsche Wiedervereinigung im 
NATO-Weltkrieg!

EG-Stahlkrach
BRD-Monopole drängen 
auf Entscheidung

Kurz vor der EG-Gipfelkonferenz vom 
17. bis 19. Juni hatte die Bundesregie­
rung angekündigt, sie werde die Stahl­
politik zu einem Thema machen. Mehr 
noch, am 10. Juni ließ Bundeswirt­
schaftsminister Lambsdorff im Bun­
destag handfeste Drohungen gegen die 
EG-,»Partner“ verlauten: „Eine Lö­
sung der Stahlfrage ist die Vorausset­
zung dafür, daß die Bundesregierung 
eventuellen Beschlüssen über die zu­
künftige Finanzierung der EG zustim­
men kann.“ Dennoch verlor die bür­
gerliche Presse buchstäblich kein Wort
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Spethmann kündigte einen weiteren 
,, Abbau“ von 33000 Stahlarbeitern bis 
1985 an. (Bild: Schmelzer)
darüber, was hierzu beraten wurde. 
Nicht nur dies deutet darauf hin, daß 
der Stahlkrach innerhalb der EG sich 
weiter zuspitzen wird.

Zwei Termine sind für die weitere 
Entwicklung der Konkurrenz der Stal­
industrien der EG-Länder untereinan­
der von großer Bedeutung. Zum einen 
müssen nach dem 1981 vereinbarten 
EG-,,Subventionskodex* bis zum 30. 
Juni alle noch bis zum 31.12. 1985 vor­
gesehenen staatlichen Subventionen 
für die Stahlkapitalisten von der EG 
genehmigt werden. Zum anderen lau­
fen die nach Art. 58 des EGKS-Vertra- 
ges eingeführten und seit dem 1.7. 1981 
geltenden Produktionsquoten aus. Ur­
sprünglich ebenfalls bis zum 30. Juni 
begrenzt, wurden die bisher geltenden 
Quoten auf einer Sitzung der Wirt­
schaftsminister am 21. Juni vorerst bis 
zum 25. Juli verlängert.

Entsprechend haben die westdeut­
schen Stahlmonopole in den letzten 
Wochen lauthals ihre Ansprüche ange­
meldet. Thyssen-Chef Spethmann ver­
langte als Vorsitzender der Wirt- 
schaftsvereinigung Eisen und Stahl ei­
ne Aufstockung der westdeutschen 
Produktionsquoten für Walzstahl um 
insgesamt 10%, angeblich um ,»Nach­
teile*4 auszugleichen. Von der Bundes­
regierung verlangte er staatliche Sub­
ventionen für die Umstrukturierung 
der westdeutschen Stahlindustrie zwi­
schen 4,5 und 6 Mrd. DM. Insgesamt 3 
Mrd. DM hat die Bundesregierung in 
einem Kabinettsbeschluß am 14. Juni 
bereits bewilligt, sofern die Bundeslän­
der, in denen sich Stahlstandorte be­
finden, sich zu 50% beteiligen. Weitere 
1,2 Mrd. DM wurden ,,vorsorglich“ 
bei der EG-Kommission angemeldet. 
Sie sollen im Rahmen ,,normaler“ In­
vestitionszulagen für Forschung, Ener- 
gieeinsparung u.ä. vorgesehen werden.

Tatsächlich ist dies eine offene 
Kampfansage an die EG-Konkurrenz. 
Abgesehen davon, daß keineswegs nur 
die aus der Wirtschaftsvereinigung 
ausgeschlossene Klöckner AG immer 

wieder gegen die festgelegten Quoten 
verstoßen hat, sondern - wenn auch 
in geringerem Umfang - zumindest 
auch Krupp, die Otto Wolff AG und 
kürzlich erst Hoesch, richtet sich die 
verlangte Quotenerhöhung vor allem 
gegen die Stahlindustrie der Benelux- 
Länder. Schon lange ist der hohe Ex­
portanteil dieser Stahlindustrien den 
westdeutschen Stahlmonopolen ein 
Dorn im Auge.

Wie dabei die geplante Umstruktu­
rierung der westdeutschen Stahlindu­
strie im einzelnen vorangehen wird, ist 
nach wie vor unklar. Daß vor allem 
Thyssen hier eine schärfere Gangart 
einschlagen will, macht die Aufforde­
rung der Wirtschaftsvereinigung Eisen 
und Stahl deutlich, die EG-Kommis­
sion solle die gegen Klöckner verhäng­
ten Geldbußen wegen Quotenüber­
schreitung von insgesamt 166 Mio. DM 
endlich eintreiben. Die Klöckner AG 
hatte zuvor erklärt, dies würde sie in 
die Zahlungsunfähigkeit treiben. Am 
Dienstag, 29. Juni, schließlich wurde 
abends bekannt, daß Arbed-Saarstahl 
erneut zahlungsunfähig ist, sofern 
nicht bis zum 10. Juli weitere staatliche 
Finanzhilfen gewährt werden.
Quellenhinweis: Handelsblatt, 1—23.6. 1983; Bundestags­
protokoll vom 10.6.83

Nordirland
Wahlerfolg für Sinn Fein, 
weitere Aktionen der IRA

Verschiedene Hoffnungen in bezug auf 
Nordirland mußte die Regierung That­
cher in den letzten Wochen begraben. 
Die lautstark geäußerte Überzeugung, 
die 64000 Stimmen bei der Wahl zur 
Nordirland-Versammlung im letzten 
Oktober für Sinn Fein, die Partei, die 
politisch die IRA unterstützt, seien ein 
,,Strohfeuer** gewesen, wurde Lügen 
gestraft. Bei der Unterhauswahl am 9. 
Juni erhielt Sinn Fein, nach Aussagen 
der britischen Regierung „der politi­
sche Flügel der IRA**, 102701 Stim­
men, das entspricht 13,4% der Ge­
samtstimmen und etwa 42% der Stim­
men der katholisch-irischen Bevölke­
rung. Die zweite Hoffnung, weniger 
laut ausgesprochen, war, daß die repu­
blikanische Bewegung sich zu einem 
Wahlverein entwickeln und den be­
waffneten Kampf zumindest ein­
schränken würde. Aber in den Wochen 
vor und nach der Wahl führten IRA- 
Einheiten erfolgreiche Aktionen 
durch, z.B. in Belfasts hermetisch ab­
geriegelter Innenstadt, in der die IRA 
dennoch drei Bomben in Geschäften 
nach einer Warnung zünden konnte. 
Mehrere britische Soldaten wurden bei 
IRA-Angriffen getötet.

Besonders schmerzlich für Thatcher 
ist das Wahlergebnis in Belfast. Dort

erhielt Sinn Fein 23000 Stimmen, die 
„gemäßigte“ Social Democratic and 
Labour Party erhielt zum ersten Mal 
weniger Stimmen (20000), obwohl sie 
insgesamt mit 136000 Stimmen noch 
den größten Anteil der katholisch-iri­
schen Stimmen hatte. In West Belfast 
wurde Gerry Adams mit 16379 Stim­
men ins Unterhaus gewählt. Gerry 
Adams ist einer der Sinn-Fein-Vizeprä­
sidenten und gilt bei den britischen 
Truppen als „der eigentliche Stabschef 
der IRA“. Der unterlegene Abgeord­
nete Gerry Fitt trat als Unabhängiger 
auf. Er war jahrelang von der briti­
schen Regierung als die „Stimme der 
gemäßigten Iren“ gepäppelt worden. 
Fitt erhielt 10326 Stimmen, nach sei­
nen eigenen Angaben zum größten Teil 
aus dem protestantisch-unionistischen 
Lager. Einen zweiten Wahlkreis - 
Mid-Ulster - verfehlte der dortige 
Sinn-Fein-Kandidat nur um 78 Stim­
men.

Gerry Adams wird seinen Sitz im 
Londoner Parlament nicht einnehmen. ■ V 
Sinn Fein erkennt die britische Hoheit 
über Nordirland nicht an. Sofort nach 
der Wahl allerdings mußte die britische 
Regierung das Einreiseverbot gegen 
Adams für das britische Festland auf­
heben. Vor drei Monaten hatte sie ihm 
und einer Delegation die Einreise ver­
boten, als er auf Einladung des Londo­
ner Gesamtstadtrates, der von einem 
linken Labour-Bürgermeister geführt 
wird, London besuchen und dort „die 
Bevölkerung über die gerechte republi­
kanische Sache aufklären“ wollte.

Sinn Fein führte den Wahlkampf 
hauptsächlich gegen die koloniale Be­
herrschung Nordirlands durch Groß­
britannien, die Truppenstationierung 
und die dauernde Belästigung der ka­
tholisch-irischen Bevölkerung durch 
Polizei, Armee und örtliche Hilfstrup­
pen. Zweitens griff die Partei die eien- , 
de Lebenslage der irisch-katholischen- 
Arbeiter und Arbeitslosen auf, griff 
örtlich Kapitalisten und ihre britischen 
Hintermänner an und führte einen 
ideologisch offensiven Wahlkampf ge­
gen die „Gewaltfreiheit“. „Wir wer­
den entschieden für ein vereintes Irland 
eintreten, eine demokratische Soziali­
stische Republik, die frei ist von aus­
ländischer Besetzung“, hieß es in ihrer 
Zeitung „An Phoblacht - Republican 
News“ vor der Wahl. „Wir sehen den 
Sechs-Bezirke-Staat (Nordirland, d. 
Verf.) als nicht reformierbar an und 
sind der Ansicht, daß volle Bürgerrech­
te, ein Ende der Diskriminierung, Ar­
beitslosigkeit, sozialen Benachteiligung 
und des Sektierertums nur erreicht 
werden können, wenn wir unsere na­
tionalen Rechte erlangen - also Unab­
hängigkeit und Einheit.“

Quellenhinweis: An Phoblacht / Republican News, 2., 9., 
16.6. 1983; Observer, 12.6.83; Sunday Times, 12.6.83; 
BBC-Nachrichten
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Ausländische Lohnarbeiter
Ausländerpolitik in der Tradition faschistischer Fremd­
arbeiterpolitik. Interview mit einem türkischen Arbeiter
,,10500 Mark Rückkehrprämie zahlt I wollen sie da noch Sozialpläne! Vor al-1 lenden Rentenansprüchen! Wenn das 
Bonn Türken, Jugoslawen und Gastar- lern aber rechnet man im Hause Blüm keine Perpektiven der „Rentensanie- 
beitern aus anderen Nicht-EG-Län- fest damit, daß vor allem ältere, und rung“ eröffnet! Wenn das kein Anreiz 
dern, wenn sie mit ihren Familien bis das heißt: von den Kapitalisten ver- zur „Rückkehrförderung“ ist! Fast be- 
Ende September 1984 freiwillig in die schlissene, verbrauchte ausländische dauernd weist das Ministerium deshalb 
Heimat zurückkehren ... Bundesar- Lohnarbeiter von der angebotenen auch darauf hin, daß solche „Geschäf- 
beitsminister Blüm: ,Ich schätze, daß „Rückkehrhilfe“ Gebrauch machen te“ leider nur mit den ausländischen 
bis zu 85000 Ausländer heimkehren werden. Eine Kalkulation, die, so per- Lohnabhängigen möglich sind, deren 
werden4“. So faßte am 23.6. die Bild- fide sie ist, dennoch aufgehen könnte. Rentenansprüche nicht durch Sozial- 
Zeitung den tags zuvor vom Bundeska- Denn den älteren Arbeitern droht, Versicherungsabkommen ihrer Her­
binett beschlossenen „Gesetzentwurf wenn sie keine Aussicht mehr haben, kunftländer mit der BRD gegen solche 
zur Förderung der Rückkehrbereit- noch einen westdeutschen Ausbeuter Gaunereien geschützt sind, und das
schäft von Ausländern“ zusammen, zu finden, sowieso über kurz oder lang heißt: im wesentlichen „nur“ mit tür-
Noch vor der Sommerpause soll der Ge- die Abschiebung, wenn ihr Anspruch kischen und portugiesischen Lohnab­
setzentwurf ins Parlament eingebracht auf Arbeitslosengeld abgelaufen ist hängigen.
werden noch im Herbst soll er in und sie Arbeitslosenhilfe spätestens Was sind d f ausländische Ar_
Kraft treten. Doch was da scheinbar aber, wenn sie Sozialhdfe beantragen. beR die jgtzt ab hoben werden 

> harmlos als --Forderung der freiwilli- Diese alten ausländischen Lohnarbei- soUen oder einer 5permanenten Ab. 
gen Rückkehr“ daherkommt, ist in ter sollen jetzt außer Landes gejagt schiebun£sdrohun£ unterworfen wer- Wirklichkeit die Einleitung von An- werden, und zwar rasch: für jeden Mo- "öXeS Se
griffen auf die ausländischen Lohnar- nat den sie nach ihrer Kündigung ausiändischen Arbeiter, gleich welchen 
beiter und ihre Familien in der BRD, noch Arbeitslosengeld in Anspruch Alters, schon jetzt von Seiten der Kapi- 
die sich mit der faschistischen „Fremd- I nehmen, wird die „Rückkehrhilfe talisten und ihrer Staatsorgane ausge-
arbeiter“ politik der 30er und 40er Jah- I um 1500 DM gekürzt. setzt? In der letzten Woche sprachen
re durchaus vergleichen lassen. Zudem hat die Regierung sich noch wir darüber in Köln mit einem türki.

So soU schon jetzt einen Anspruch eine besondere Feinheit ausgedacht: schgn bei Ford und mit meh.
auf „Rückkehrhilfe“ nur haben, wer, die „Rentenabfindung ‘. Hier hat türkischen lueendlichen
aus Jugoslawien, Süd-Korea, Marok- Blüm ausrechnen lassen, daß, sollten reren lurKlsuien J ugenuuuiien.
ko, Portugal, Spanien, Tunesien oder auch nur 55000 der 85000 bis Juni A. kam 1968 zu Ford nach Köln. Er
der Türkei rekrutiert, in der Zeit zwi- 1984 abzuschiebenden alten ausländi- erinnert sich noch gut daran. In dem
sehen Herbst dieses Jahres und Ende sehen Lohnarbeiter einer „Abfin- Rekrutierungsbüro in der Türkei wur- 
Juni 1984 wegen Konkurs oder Be- düng“ ihrer Rentenansprüche zustim- de damals allen Arbeitern einfach ge- 
triebsstillegung arbeitslos wurde oder men, dies zwar 680 Mio. DM Kosten sagt: „Unterschreib!“, dann mußten 
seit mindestens einem halben Jahr von machen würde - 13000 DM je „abge- sie sich in eine Ecke stellen, bis sie ir­
den Kapitalisten zu Kurzarbeit ge- fundenem“ Arbeiter. Dafür aber wür- gendwann aufgerufen wurden und ih- 
zwungen wurde. Dahinter steckt zum de man, so Blüm in seiner Pressemittei- nen gesagt wurde, in welche Stadt und 
einen die Absicht, den Kapitalisten bei lung, langfristig runde 2,5 Milliarden zu welchem Kapitalisten sie nun gehen 
künftigen Stillegungen einen Teil ihrer DM Rentenzahlungen „sparen“, sollten. Lediglich A. bestand darauf, 
Sozialplankosten abzunehmen - frei Macht pro abgefundenem ausländi- vorher zu wissen, mit welchem Kapita- 

* nach der Regel: Wenn die Ausländer sehen Lohnarbeiter einen Reingewinn listen er da einen Arbeitsvertrag unter­
schon Rückkehrhilfen bekommen, was I von 33000 DM nicht mehr auszuzah- I schreiben sollte.

,,Es ist unübersehbar, daß aufgrund unserer ... Wirtschafts- und Arbeitsmarktverhältnisse die Ausländerbeschäftigung 
weitgehend eine strukturelle Notwendigkeit und ein wirtschaftliches Dauerphänomen geworden ist.“ (BDA)
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Ausländische Arbeiter - 
mässe des deutschen Imperialismus

immer schon Manövrier

Gängige Argumentation der Reak­
tion zur Verschärfung der Ausländer­
gesetzgebung ist es, die ausländischen 
Arbeiter und ihre Familien als solche 
hinzustellen, die einer besonderen 
Beaufsichtigung und Strafandrohung 
durch den Staat bedürfen. Historisch 
läßt es sich nach weisen, daß es dem 
Kapital niemals um die besonderen 
Sitten und Bräuche bzw. um deren 
Austreibung im allgemeinen geht, 
sondern, daß das Kapital sich die 
ausländische Arbeiterbevölkerung als 
Reservearmee gegenüber der deut­
schen bzw. westdeutschen Bevölke­
rung hält, ihre niedrigen Löhne und 
rechtlose Lage mit den Eigenarten 
der Ausländer begründet, um die 
wahren Absichten zu vertuschen. Ih­
ren Zweck als Reservearmee erfüllt 
diese ausländische Arbeiterbevölke­
rung nur, wenn die Spaltung zwi­
schen ausländischen Arbeitern und 
den westdeutschen gelingt und damit 
ein Druck auf die Löhne und die 
Rechte der gesamten Arbeiter erzeugt 
werden kann.

Zu Beginn des deutschen Imperia­
lismus, seit der stürmischen Entwick­
lung der deutschen Industrie nach 
1871, wurden Hunderttausende aus­
ländischer Arbeiter unter härtesten 
Arbeits- und Lebensbedingungen 
ausgebeutet. Ein großer Teil arbeitete 
als Saisonarbeiter in der ostelbischen 
Landwirtschaft. Mit Beginn der 80er 
Jahre wurden eine Reihe von Berg­
werken und Schwerindustriebetrie­
ben neu gegründet. Die Kapitalisten 
schickten ihre Werber nach Ostpreu­
ßen und in andere Ostgebiete, um 
dem Arbeitskräftemangel durch pol­
nische Arbeiter abzuhelfen. Als in 
der Landwirtschaft auf den großen 
Gütern der Großgrundbesitzer zu in­
tensiveren Bearbeitungsmethoden 
übergegangen wurde und die indu­
strielle Zuckerrübenverwertung be­
gann, wurden wiederum Arbeiter aus 
Polen herbeigeschafft. 1907 arbeite­
ten im Deutschen Reich 900000 aus­
ländische Arbeiter.

Es gab kein spezielles Ausländerge­
setz, sondern der Zustrom der Aus­
länder wurde über verschiedene Pa­
ragraphen im Paß- und Freizügig­
keitsgesetz, in der Gewerbeordnung, 
im Strafgesetzbuch usw. geregelt. Die 
Ausländer durften nur während einer 
gewissen Zeit des Jahres in ausge­
wählten industriellen Großbetrieben 
oder in der Landwirtschaft in be­
stimmten Provinzen beschäftigt wer­
den und mußten nach Ablauf dieser 
Zeit das Land wieder verlassen. Fa­
milienmitglieder durften generell 

nicht nachziehen. Das Gesetz ,,Gegen 
die gemeingefährlichen Bestrebungen 
der Sozialdemokratie“ von 1878 legte 
fest, daß die Ausweisung von Auslän­
dern wegen Agitation fyr sozialdemo­
kratische, sozialistische und kommuni­
stische Bestrebungen erfolgen mußte. 
1907 wurde verfügt, daß die ausländi­
schen Arbeitskräfte unter Androhung 
von Ausweisung an einen bestimmten 
Unternehmer gebunden waren. Zu Be­
ginn des 1. Weltkrieges überschritt die 
Zahl der ausländischen Arbeitskräfte 
erstmals die Millionengrenze, 1914: 1,2 
Mio. Vor allem Belgier wurden ver­
schleppt und in der Kriegswirtschaft 
zwangsbeschäftigt.

Bis zum 1. Weltkrieg organisierten 
die Kapitalisten und Großgrundbesit­
zer die Beschaffung der ausländischen 
Arbeiter selber. Nach dem Krieg, als 
die Zahl der ausländischen Arbeiter zu­
rückging, weil die Wirtschaftskrisen 
und Arbeitslosigkeit genügend billige 
Arbeiter produzierten, mußten sich die 
Kapitalisten die Arbeitskräfte vom zu­
ständigen Landesamt für Arbeitsver­
mittlung genehmigen lassen. 191200 
ausländische Arbeiter durften sich im 
Reich aufhalten.

Nach der Machtergreifung des Fa­
schismus betrug die Zahl der ausländi­
schen Arbeiter 1934 immer noch weni­
ger als 200000. Die Wirtschaftskrise 
machte ein disponibles ausländisches 
Arbeiterheer unnötig, die Kapitalisten 
konnten genügend Beschäftigte für 
Hungerlöhne vom Arbeitsmarkt holen. 
Die Faschisten änderten an der Gesetz­
gebung zunächst nur die Zuständigkeit 
für die Ausländer. Das Reichsinnenmi­
nisterium erhielt die Aufsicht über sie, 
die Länder mußten ihre Kompetenzen 
diesbezüglich abgeben. In den Jahren

Sowjetische Gefangene in einem Sammellager, 1941

1935, ’36 und ’37, in denen die Arbeits­
losigkeit zurückging, stieg auch wieder 
die Anzahl der ausländischen Beschäf' 
tigten: 1937 gab es 350000 Ausländer 
im deutschen Reich. Die fremden Ar­
beiter waren im wesentlichen unge­
lernt, ein Drittel war in der Landwirt­
schaft beschäftigt, etwa 10% in Haus­
halten. Mit dem Jahr 1938 trat eine 
grundlegende Änderung in der Auslän­
derpolitik der Faschisten ein. Sämtli­
che deutschen Arbeiter und viele kleine 
Gewerbetreibende waren durch die Ar­
beitsbeschaffungsmaßnahmen der Na­
zis, durch die Rüstungsproduktion in 
Arbeit gepreßt worden. Zur Vorberei­
tung des Krieges mußte die Produktion 
gesteigert werden. Zunächst wurden 
die Bestimmungen aufgehoben, nach 
denen die verheirateten Frauen nicht 
arbeiten durften, dann wurden Arbei­
ter aus Österreich und den ,,Sudeten­
gebieten“ fürs Reich angeworben. 
1939 wurden Massentransporte von. 
Zwangsarbeitern aus der Tschechoslctf/ 
wakei durchgeführt. Eine zentrale Re: 
gistrierung aller Ausländer wurde ein­
geführt, alle ,,Fremdarbeiter“ unter 
Verfügungsgewalt der SS gestellt. Eine 
,, Ausländerpolizeiverordnung“ trat
am 22.8. 1938 in Kraft. Sie erlaubte 
denjenigen Ausländern den Aufenthalt 
im Reichsgebiet, die „nach ihrer Per­
sönlichkeit und dem Zweck ihres Auf­
enthaltes im Reichsgebiet die Gewähr 
dafür bieten, daß sie der ihnen gewähr­
ten Gastfreundschaft würdig sind.“ 
Eine Liste von Gründen für Aufent­
haltsverbot und Abschiebung, ähnlich 
unseren jetzigen Ausländergesetzen, 
war darin enthalten: Der Ausländer 
durfte die Belange des Reiches nicht 
gefährden, er durfte nicht „arbeits­
scheu“ sein und mußte über genügend 
Mittel zur Bestreitung seines Unter­
halts bzw. dem seiner Familie verfü­
gen. f

Mit dem Ausbruch des 2. Weltkrie­
ges änderte sich die Lage der aus­
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ländischen Arbeiter noch einmal. 
Ausländer und Kriegsgefangene wur­
den unter allen nur denkbaren Ter­
rormaßnahmen nach Deutschland 
verschleppt und mußten dort im In­
teresse der deutschen Faschisten für 
ihre jeweiligen Eroberungspläne ar­
beiten. ,,Durch die Einberufung zur 
Wehrmacht ergab sich eine empfind­
liche Lücke, die durch Einschrän­
kung in nicht kriegswichtigen Arbei­
ten und durch Mobilisierung zusätzli­
cher Arbeitskräfte geschlossen wer­
den mußte ... 1941 waren im Reich 
2,1 Mio. Ausländer als Arbeiter oder 
Angestellte tätig“ (Wirtschaft und 
Statistik, 1942). Sie kamen aus Bel­
gien, Italien, Jugoslawien, den Nie­
derlanden und der CSSR. Dazu ka­
men 1941 1,5 Mio. Kriegsgefangene, 
die für die Faschisten arbeiten muß­
ten. Eine andere Gruppe waren die 
Zwangsarbeiter in den besetzten Ge­
bieten. Nach weniger als drei Wo- 

\chen Krieg waren bereits 30 Dienst-
* stellen des Landesarbeitsamtes Schle­

sien auf polnischem Gebiet eingerich­
tet: „Es ist selbstverständlich, daß 
die Arbeitskräfte des gesamten be­
setzten Gebietes in einem ausgespro­
chenen Wirtschaftskrieg sowohl zur 
Aufrechterhaltung der wirtschaftli­
chen Grundlagen des besetzten Ge­
bietes als auch zur Stärkung der hei­
mischen Volkswirtschaft zu erfassen 
und im Gesamtinteresse zweckmäßig 
einzusetzen sind.“ (Reichsarbeits­
blatt, Nr. 29, 1939) Bezüglich der 
Löhne sah das so aus, daß die Faschi­
sten sogar noch die Hungerlöhne der 
polnischen Arbeiter, die im Schnitt 
halb so hoch wie die der deutschen 
waren, unterteilten, um auch die pol­
nischen Arbeiter untereinander zu 
spalten.

* Der ,,Fremdarbeiter“ mußte weni­
ger verdienen, damit in seiner Le­
bensführung der Unterschied zum 
,,deutschen Herrenmenschen“ zum 
Ausdruck kam. Die niedrigsten Löh­
ne waren gerade so hoch, daß der 
Hungertod unvermeidlich war. Um 
zwei Millionen sowjetische Zivilar­
beiter im Reich arbeiten zu lassen, 
haben die Faschisten fünf Millionen 
aus der Sowjetunion deportiert, drei 
Millionen sind erschlagen worden 
oder verhungert. Insgesamt gab es 
1944 im Deutschen Reich sieben Mil­
lionen ausländische Beschäftigte (Zi­
vilarbeiter und Kriegsgefangene), 14 
Millionen waren bis dahin ins Reich 
verschleppt worden. Das heißt: sie­
ben Millionen waren verhungert, er­
schlagen, zu Tode geschunden.
Quellenhinweis: Kuczynski, Jürgen, Die Geschichte der 
Lage der Arbeiter unter dem Kapitalismus, Band 6, 
Akademie-Verlag, Berlin (DDR), 1964; Becker u.a., 
Fremdarbeiterbeschäftigung im deutschen Kapitalis­
mus, in: Argument 9—10/1971, S. 741 ff.

Er entschied sich für Ford. So kam 
er nach Köln. 5,25 DM brutto zahlten 
ihm damals die Ford-Kapitalisten in 
der ersten Zeit. Sogleich bei der An­
kunft eröffneten sie ihm, er könne in 
den ersten sechs Monaten jederzeit 
kündigen und woanders hingehen, 
wenn es ihm nicht gefalle. Später er­
fuhr er den Grund für diese „Gefällig­
keit“. Sämtliche Zulagen wurden näm­
lich erst nach sechs Monaten gezahlt, 
wer vorher kündigte, bekam also kei­
nerlei Zulagen - und wurde prompt 
durch einen neuen Arbeiter aus der

Warnstreik in Stuttgart, 24.3., gegen 
die Lohnsenkungspläne der Metallka­
pitalisten. Alle ausländischen Arbeiter 
beteiligen sich. Die Ausländergesetze 
sollen das ändern.

Türkei ersetzt. Bis 1973 funktionierte 
das so bei Ford. A. blieb.

Heute ist er insgesamt sechs Mal in­
nerhalb des Ford-Werkes versetzt wor­
den, hat in der Endmontage gearbeitet, 
im Motorenbau, als Fahrer usw. Er ar­
beitet Schicht, wie fast alle Arbeiter bei 
Ford. Seit nun fünfzehn Jahren. Im 
Monat verdient er so knapp 2000 DM 
netto. Davon muß er sich selbst ernäh­
ren, seine Frau und seine drei Kinder, 
die inzwischen alle in Köln wohnen.

Fast zwei Drittel aller Arbeiter bei 
Ford Köln sind heute, knapp zehn Jah­
re nach dem ,,Anwerbestopp“, auslän­
dische Arbeiter. In Zahlen: etwa 13 500 
von 22000 Arbeitern. Hinzukommen 
noch etwa 7000 Angestellte. Mehr als 
die Hälfte der ausländischen Arbeiter 
sind Türken. 4000 sind Italiener, 1500 
sind Griechen, und vielleicht 600 bis 
1000 Jugoslawen.

Dieser hohe Anteil von ausländi­
schen Arbeitern ist keineswegs außer­
gewöhnlich für die Automobilkapitali­
sten. Bei Opel, bei BMW, in vermut­
lich allen westdeutschen Automobil­
werken liegt der Anteil ausländischer 
Arbeiter heute deutlich über 50%. Die 
Automobilkapitalisten haben die 
Rechtlosigkeit dieser ausländischen 
Arbeiterheere seit Ende der 60er, An­
fang der 70er Jahre zu einer beispiello­
sen Intensivierung der Arbeit genutzt. 
Vor zehn Jahren, so A., schafften die 
damals 40000 Arbeiter bei Ford in

Köln täglich 1200 Fahrzeuge. Heute 
stellen sie mit knapp der halben Beleg­
schaft täglich 1300 Fahrzeuge her. Fast 
alle schweren, stumpfsinnigen, gefähr­
lichen und schlecht bezahlten Arbeiten 
werden von ausländischen Arbeitern 
gemacht. In der Endmontage, an sämt­
lichen Fließbändern, in der Lackiere­
rei, bei den Bohr- und Fräsarbeiten, an 
den Pressen: ausländische Arbeiter. In 
der Polsterei, in der Kantine: ausländi­
sche Frauen.

Trotz dieser unerträglichen Arbeits­
hetze: der Krankenstand bei Ford in 
Köln, sonst zwischen 11 und 12 Pro­
zent ist jetzt auf 3,8% gefallen.

Und trotz dieser täglichen brutalen 
Anspannung ihrer Arbeitskraft: noch 
heute lebt der größte Teil dieser auslän­
dischen Arbeiter in Wohnungen, in de­
nen irgendeine Erholung von der Ar­
beit unmöglich ist. A. etwa wohnt mit 
seiner Frau und seinen drei Kindern in 
zwei Zimmern. Pro Zimmer zahlen sie 
150 DM Miete. Für die ganze Woh­
nung, die sie sich mit acht weiteren 
Personen teilen, zahlen sie knapp 1000 
DM Miete. Bad und Toilette teilen sie 
sich zudem mit den Familien, die im 
Dachgeschoß wohnen. Kein Wunder 
bei solchen Wohnverhältnissen, daß 
die Gesundheitsämter steigende Tuber­
kuloseerkrankungen unter Ausländem 
melden.

Diese elenden Löhne, diese elenden 
Wohnverhältnisse erklären auch, wa­
rum immer noch etwa ein Drittel bis 
40% der türkischen Arbeiter ihre Frau 
nicht haben nachholen können, warum 
immer noch - so schätzt A. — etwa 
60% der türkischen Arbeiter eines, 
wenn nicht alle ihre Kinder noch in der 
Türkei leben haben. Zumal sie seit zwei 
Jahren sowieso keine Aussicht mehr 
haben, einen Antrag auf Familien­
nachzug vom Ausländeramt bewilligt 
zu bekommen. Seit zwei Jahren näm­
lich, so berichten A. und die türki­
schen Jugendlichen, verlangt das Aus­
länderamt bei jedem Antrag auf Ehe­
frauen- oder Kindernachzug die Vorla­
ge des genauen Mietvertrages für die 
Wohnung und rechnet dann genaue­
stens nach, ob die Kinder auch je 12 
qm Wohnfläche haben, ob ein Kinder­
spielzimmer da ist usw. Und selbst, 
wenn man das nachweisen könnte: wie 
soll man dann als nächstes bei 2000 
DM netto im Monat nachweisen, daß 
man seine Familie auch kleiden und er­
nähren kann? Wer seine Frau aber 
nicht „angemessen“ unterbringen 
kann, nicht angemessen ernähren und 
kleiden kann, der, so das Ausländer­
amt, muß sie dann eben in der Türkei 
lassen.

Hätte A. seine Anträge nicht früher 
gestellt: noch heute wären seine Frau 
und seine Kinder in der Türkei. In der 
Broschüre „Das Ausländerproblem“, 
im März dieses Jahres von der Bundes­
vereinigung der Deutschen Arbeitge-
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Zimmermann lügt — die Grauen Wölfe 
gibt es doch
Der Terror unter den Ausländern 
komme nicht von rechts, sondern 
von links. Die rechtsextremistischen 
Grauen Wölfe seien in der BRD nicht 
existent - so Spranger, Staatsmini­
ster im Innenministerium. Sie existie­
ren so wenig, daß sie sich eine Veran­
staltungsreihe in der BRD gewaltsam 
von der Polizei schützen lassen muß­
ten und daß der Gewerkschaftsbe­
trieb Coop seinen Mietvertrag in 
Dortmund an die Grauen Wölfe von 
1980 bis 1983 auflöste, um ihnen jetzt 
im Juni gleich dasselbe Ladenlokal 
zu verkaufen.

Jahrelanger Protest gegen die 
Grauen Wölfe interessierte die Stadt­
verwaltung überhaupt nicht — die 
gibt es nicht, hieß es dort immer -; 
auf einmal SPD-Bundestagsabgeord­
neter Urbaniak: ,,Keine Verluste und 
deshalb Geschäfte auch mit Faschi­
sten — diese Formel lasse ich nicht 
durchgehen.“ Mal sehen, die Ge­
werkschaft gerät jedenfalls nach 
„Neuer Heimat“ und „Heidedorf“ 
wieder mal arg unter Druck. Es gibt 
schon viele Resolutionen und Forde­
rungen, wo der Vorsitzende der Co­
op-Kette Dr. Vehling aus der Ge­
werkschaft ausgeschlossen werden 
soll; aber nach Angaben des Innen­
ministeriums muß das nicht sein, 
denn die Grauen Wölfe gibt es ja 
nicht.

Jedoch, im neuesten Verfassungs­
schutzbericht wird die Verbindung 
zwischen der MHP (Partei der natio­
nalen Bewegung), den Grauen Wöl­
fen und der Türk-Föderation direkt 
hergestellt. Nach dem Militärputsch 
in der Türkei wurde die MHP auf 
dem Papier verboten und gab sich 
halt einen anderen Namen. Auch las­
sen sich die Verbindungen der Grau­
en Wölfe zur NPD, Aktionsfront 
Nationaler Sozialisten, Wehrsport­
gruppe Hoffmann, Kampfbund 
Deutscher Soldaten und anderen 
westdeutschen faschistischen Organi­
sationen nicht leugnen.

In den Jahren nach dem Militär­
putsch in der Türkei haben sich die 
Grauen Wölfe zunächst einmal etwas 
zurückgehalten und gewinnen jetzt 
wieder etwas Oberwasser — nicht zu­
letzt deswegen, weil die CDU/CSU 
ihnen mehr Flankenschutz bietet als 
jemals zuvor. Nach dem neuen Ver­
fassungsschutzbericht sollen sich die 
Zahlen der Mitglieder von 1981 bis 
1982 um 5000 auf 18000 verringert 

haben - ob die Zahlen wohl gezinkt 
sind?

In den letzten Wochen führten die 
Grauen Wölfe eine Veranstaltungs­
reihe in der BRD durch mit dem The­
ma „Die Heimat gehört uns“, auf 
der sie für den ehemaligen Vorsitzen­
den Serdan Celebi Geld sammelten, 
der wegen Verdachts der Beteiligung 
am Papst-Attentat nach Italien aus­
geliefert wurde. Ihren Anhang be­
kommen sie mit Mafia-Methoden.

Hierzu einige Beispiele: Es sind in 
Dortmund z.B. die Grauen Wölfe 
und die MSP (Nationale Heilspartei), 
die zwei Moscheen betreiben. Wer al­
so von den türkischen Moslems beten 
will, muß in Dortmund zu den Fa­
schisten gehen. Oder wenn z.B. ein 
Jugendlicher sich mit finanziellen 
Schwierigkeiten an die Grauen Wölfe 
wendet, bekommt er Geld, unter

Aufkleber der Volksfront in Dort­
mund

Auflagen selbstverständlich. Wenn 
ein Türke sich belästigt fühlt, kann er 
sich mit einem Hunderter an die 
Grauen Wölfe wenden, und eine 
Schlägertruppe, die nur zum Prügeln 
und Morden von den Grauen Wölfen 
ausgehalten wird (in Dortmund sind 
es ca. 15), steht ihm zur Verfügung. 
Außerdem kann man auch nicht den 
Mitgliederschwund von 5000 glau­
ben, denn wer einmal dabei ist, ist 
auf Lebenszeit dabei; wenn nicht, 
wird er erschossen. Bestätigt durch 
die neue Regierung, fühlen sich die 
Grauen Wölfe wieder stark - mehre­
re Mordandrohungen gegenüber tür­
kischen Genossen per Telefon sind 
nach dem Hauskauf in Dortmund 
schon ausgesprochen worden. 

berverbände vor gelegt, liest sich diese 
gewaltsam von den Kapitalisten er­
zwungene Familienlosigkeit von hun­
derttausenden ausländischen Lohnar­
beitern als hunderttausendfache Ein­
wanderungsdrohung: „Das Nachzugs­
potential aus den ehemaligen Anwer­
beländern, das nach heutigen Regelun­
gen unter dem Gesichtspunkt des Fa­
miliennachzugs uneingeschränkt ein­
reisen könnte, beträgt bis zu 900000 
(600000 Kinder und 300000 Ehe­
gatten).“

Inzwischen müssen immer mehr tür­
kische Frauen selber einen Ausbeuter 
suchen. Die schweren Lohnsenkungen, 
die die Kapitalisten in den letzten Jah­
ren durchgesetzt haben, und die Haus­
haltsbeschlüsse der letzten drei Jahre 
haben sie auf den westdeutschen Ar­
beitsmarkt getrieben. Knapp 30% der 
türkischen Frauen, schätzt A., arbei­
ten heute für Kapitalisten. Die meisten 
davon als Putzfrauen für private Reini­
gungskapitalisten. Ihr Stundenlohn: 
vier, fünf, sechs, manchmal sogar sie-| 
ben Mark. Also etwa soviel, wie A. vor 
fünfzehn Jahren bekam, als er bei 
Ford anfing.

Das sind die Arbeiter, denen die 
Bundesregierung jetzt, nachdem sie 
von den westdeutschen Kapitalisten 
zehn, fünfzehn Jahre lang geschunden 
wurden und ihre Gesundheit ruiniert 
bekamen, „Rückkehrhilfen“ zuteil 
kommen lassen will. Wie mag wohl der 
Gesundheitszustand der Abgeschobe­
nen sein? In den westdeutschen Invali­
denstatistiken werden diese Arbeiter 
nicht auftauchen. Der Schriftsteller 
Jürgen Roth berichtet von einem Fall, 
wo 230 in die Türkei zurückgekehrte 
Arbeiter untersucht wurden. 140 von 
ihnen gaben auf Fragen an, sie seien 
nach ihrer Rückkehr schwer krank ge­
wesen. 80, das ist mehr als ein Drittel, 
waren invalid, arbeitsunfähig für den 
Rest ihres Lebens. y

Die gewaltsame Abschiebung diese? 
alten Ausländer und ihre Ersetzung in 
den westdeutschen Fabriken durch ei­
ne neue Generation jugendlicher Aus­
länder: das war gemeint, als der CDU- 
Fraktionsvorsitzende Dregger schon 
Anfang 1982 vor dem Bundestag von 
der Wiedereinführung einer „vernünf­
tigen und humanen Rotation“ sprach. 
Bei Ford in Köln äußert sich diese 
„vernünftige und humane Rotation“ 
jetzt darin, daß die Kapitalisten syste­
matisch in sämtlichen Abteilungen her­
umschnüffeln lassen, wo noch ältere 
Lohnarbeiter sind, die nicht mehr mit­
halten können. Mehrfach ist es in den 
letzten Monaten deshalb zu Protestak­
tionen ganzer Abteilungen gekommen, 
weil ältere Arbeiter unerträglich drang­
saliert und zu schnellerer Arbeit ange­
trieben wurden.

Kein Zweifel: die Kapitalisten sind 
wild entschlossen, eine neuerliche dra­
stische Intensivierung der Arbeit 
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durchzusetzen. Hierzu sollen die 
,,Rückkehrhilfen“ der Bundesregie­
rung für ausländische Lohnarbeiter 
beitragen. Man soll sich da nicht täu­
schen lassen durch die auf den ersten 
Blick gering anmutende Zahl von 
85000 Abschiebungen durch diese 
Maßnahmen. Schon im vergangenen 
Jahr stieg die Zahl der ,,Fortzüge“ von 
ausländischen Lohnarbeitern und Fa­
milienangehörigen aus der BRD, ob 
nun freiwillig oder gewaltsam, auf 
433268 gegenüber 366008 noch 1979 
und übertraf erstmals seit sechs Jahren 
wieder die Gesamtzahl der ,,Zuzüge“ 
von Ausländern in die BRD. Die durch 
die ,, Rückkehrhilfen ‘ ‘ eingeleiteten 
85000 Ausreisen sollen da hinzukom­
men. Zudem werden die „Rückkehr­
hilfen“ schon jetzt ergänzt durch un­
mißverständliche Drohungen von Re­
gierungsseite, man werde auch anson­
sten die polizeiliche Verfolgung und 
Quälerei der ausländischen Lohnarbei­
ter noch bedeutend zu verschärfen wis­

sen. Bis Ende des Jahres will Innenmi­
nister Zimmermann seinen Gesetzent­
wurf zur Novellierung des Ausländer­
gesetzes vorlegen. Schon jetzt denkt 
sein Kollege Blüm öffentlich über den 
Sinn und Zweck einer Verpflichtung 
für alle ausländischen Arbeiter nach, 
wie zu Zeiten der Faschisten ständig 
ein „Arbeitsbuch“ mit sich herumzu­
tragen. Blüm weiß, wovon er spricht: 
Laut § 19 des Arbeitsförderungsgeset­
zes kann der Arbeitsminister schon 
heute per Rechtsverordnung die Ar­
beitserlaubnis für jeden ausländischen 
Lohnarbeiter „auf bestimmte Betrie­
be, Berufsgruppen, Wirtschaftszweige 
und Bezirke“ beschränken. Zimmer­
mann hat angekündigt, dies durch die 
Ermächtigung an die Bundesländer er­
gänzen zu wollen, jederzeit Zuzugssper­
ren für bestimmte Regionen gegen aus­
ländische Lohnarbeiter verhängen zu 
können. Zuzugssperren für die einen 
Gebiete sind bekanntlich Fortzugssper­
ren für die anderen Gebiete. So schafft 

man „Ballungen“ von ausländischen 
Lohnarbeitern genau dahin, wo die 
Kapitalisten sie brauchen! Die von 
Zimmermann im Vorjahr eingesetzte 
„Expertenkommission“ zur Überprü­
fung der Ausländergesetze, über deren 
im März veröffentlichten Bericht wir 
schon in dieser Zeitschrift berichtet ha­
ben, hat diese Vorschläge ergänzt 
durch die Idee, die ausländischen 
Lohnarbeiter nach dem Vorbild des 
südafrikanischen Kolonialregimes zu 
verpflichten, jederzeit ihren Paß bei 
sich zu tragen. Wenn die Gewerkschaf­
ten diese systematische Versklavung 
der ausländischen Lohnarbeiter hin­
nehmen: welche Rechtsstellung der 
westdeutschen Lohnarbeiter gegenüber 
den Kapitalisten glauben sie im Ernst 
dann noch verteidigen zu können?
Quellenhinweis: Bundesvereinigung der deutschen Arbeit­
geberverbände, Das Ausländerproblem, Köln, März 1983; 
Bundesminister des Innern, Bericht der Kommission Aus­
länderpolitik, 2. März 1983; J. Roth, „Es ist halt so ... “, 
Reinbek, April 1982; Bundesminister für Arbeit und So­
zialordnung, Presseerklärung vom 22.6.1983 betr. „Rück­
kehrhilfen“, Bonn; Politische Berichte 5/83 und 12/83

Christlich-abendländisches Beiwerk zur Unter­
drückung der mohammedanischen Arbeiter
Systematisch entwickeln vor allem 
die christlichen Parlamentsparteien 
seit geraumer Zeit Theorien, die ih­
nen zur Begründung der polizeilichen 
Unterdrückung der ausländischen 
Arbeiter in der BRD dienen sollen 
und die sich vor allem mit der „An­
dersartigkeit“ und der „kulturellen 
U nvertr äglichkei t ‘ ‘ mohammedani­
scher und anderer nicht in abendlän­
discher Tradition stehender Arbeiter 
mit der westdeutschen Gesellschaft 
befassen. So entfaltete auf dem Aus­
länderkongreß der CDU im Oktober 
1982 der Religionswissenschaftler 
Bouman die Behauptung, der Islam 
sei im Grunde unvereinbar mit dem 

y Grundgesetz der BRD:
„Angesichts (d. islamischen, d. 

Verf.) Gott und seiner Offenbarung 
kann es (im Islam, d. Verf.) keinen 
Pluralismus geben. Innerhalb der Re­
ligion, der islamischen Gemeinde und 
des islamischen Gesetzes kann es kei­
ne davon abweichenden Meinungen 
geben. Genau das ermöglicht die 
westliche Demokratie. Mit ihrem 
Grundrecht für eine der Regierung 
widersprechende Opposition gibt sie 
Raum für allerhand pluralistische 
Meinungen. Diese Gefahr kann die 
islamische Gemeinde und ihr Gesetz 
nicht tolerieren ... “ Eine Feststel­
lung, die der jetzige Familienminister 
Geißler sogleich aufgriff, um den 
passenden fdGo-Zwangsrahmen zu 
errichten: „Das Grundgesetz garan­
tiert Glaubens- und Religionsfreiheit. 
Sie findet aber dort ihre Grenzen, wo 
unter Bezug auf einen religiösen oder 

politischen Glauben gegen tragende 
Prinzipien der rechtsstaatlichen Demo­
kratie verstoßen wird. Jeder, der hier 
leben will, muß wissen: Nicht der Ko­
ran, sondern das Grundgesetz ist und 
bleibt das Grundgesetz der Bundesre­
publik Deutschland.“

Die Drohung ist deutlich. Sie bietet 
nicht nur Anlaß für die Verfolgung aus 
den unterschiedlichsten Gründen, son­
dern kann und soll dazu dienen, der 
ausländischen Arbeiterbevölkerung ein 
für allemal einzubleuen: Entweder sie 
unterwirft sich in allen ihren Lebensäu­
ßerungen der christlich-abendländisch- 
freiheitlich-demokratischen Grundord­
nung, oder sie muß mit allen jenen Po­
lizeimaßnahmen rechnen, die dem 
westdeutschen Imperialismus zur Ver­
teidigung seiner Grundordnung zur 
Verfügung stehen.

Wie verhält sich nun die katholische 
Kirche, die selbst beansprucht, einer 
der Haupthüter christlich-abendländi­
scher Traditionen zu sein, gegenüber 
diesen abendländischen Drohungen an 
die Adresse der islamischen Arbeiter? 
Im Juni 1982 wandte sich der Vorsit­
zende der katholischen Bischofskonfe­
renz Höffner mit einer Erklärung an 
die Bundesregierung, in der er gegen 
die Familienfeindlichkeit der Nach­
zugsbeschränkungen für Ausländer 
auftrat und unter anderem ausführte:

„Etwa zwei Millionen Ausländer in 
der Bundesrepublik Deutschland be­
kennen sich zum katholischen Glau­
ben. Die innerkirchliche Gemeinschaft 
und Solidarität ist eine wesentliche 
Voraussetzung dafür, daß die Kirche

Koranunterricht in Westberlin — 
Kardinal Höffner wäre die Kommu­
nionvorbereitung lieber.

ihren missionarischen Verkündi­
gungsauftrag in der Gesellschaft 
wahrnehmen kann . .. Dabei umfaßt 
die Diakonie alle Fremden und Be­
drängten ohne Ausnahme und Unter­
schiede von Herkunft und Religion, 
auch die türkische Bevölkerung ... “ 
Die katholische Kirche wendet sich 
also keineswegs gegen die polizeiliche 
Unterdrückung der ausländischen 
Arbeiter, sondern nimmt ihre Unter­
drückung zum Anlaß, die ausländi­
schen Arbeiter katholischer Religion 
zu beruhigen und sich den moham­
medanischen Arbeitern missionari­
scher zu nähern. Die Bekehrung der 
Türken zum rechten Glauben, wenn 
auch vielleicht mit Unterstützung 
durch westdeutsche Polizeistiefel: ist 
das vielleicht kein hohes christliches 
Ziel?
Quellenhinweis: Herder-Korrespondenz, Nr. 7/1982; 
L’Osservatore Romano, Wochenausgabe in deutscher 
Sprache v. 16.8. und 19.9. 1980 und 7.7.1982
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Nachrichten aus der Arbeiterbewegung

GTB bereitet 
Warnstreiks vor

Bielefeld. Am 14.6. hat die Ge­
werkschaft Textil/Bekleidung 
(GTB) die Tarifverhandlungen 
für die 200000 Beschäftigten in 
der Bekleidungsindustrie für 
gescheitert erklärt bei einem 
Angebot der Kapitalisten von 
3% für 11 Monate bei 12 Mo­
naten Laufzeit. Gefordert war 
die Sicherung des Reallohns. 
Zunächst forderte die GTB ul­
timativ zu regionalen Verhand­
lungen spätestens ab 24.6. auf; 
die Kapitalisten reagierten 
bloß mit der Ankündigung, ab 
1. Juni die 3% auszuzahlen. 
Die GTB bereitet Warnstreiks 
vor. Am 30.6. wird sie für 
Westfalen in Spenge eine De­
monstration durchführen.

Ablehnung des NA- 
TO-Doppelbeschlusses
Stuttgart. Die Vertreterver- 
sammlung der IG Metall Stutt­
gart, größte Ortsverwaltung in 
der BRD, hat am 2.5.83 fol­
genden Antrag für den 14. Ge­
werkschaftstag verabschiedet: 
„Der Vorstand der IGM wird 
aufgefordert, sich energisch 
dafür einzusetzen: — daß die 
Stationierung der atomaren 
Mittelstreckenraketen in der 
BRD verhindert wird, - daß 

Seit dem 1. Juni streiken 24 Mitglieder der britischen Druckerge­
werkschaft NGA bei der britischen Wirtschaftszeitung „Financial 
Times“. Da andere Arbeiter sich weigern, Streikbrecherarbeiten 
zu leisten, und die FT-Kapitalisten nach den Erfahrungen der 
„Times“ 1979 den Streikbruch in Frankfurt nicht versuchen wol­
len, hat der Verlag schon mehr als 30 Mio. DM an Anzeigen- und 
Verkaufseinnahmen verloren. Die in der NGA organisierten 
Facharbeiter streiken gegen Versuche der Kapitalisten, das Lohn­
gefüge in der Fleet Street aus den Angeln zu heben. Den Zeitungs­
herren sind die hohen Löhne der Drucker seit langem ein Dorn im 
Auge. Bei der FT stimmten sie einer Lohnerhöhung für die Mit­
glieder der Gewerkschaft SOGAT zu, in der vor allem angelernte 
Arbeiter sind, so daß diese gleich viel oder mehr als die NGA-Mit- 
glieder verdienen. Bislang hatten sie 87% von deren Löhnen. Im 
Gegenzug stimmte die SOGAT einer Verringerung der Beleg­
schaftszahlen zu. Die NGA verlangt jetzt ebenfalls Lohnerhöhun­
gen für ihre 24 Mitglieder von 304,22 Pfund in der Woche auf 322 
Pfund in der Woche, also von 4980 DM brutto im Monat auf
5 270 DM.

Stuttgart. Mit Flublattaktio- 
nen an mehreren Tagen im Be­
reich der großen Kaufhäuser 
unterstrich die HBV ihre For­
derung nach einem verbesser­
ten Angebot für die Einzelhan­
delsbeschäftigten durch die 
Kapitalisten (s. PB 12, S. 18). 
Den Aktionen folgte am Sams­
tag, 25.6., ein Warnstreik 
(6.45 bis 10.00 Uhr) fast aller 
Beschäftigten der Kaufhof-Fi­
liale Stuttgart-Bad Cannstatt 
mit einem Demonstrationszug 
der Streikenden zum Markt­
platz. Damit wurde das Vorge­
hen der HBV, wie Scheitern­
lassen der Tarifrunde, aus­
drücklich unterstützt.

keine Neutronenbombe in der 
BRD stationiert wird, — daß 
ein endgültiges Verbot und die 
Vernichtung aller atomaren, 
biologischen und chemischen 
Massenvernichtungs waffen 
auf dieser Erde erreicht wird. 
In Veranstaltungen auf ' Be­
triebs-, Orts-, und Bezirksebe­
ne soll über die wachsende 
Kriegsgefahr durch die zügel­
lose Hochrüstungspolitik in­
formiert werden und insbeson­
dere deren Zusammenhang mit 
dem steigenden Sozialabbau 
und der Vernichtung von Ar­
beitsplätzen verdeutlicht wer­
den“.

Demonstration gegen 
NPD-Parteitag

Schweinfurt. Am 9. Juli will 
die NPD in Schweinfurt ihren 
Landesparteitag in der Stadt­
halle durchführen. Die Stadt­
verwaltung mit Oberbürger­
meister Petzold (SPD) mußte 
ihre ursprüngliche Unterschrift 
unter den Mietvertrag wieder 
aufkündigen, nachdem es star­
ke Proteste auch aus der SPD 
gegeben hat. Es seien „Ge­
walttätigkeiten“ zu befürch­
ten. Die Stadt ließ daraufhin in 
der Presse verbreiten, daß die­
ser Parteitag damit nicht in der 
Stadthalle statt finden wird. 
Die NPD hat inzwischen Klage 
beim Verwaltungsgericht 
Würzburg eingereicht. Nach 
bisheriger Rechtsprechung ist 
damit zu rechnen, daß die 
NPD die Stadthalle zugespro­
chen bekommt. Deshalb hat 
der DGB für den 9. Juli eine 
Gegendemonstration angemel­
det. Die Mobilisierung dafür 
hat aber bis jetzt hauptsächlich 
eine Bürgerinitiative geleistet.

Mannesmann-Lehrlin­
ge für volle Übernahme 
Düsseldorf. Rund 150 Lehrlin­
ge der Mannesmann-Röhren­
werke Lierenfeld und Rath de­
monstrierten kürzlich vor die 
Konzern-Zentrale in Düssel­
dorf und forderten die volle 
Übernahme nach der Ausbil­
dung. Der Mannesmann-Vor­
stand will die Lehrlinge, die in 
diesem Sommer ihre Ausbil­
dung abschließen, nur mit 20- 
Stunden-Verträgen weiterbe­
schäftigen. Dies würde bedeu­
ten, daß die Lehrlinge nach ih­
rer Ausbildung als Facharbei­
ter mit rund 920 DM brutto im 
Monat abgespeist würden. Zu­

dem sollen die 20-Stunden- 
Verträge nur für ein Jahr befri­
stet abgeschlossen werden. 
D.h. danach voraussichtlich 
anstehendes Arbeitslosengelu 
würde bestenfalls 620 DM be­
tragen. Selbst die von Betriebs­
rat, Jugendvertretung und IG 
Metall in Verhandlungen mit 
dem Mannesmann-Vorstand 
vorgebrachte Forderung, die 
Lehrlinge zumindest sechs Mo­
nate voll zu übernehmen, um 
so den dann zustehenden An­
spruch auf nach dem vollen 
Facharbeiterlohn berechnetes 
Arbeitslosengeld zu sichern, 
wurde vom Vorstand rundweg 
abgelehnt. Zu Recht verweist 
die IG Metall auf den Zusam­
menhang dieses Vorstoßes mit 
den Angriffen der Metallkapi­
talisten auf den Lehrlingslohn 
und den Angriffen auf den Ju­
gendarbeitsschutz.

Roma und Sinti fo/ 
dern Akteneinsicht

Der Hamburger Senat verwei­
gert der „Rom und Cinti Uni­
on“ Einsicht in die im Staats­
archiv gelagerten „Landfah­
rerakten“. Mit Hilfe dieser 
Akten ermordeten die Nazis 
über 500000 „Zigeuner“. Die 
Verfolgung der Roma und Sin­
ti ging auch nach 1945 weiter. 
Tausende wurden - weil sie 
nach den Akten als „Kriminel­
le“ galten - um ihre Wieder­
gutmachungsansprüche betro­
gen. 1953 wurde eine Zentral­
kartei zur lückenlosen Erfas­
sung der „Zigeuner“ angelegt. 
Offiziell mußten die „Land­
fahrerakten“ auf Beschluß des 
Europarats 1970 zwar abge­
schafft werden, wurden aber 
unter der Hand weitergeführt. 
In Hamburg sind sie erst 1980 
von einer Abteilung der Kripo 
ins Staatsarchiv gewandert.



Oberbürgermeisterwahlen Mannheim
CDU und SPD: Gemeinsam gegen die 
Lohnabhängigen, getrennte Kandidatur
Mannheim. Durch den plötzlichen Tod 
des bisherigen Oberbürgermeisters 
Varnholt (SPD) sind für den 3. Juli 
Neuwahlen notwendig geworden. Nur 
in Baden-Württemberg und Bayern 
werden die Oberbürgermeister direkt 
gewählt. Dies stellt die bürgerlichen 
Kommunalpolitiker in Mannheim vor 
unvorhergesehene Probleme. Gerade 
haben sie in trauter Gemeinsamkeit 
den Haushalt 83/84 über die Bühne ge­
bracht mit Streichungen von 40 Mio. 
DM, davon 24 Mio. DM allein bei Per­
sonalkosten. Gemeinsam haben SPD 
und CDU den von 35000 Bürgern ge­
forderten Bürgerentscheid abgewürgt. 
Mit diesem Projekt wird im Interesse 

x der Industrie der Mannheimer Osten 
J erschlossen und das bisherige Mai­

marktgelände für ein Technik-Zen­
trum verplant. Gemeinsam lehnen 
CDU und SPD die Erhöhung der Ge­
werbesteuer für die Industrie ab - 
aber verbilligte Grundstücke, ein groß­
zügiges Straßennetz, eine Schnellbahn­
trasse nach Stuttgart, Fernwärmelei­
tungen, kostenloses Grundwasser für 
die Kapitalisten bewilligen sie.

Hierzu kommt, daß durch den Tod 
des OB einige Tatsachen ans Licht ka­
men, die sonst nicht so schnell bekannt 
geworden wären. Bei der Öffnung sei­
nes Diensttresors fand sich ein Gutach­
ten des Rechnungsprüfungsamtes der 
Stadt über die Abwassergebühren, in 
dem drei Tage vor den Etatberatungen 
festgestellt wurde, daß 1981 ein Über­
schuß von vier und 1982 von zwölf 
Mio. DM besteht. Trotzdem hatte der 
OB eine Erhöhung von erst 8,39Zo, 
dann 6% für 1983 gefordert. Nun darf 
aber nach dem Gesetz bei den Gebüh­
ren der Stadt kein Gewinn erzielt wer­
den. Obwohl mindestens zwei weitere 
Bürgermeister von der Sache gewußt 
haben und die CDU „Wind davon be­
kommen“ hatte, war Varnholt sich si­
cher, auch diese Erhöhung durchzube­
kommen. Die CDU wollte sich Mög­
lichkeiten offenhalten und verlangte 
den üblichen Untersuchungsausschuß 
im Gemeinderat. Die Staatsanwalt­
schaft bestätigte inzwischen den beiden 
Bürgermeistern, es handele sich bei ih­
rem Schweigen nicht um Betrug.

Der Gemeinderat war gerade dabei, 
seine Beschlüsse gegen die arbeitende 
Bevölkerung in die Tat umzusetzen. 
Nun müssen sich CDU und SPD vor 
dem Wähler voneinander abgrenzen. 
Das geht nur auf einer wenig politi­
schen Ebene. Da ist der eine der richti­
gere und echtere Mannheimer, dem an-

deren sollen ,,Radsausen“, Kaffee­
kränzchen und kostenlose Schiffsfahr­
ten die Stimmen bringen.

In den letzten beiden Jahren haben 
gewerkschaftliche Gremien, die Stadt­
räte der Grünen und DKP, Komitees 
und Initiativen, Veröffentlichungen 
des BWK, gemeinsame Veranstaltun­
gen und Demonstrationen die letzten 
fünf dicht aufeinander gefolgten städ­
tischen Gebührenerhöhungen ange­
griffen und Senkung der Haushaltsta­
rife gefordert. Das scheint nicht ohne 
Wirkung geblieben zu sein. So hatte 
sich der DGB noch vor den Haushalts­
beratungen für den Erhalt der städti­
schen Arbeitsplätze, gegen Großbau­
projekte und überzogene Gebührener­
höhungen ausgesprochen.

Auf einer öffentlichen Veranstal­
tung des DGB wurden Widder (SPD) 
und Hartung (CDU) jetzt u.a. zu den 
Sondertarifverträgen für die Industrie 
auf Kosten der Haushalte von den 
Kandidaten der DKP und des grün-li­
beralen Bündnisses sowie aus dem Zu­
hörerkreis unter Beschuß genommen. 
Bei den umstrittenen Abwassergebüh­
ren z.B. kommt von der Industrie 2/3 
der Abwassermenge in die städtische 
Kläranlage, die Industrie zahlt aber 
nur Vz der Kosten. Jegliches Risiko der 
Einleitung übernimmt die Stadt, sie 
rechnet 1984 allein an Strafgebühren 
für überhöhte Verschmutzung nach 
der Klärung mit 2,5 Mio. DM.

Widder und Hartung bestehen auf 
Sondertarifen, Wirtschaftsförderung 
aus Steuergeldern und Ablehnung der 
Gewerbesteuererhöhung. Sie machen 
unverbindliche Zusagen gegen Giftgas­
lagerung,

■B»

■1

sind für Beibehaltung der

März 1983: Demonstration von zwölf
Initiativen und Organisationen gegen 
städtische Gebührenplünderung und | Einstellungen, 
Leistungskürzungen.

Lehrstellen im Öffentlichen Dienst und 
Wiederbesetzung der offenen Stellen 
dort, ,,sofern möglich“. Sicher ist 
schon jetzt, daß zusätzliche Gewerbe­
steuerausfälle von ca. 20 Mio. DM an­
stehen, daß bei den Gebühren 19 Mio. 
weniger als veranschlagt eingenommen 
werden und die 24 Mio. Personalko­
stenkürzungen nicht durchsetzbar 
sind. Ein neues ,,Haushaltsloch“ von 
50 Mio. DM tut sich bereits auf. Doch 
von einem Nachtragshaushalt nach der 
Wahl und wie sie diesen strukturieren 
wollen schweigen Hartung und Widder 
tunlichst.

Den oppositionellen Kräften gelang 
es nicht, die begonnene Zusammenar­
beit gegen die Haushaltspolitik des 
Stadtrates mit einer gemeinsamen Kan­
didatur fortzusetzen. Der größte Wi­
derstand kam von den Grünen, die zu­
sammen mit den Demokratischen Li­
beralen den parteilosen Kandidaten A. 
Kostarellos auf stellt en, weil sie sich 
grundsätzlich von Kommunisten abzu­
grenzen wünschen, trotz gemeinsamer 
kommunalpolitischer Forderungen. 
Für die DKP kandidiert Walter Ebert, 
seit 1978 im Gemeinderat. Erzielt kei­
ner der OB-Kandidaten die absolute 
Mehrheit, muß ein zweiter Wahlgang 
durchgeführt werden, bei dem die ein­
fache Mehrheit für die Wahl genügt.

Diakonie
Kaum noch Vertretungs­
rechte

Bielefeld. Bekanntlich verweigern die 
Kirchen mit der Verfassung und 
höchstrichterlichen Urteilen im 
Rücken den bei ihren Einrichtungen 
Beschäftigten grundlegende gewerk­
schaftliche Rechte, vor allem das Ta­
rifrecht. Für die Vertretungsrechte sind 
nicht die Personalvertretungsgesetze 
maßgebend, sondern spezielle kirchli­
che Ordnungen. Ab 1. April hat jetzt 
das Diakonische Werk der Evangeli­
schen Kirche Deutschlands (EKD) die 
schon bescheidenen Vertretungsrechte 
durch Änderung der Mitarbeitervertre­
tungsordnung weiter beschnitten. Dies 
nach Vorarbeiten ihrer Arbeitsrechtli­
chen Kommission und Beschlüssen der 
Diakonischen Konferenz und des Dia­
konischen Rates. Geradezu stolz mutet 
der ausdrückliche Hinweis in der neuen 
Ordnung auf das Recht der Kirchen 
an, ihre Angelegenheiten selbst zu re­
geln.

Wichtigste Änderung ist die Beseiti­
gung der Mitbestimmung ausgerechnet 
bei ordentlichen Kündigungen. Die 
Mitarbeitervertretung muß lediglich 
angehört werden. Verbunden damit 

| gilt in Personalangelegenheiten wie 
Eingruppierungen, 

Kündigungen u.a. die Schweigepflicht
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jetzt auch gegenüber dem Betroffenen. 
Damit ist hier eine wesentliche Grund­
lage der Arbeitsmöglichkeiten der Ver­
tretungen zerstört, nämlich die Bera­
tung mit den Betroffenen. Gewünsch­
tes Ergebnis dürfte eine zunehmende 
Isolierung der Vertretungen von den 
Beschäftigten sowie eine stärkere An­
bindung an den Dienstherrn sein. So­
wieso haben die Vertretungen mit dar­
auf zu achten, daß ,,... jede Betäti­
gung in der Einrichtung unterbleibt, 
die der Aufgabe der Einrichtung oder 
der Dienst gemeinschaft abträglich
ist.“ Bessere Arbeitsbedingungen und 
entsprechende Bezahlung sind heute 
schnell darunter gefaßt. Dazu paßt, 
daß jetzt nur noch Mitglieder aner­
kannter christlicher Kirchen überhaupt 
gewählt werden können. Offenbar 
wollen die Kirchenoberen gänzlich 
freie Hand haben, um sich jetzt scha-

Parteienfinanzierung

renweise dienstbare Opferlämmer zu 
Niedrigstlöhnen heranzuziehen.

Da wohl schärfere Auseinanderset­
zungen zwischen Beschäftigten und 
Dienstherrn und damit verbunden 
Rücktritte von ganzen Mitarbeiterver­
tretungen zwecks Durchführung von 
Neuwahlen befürchtet werden, sind in 
Zukunft Neuwahlen nur bei einstimmi­
gem Rücktritt fällig. Die Amtszeit ist 
von drei auf vier Jahre verlängert.

Durch diese Änderungen scheinen 
die Kirchenherren zu hoffen, eine 
schärfere Gangart gegen die Interessen 
der Beschäftigten durchsetzen zu kön­
nen, ohne gleich von ihrem nach wie 
vor bestehenden Recht Gebrauch ma­
chen zu müssen, die Mitarbeitervertre­
tung jederzeit wegen ,,groben Miß­
brauchs ihrer Befugnisse“ oder Verlet­
zung ihrer Pflichten auflösen zu kön­
nen.

Bosch-Konzern in Baden-Württemberg
- führender CDU-Spendenorganisator

men erhalten hatte. Diese GFW ist 
1952 auf Initiative von Hans L. Merkle 
in Stuttgart gegründet worden. Die 
Ziele wurden 1953 so formuliert: „Die 
Verteidigung der unternehmerischen 
Position, die nur durch einen Zusam­
menschluß auf politischer Ebene erfol­
gen“ könne. Denn ausschließlich auf 
diese Weise könne „die Industrie den 
gegenwirkenden Kräften eines uner­
bittlichen Gegners erfolgreich begeg­
nen“.

In diesem Sinn zahlen Unterneh­
men, die Mitglied in der GFW sind, ei­
nen „Mitgliedsbeitrag“. Dieser geht 
natürlich vom zu versteuernden Ge­
winn ab. Die GFW leitet die „Bei­
träge“ weiter. An die CDU wurden 
zwischen 1969 und 1981 7,4 Millionen 
DM überwiesen, an die FDP von 1978 
bis 1981 immerhin 1,2 Millionen DM.

Wohin die Gelder fließen, entschei­

Stuttgart. Die Erhöhung der Wahl­
kamp fkostenpauschale für die im je­
weiligen Parlament vertretenen Partei­
en von 3,50 DM pro Stimme auf 5.- 
DM aus der Staatskasse ist der eine Be­
standteil der jetzt forcierten Reform 
der Parteienfinanzierung. Der andere 
ist, daß in Zukunft größere Summen 
an Spendengeldern steuerlich in Abzug 
gebracht werden können als bisher. In 
der Presse ist auch die Rede von einer 
,,Amnestie für noch laufende Spenden­
affären“. Die ,,Flick-Affäre“ ist eine 
davon.

Im baden-württembergischen Land­
tag ist im Moment, auf Initiative der 
Grünen und unterstützt von der SPD, 
ebenfalls ein Untersuchungsausschuß 
mit der Aufhellung bislang ungesetzli­
cher Spenden von Unternehmen an 
FDP und CDU befaßt. Der Ausschuß 
hat bisher nichts aufhellen können. 
Die geladenen Zeugen packen nicht 
aus. Die Ministerialbeamten berufen 
sich auf das Steuergeheimnis, die bis­
her geladenen Kapitalisten auf ihr Aus­
sageverweigerungsrecht als Betroffene. 
In vorderster Front dieser Betroffenen 
steht der Chef des Hauses Bosch, Hans 
Lutz Merkle, Manager des Jahres 
1983.

Bereits im Jahre 1982 hatten Bonner 
Staatsanwälte im Rahmen einer Fahn­
dung nach Steuerhinterziehung in 
Stuttgart die Büros von Merkle und 
von Gerhard Prinz, Vorstandsvorsit­
zender von Daimler-Benz, untersucht. 
Der Grund für die Untersuchung war, 
fest zustellen, welche Geldzuwendun­
gen die ,,Gesellschaft zur Förderung 
der Wirtschaft Baden-Württembergs“ . 
(GFW) von den jeweiligen Unterneh- | 

det in der GFW ein Kuratorium, in 
dem auch Hans L. Merkle sitzt. Ein 
Teil des Geldes aus der GFW ist nicht 
direkt an CDU oder FDP gegangen, 
sondern über eine andere Tarnorgani­
sation: den „Verband der Wirtschaft 
Baden-Württembergs zur Bildung neu­
en Eigentums“. Dieser hat von 1973 
bis 1979 2,5 Millionen DM an die CDU 
überwiesen. Stellvertretender Vorsit­
zender dieses Verbandes ist ein Esslin- 
ger Kapitalist namens Mahler. Dieser 
Herr Mahler saß auch im Kuratorium 
der GFW, ist Bezirks vorsitzender der 
CDU und war unter Filbinger Mitglied 
der CDU-Landesregierung Baden- 
Württemberg.

Die Summierung der Spenden er­
gibt: Die Landes-CDU hat ca. 25% ih­
rer Spendeneinnahmen aus GFW-Mit- 
teln bezogen. Die Steuerersparnis der 
spendablen Kapitalisten betrug ca. 5 
Millionen DM. Diese Praktiken wer­
den ziemlich weitgehend gedeckt vom 
baden-württembergischen Finanzmini­
sterium. Dieses läßt zu, daß Berufsver­
bände wie die GFW bis zu 25% ihrer 0) 
Einnahmen an Parteien weitergeben 
dürfen. Dabei beruft sich der Finanz­
minister Palm auf ein Gutachten des 
Bundesfinanzhofs aus dem Jahr 1952. 
Dies läßt Steuervergünstigungen dann 
zu, wenn sie einen unerheblichen Teil 
der Einnahmen der Berufsverbände 
ausmachen. Nach den bekannten Zah­
len muß die GFW dieses Limit offen­
sichtlich überschritten haben. Und 
dies, obwohl die Finanzbeamten alle 
drei Jahre regelmäßige Prüfungen vor­
nehmen. Abgesehen von allen anderen 
Vorteilen hat es Bosch-Chef Merkle 
verstanden, vermittels seiner Spendier­
freudigkeit direkte persönliche Kon­
takte und Abhängigkeiten zu Leuten in 
wichtigen politischen Entscheidungs­
gremien zu schaffen. Einige Beispiele: 

Klaus Rösch, FDP, kam 1980 in den 
Bundestag und dort in den Verteidi­
gungsausschuß, nachdem ihm Bosch f 
für den Fall seiner Nichtwahl einen Be­
ratervertrag mit 10000 DM monatlich 
garantiert hatte.
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Wolfgang Weng, FDP, kam 1983 in 
den Bundestag und dort in den Ar­
beitskreis Wirtschaft und Finanzen als 
stellvertretender Vorsitzender, nach­
dem der Bosch-Konzern seinen Wahl­
kampf direkt mitfinanziert hatte. 
Persönlichen Kontakt zur baden- 
württembergischen Landesregierung 
hält Merkle über Annemarie Griesin­
ger, Sozialministerin, deren Ehemann 
Heinz bei Bosch Führungskräfte 
schult.
Die Kommunalpolitik in Stuttgart, wo 
Bosch seinen Sitz hat, wird etwas di­
rekter kontrolliert. Vorsitzender der 
CDU-Gemeinderatsfraktion ist J.F. 
Lutz, Direktor bei Bosch, und wegen 
seines Sparwillens in bezug auf kom­
munale Sozialausgaben so berüchtigt, 
daß er auch von Leuten seiner Frak­
tion als ,,Zuchtmeister“ bezeichnet 
wird.

Bosch-Chef Merkle muß es jeden­
falls ziemlich unangenehm werden bei 
dem Gedanken, was vielleicht noch al­
les herauskommen kann, wenn die 
Grünen auf ihrer Strafanzeige wegen 
Steuerhinterziehung bestehen und ihre 
Absicht wahrmachen, eine Verfas­
sungsbeschwerde gegen die Praxis der 
Parteienfinanzierung einzureichen.

Betriebsverfassungsgesetz
CSA will Änderung 
der Wahlordnung

München. Weil Mitglieder christlicher 
Gewerkschaftsfraktionen in Betriebs­
ratsgremien zu wenig Posten hätten, 
liegt für den MdB Peter Keller (CSU) 
die ,,Betriebsdemokratie schief“. In 
Hinblick auf die Betriebsratswahlen im 
Frühjahr 1984 fordert er in seiner 
Funktion als ,, Vorsitzen der der Kom­
mission der Christlich-Sozialen Arbeit­
nehmerschaft (CSA) zur Änderung des 
Wahlrechts im Betriebsverfassungsge­
setz“ Minderheitenschutz für alle im 
Betriebsrat vertretenen Gewerkschaf­
ten bei der Besetzung von Wahlvor­
stand, Betriebsratsausschüssen und 
Freigestelltenposten.

Zur Begründung führt er die Praxis 
in verschiedenen Großbetrieben an: 
„Bei der Firma MAN in München er­
rang der CMV (Christlicher Metallar­
beiterverband) 27,3 Prozent der Stim­
men, das waren neun christliche Be­
triebsräte von 33. Von zwölf freige­
stellten Betriebsräten hat der CMV kei­
nen einzigen Sitz erhalten ... Hier (Fa. 
Kugelfischer in Schweinfurt) stellt der 
Christliche Metallarbeiterverband acht 
von 33 Betriebsräten. Trotz der 27 Pro­
zent der Mandate wurde kein Betriebs­
rat der CMV freigestellt, und bei der 
Besetzung der wichtigen Ausschüsse 

wurden sie übergangen.“ (Bayernku­
rier, 18.6.1983)

Bei gut organisierter Betriebsratstä­
tigkeit dienen Ausschüsse der Vorbe­
reitung und Durchführung von Be­
triebsratsbeschlüssen, freigestellte Be­
triebsräte haben ebenfalls auf Grund­
lage von Beschlüssen die laufende Tä­
tigkeit zu erfüllen. Daher ist es nur 
sinnvoll, Mehrheitsbeschlüsse auch 
von Befürwortern der eingeschlagenen 
Politik ausführen zu lassen. Insofern 
bestehen bereits jetzt in vielen Betrie­
ben Probleme aufgrund eines „Min­
derheitenschutzes“, wie er hinsichtlich 
der Gruppen Arbeiter/Angestellte im 
bestehenden Betriebsverfassungsgesetz 
festgeschrieben ist. Danach ist bei den 
Freistellungen die Minderheitengruppe 
zu berücksichtigen (§ 38 Betriebsver­
fassungsgesetz), ebenso bei der Beset­
zung von Ausschüssen (§§ 27, 28 
Betr.VG).

Der Vorstoß der CSA, der in dieser 
Legislaturperiode in Gesetzesform ge­
gossen werden soll, wird durch einen 
CSU-Parteitagsbeschluß aus dem Jah­
re 1981 gestützt. Er ist im Zusammen­
hang mit den Überlegungen der CSU 
zu sehen, den DGB direkt organisato­
risch zu spalten.

Im berüchtigten Stoiber-Papier von 
1979 wird dabei als Haupthindernis an­
gesehen, daß eine Spalterorganisation 
nur dann mit großem Zulauf rechnen 
kann, wenn sie auf Ebene des Betriebs 
und der Branche handlungsfähig ist, 
also z.B. Tarifverträge schließen kann. 
In gleicher Weise überlegt Keller: 
„Man wählt als Arbeitnehmer nur un­
gern einen Vertreter, der später auf­
grund des geltenden Rechts weniger 
oder kaum Einfluß hat.“ Gesetzlich 
garantierte Spaltertätigkeit in der Be­
triebsratsarbeit erscheint als Basis für 
den Ausbau gelber Gewerkschaften 
verlockend.

Kontra Analytik
Höhergruppierung 
erstritten

Bad Salzdetfurth/Hildesheim. Ende 
der sechziger Jahre wurden bei fuba 
(Elektroindustrie) die Arbeitsplätze im 
Prüfungsbereich nach der analytischen 
Methode bewertet. Diese Ergebnisse 
galten bis dato. Im Herbst letzten Jah­
res einigten sich Betriebsrat (BR) und 
Geschäftsleitung, die Neubewertung 
dieser Plätze bis Mitte 1983 abge­
schlossen zu haben. Anfang April 
konnten die Auseinandersetzungen um 
die analytische Arbeitsplatzbewertung 
für BR und Belegschaft erfolgreich 
beendet werden.

Wesentlicher Streitpunkt in der Fra­
ge der Arbeitsplatzbewertung war die 
ablehnende Haltung des BR gegenüber

Im Kapitalismus wird technischer Fort­
schritt für die Schaffer der gesell­
schaftlichen Reichtümer zur Qual.

der analytischen Methode, die Arbeits­
anforderungen getrennt faßt. Der BR 
bestand darauf, die Lohngruppenbe­
stimmung der Arbeitsplätze nach der 
summarischen Methode vorzunehmen, 
die sich deutlicher an der für die Ar­
beitsausführung erforderlichen Ausbil­
dung orientiert. Es ging vor allem um 
Richtbeispiele für die Lohngruppen 
sieben, acht und neun in den Endprü­
fungen, um Facharbeitertätigkeiten. 
Der BR bestand auf Höherbewertung 
der erforderlichen Berufspraxis (Er­
fahrung) für Facharbeiten an zum Teil 
selbstzuprogrammierenden Prüf- und 
Reparaturplätzen. Außerdem müßten 
Reparaturarbeiten an komplizierten 
Geräten und komplexen Anlagen stär­
ker berücksichtigt werden, ebenso häu­
fig auftretende Umrüst- und Anlemar- 
beiten.

Im Lohnrahmentarifvertrag der nie­
dersächsischen Metallindustrie wird 
die Ecklohngruppe sieben mit Fachar­
beiterausbildung, Spezialkenntnissen 
oder -fähigkeiten beschrieben. Es be­
darf also keiner abgeschlossenen Fach­
ausbildung. Das machte der BR zur 
Grundlage seiner Verhandlungsposi­
tion. Von den über 40 zu beurteilenden 
Arbeitsplätzen einigten sich BR und 
Geschäftsleitung nach mehrmaligen 
Verhandlungen auf drei Richtbeispiele 
für die Lohngruppen sieben, acht und 
neun.

Ergebnis: Von 22 Arbeitsplätzen, 
bisher in Lohngruppe sieben einge­
stuft, wurden zwölf als Lohngruppe 
acht bewertet. Vier von 14 LG-acht- 
Plätzen sind nach LG neun zu entloh­
nen. Ab Juni 1983 erhalten 14 Fachar­
beiter LG acht (vorher LG sieben) und 
vier LG neun (vorher LG acht). Lei­
stungszulagen dürfen nicht angerech­
net oder gekürzt werden. Im Herbst 
finden Neubewertungen der Ferti­
gungsarbeitsplätze statt, fuba will ab­
gruppieren.
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Kabelpilotpro.jekt L udwigshafen
Krach mit dem Elektrohandwerk und 
Verstopfung beim „Offenen Kanal“
Ludwigshafen. In einem halben Jahr 
soll am 1.1.1984 die „Anstalt für Ka­
belkommunikation“ (AKK), Trägerin 
des Kabelpilotprojektes Ludwigsha­
fen, ihren Sendebetrieb aufnehmen. 
Bundespostminister Schwarz-Schilling 
und die rheinland-pfälzische Landesre­
gierung treiben das Projekt energisch 
voran, um den Kapitalisten einen mög­
lichst großen, gemischt großstädtisch 
ländlichen Erprobungsrahmen für die 
neuen Medien zu beschaffen. Das 
„Landesgesetz über einen Versuch mit 
Breitband-Kabel“ vom 4.12.1980 legt 
fest: „In den Versuch sollen minde­
stens 30000 Haushalte einbezogen wer­
den“ (§ 2,2). Mittlerweile hat die Lan­
desregierung beschlossen, 150000 Ka­
belanschlußmöglichkeiten im Raum 
Ludwigshafen-Maikammer-Bad Dürk­
heim-Frankenthal einrichten zu lassen.

Das Interesse der Kapitalisten an 
dem Breitbandversuch hat in dem Ge­
setz seinen ausdrücklichen Nieder­
schlag gefunden: § 3,2: „Daneben (ne­
ben den Haushaltsanschlüssen, Red.) 
sollen Betriebe und Einrichtungen, bei 
denen die Nutzung neuer Kommunika­

tionstechniken für Zwecke der Ratio­
nalisierung oder wegen ihrer besonde­
ren Aufgabe zu erwarten ist ... einbe­
zogen werden.“ Ein Heimarbeitskräf­
temarkt kann eben erst entstehen, 
wenn möglichst viele Haushalte am 
Kabel hängen.

Die fünffach höher als ursprünglich 
angestrebte Zahl von Hausanschlüssen 
weist allerdings auch auf ein Problem 
der Betreiber des Projekts hin: „Man 
(geht) in der Landeshauptstadt offen­
bar davon aus“, schreibt der Mannhei­
mer Morgen, „daß nur so die für den 
Versuch und seine wissenschaftliche 
Begleitung erforderliche Zahl von An­
schlüssen zustande kommt“. (2.1.83) 
Man macht sich also „in der Landes­
hauptstadt“ keinerlei Illusionen über 
die „Akzeptanz“ des Projekts, d.h. 
über die Bereitschaft der Bevölkerung, 
sich durch den zudem teuren Anschluß 
an das Kabelnetz zu beteiligen. Das 
Versprechen der „Programm  viel falt“ 
löst offensichtlich keine massenhaften 
Hoffnungen aus, obwohl die offizielle 
Propaganda auch den Ludwigshafener 

I Kabelversuch als großartiges Unter­

nehmen für „mehr Unterhaltung und 
Information“ erscheinen läßt.

Ein wesentliches Argument der Bun­
des- und Landesregierung zur Steige­
rung der Akzeptanz „vor Ort“ ist das 
Versprechen, durch die Verkabelung 
Arbeitsplätze zu schaffen. Gleich nach 
seinem Amtsantritt im Oktober 1982 
ließ Postminister Schwarz-Schilling 
verlauten: „Der erhoffte Investitions­
stoß von jährlich einer Milliarde DM 
(für die Verlegung von Kupfer-Koaxi­
alkabel bundesweit; Red.) werde be­
sonders den mittelständisch struktu­
rierten Kabelunternehmen, dem Bau­
handwerk und dem Elektrohandwerk 
zugute kommen“ (FAZ 23.10.82). Das 
vorderpfälzische Elektrohandwerk 
hatte sich zu diesem Zeitpunkt freilich 
schon veranlaßt gesehen, sich zu einer 
„Kabelbau- und Kabelbetriebsgesell­
schaft Vorderpfalz“ zusammenzu­
schließen, um „die Interessen des orts­
ansässigen Handwerks“ gegen Benach­
teiligung bei bundesweiter Ausschrei­
bung der Verkabelungsaufträge besser 
vertreten zu können, und um gleichzei­
tig gegen die Netzträgerschaft der Bun­
despost ein „politisches Moment“ zu 
errichten. Große Hoffnungen setzten 
die Handwerker auf die Ablösung 
Matthöfers durch Schwarz-Schilling, 
der zuvor medienpolitischer Sprecher 
des Zentralverbandes des deutschen 
Handwerks (und der CDU) war.

Änderung des Rundfunkgesetzes: 
CSU will den BR als Parteisender
München. Obwohl nach Verfassung 
und Rundfunkgesetz bis ins Einzelne 
auf die freiheitlich demokratische 
Grundordnung festgelegt und zu die­
sem Zweck bespickt mit einer Menge 
Direktoren von der Sorte der treue­
sten Staatsdiener, - dennoch muß 
sich der Bayerische Rundfunk (BR) 
regelmäßig Schimpf aus der Staats­
kanzlei gefallen lassen. Was sich im 
BR abspiele, das ist nach Staatssekre­
tär Stoiber ein „Dauerskandal“, 
„linke Meinungsmache“ und „poli­
tische Diffamierung“ seines Vorsit­
zenden Strauß. Diesen, der ja schon 
immer auch geistiger Führer der Na­
tion ist und daher auch das richtige 
Urteil über „Kultur“ und „entartete 
Kultur“ oder „Afterkultur“ hat, 
deswegen des „Nazijargons“ zu be­
zichtigen - das sei eine „ungeheuer­
liche Entgleisung“ eines Rundfunk­
kommentators. Oder da gilt es der 
CSU als „Infamie“, wenn vor den 
Hörern die harmlose Frage gestellt 
wird: „Wo bleiben die Proteste de­
rer, die heute von Mord an der DDR- 
Grenze sprechen, gegen die staatli­
chen argentinischen Terrorkomman­

dos?“ Was ist das für eine Anstalt, in 
der ungerügt in einer Sendung „eine 
absurde Parallele zwischen den Todes­
fällen in Drewitz und in Gauting herge­
stellt wird“, fragt Stoiber. Und völlig 
unerträghch wird es für den Wach­
mann, wenn „das Lob auf die DDR 
den Tenor des gesamten Beitrags be­
stimmte“, dessen „Einseitigkeit“ in 
der Feststellung zu den DDR-Grenz­
kontrollen gipfelte: „Eigentlich ging es 
besser als an vielen anderen Grenzen.“

Anlässe also genug für die CSU, zur 
besseren „Einhaltung der Programm­
verantwortung“ das Rundfunkgesetz 
zu ändern. Der Rundfunkrat, zusam­
mengesetzt aus Vertretern der Staatsre­
gierung, des Senats, des Landtags und 
„gesellschaftlich relevanter Gruppen“, 
soll das Recht stärkerer Programm­
kontrolle erhalten, indem er seine Be­
schlüsse zu beanstandeten Sendungen 
über die hauseigenen Nachrichtensen­
dungen hinaus „in entsprechender 
Form weitergeben soll“. Paßt also z.B. 
ein Kommentar zur DDR nicht, dann 
setzt man „in entsprechender Form“ 
eine weitere Hetzsendung als „Richtig­
stellung“ durch den Rundfunkrat ins 

Programm. Ferner soll durch Geset­
zesänderung umfassende Kontrolle 
der Personal- und Sachausgaben des 
BR mit Hilfe des Obersten Bayeri­
schen Rechnungshofes durchgesetzt 
werden.

War die CSU 1972 durch einen ein­
geleiteten „Volksentscheid für Rund­
funkfreiheit“ noch teilweise geschei­
tert, mehr direkten Partoeinfluß auf 
den Sender nehmen zu können, so 
will sie das jetzt nachholen.
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Mittlerweile ist auch mit ihm der 
Krach perfekt. Schwarz-Schilling wird 
als ,, Mittelstandskiller“ gescholten, 
das Elektrohandwerk beklagt, keine 
Aufträge bekommen zu haben und in 
,»unwürdiger Weise“ unter der Vor­
mundschaft des ,,staatlichen Monopo­
listen“ stehen zu müssen. Derweil 
drängt AKK-Geschäftsführer Claus 
Detjen (ehemals Geschäftsführer des 
Bundesverbandes der Deutschen Zei­
tungsverleger), ihm lägen Verkabe­
lungsangebote von drei leistungsstar­
ken Unternehmen vor, darunter Nix­
dorf und die Warner-Beteiligung Ka­
bel-Signal. Der Postminister hat nun 
entschieden, dem Handwerk die Arbei­
ten innerhalb der Häuser zu überlas­
sen.

Gänzlich in den Sternen scheint das 
Schicksal des ,,Offenen Kanals“ zu 
stehen — ein vordergründiges Zucker­
brot für oppositionelle Kräfte. Bei nä­
herer Betrachtung des Gesetzes über 
das Kabelpilotprojekt Ludwigshafen, 

\ das die AKK verpflichtet, „mindestens 
einen offenen Kanal zur Verfügung zu 
halten“ (§ 20), wird klar, daß gegen 
oppositionelle oder gar „systemkriti­
sche“ Kabelnutzung Barrikaden er­
richtet sind. Die Erteilung der Einzel­
genehmigung für eine Sendung über 
den offenen Kanal hat der Vorstand 
der AKK zu erteilen. Er besteht aus 
drei Mitgliedern: Dieter Fertsch-Röver 
(Kapitalist, FDP), Ulrich Lohmar 
(MdB SPD) und Peter Boenisch (mitt­
lerweile Regierungssprecher) als Vor­
sitzender. § 20 setzt voraus, daß der 
Einzelbeitrag „insbesondere“ den 
Charakter eines herkömmlichen Leser­
briefes hat: „programmliche Anregun­
gen und Wünsche sowie Kritik an Pro­
grammen der Veranstalter“. Er muß 
„die gesetzlichen Vorschriften, die Sat­
zungsbestimmungen und die Richtli­
nien nach Maßgabe dieses Gesetzes be- 
achten“ (§ 14,3.3). Hierzu gehört § 17: 
„Die Programme ... dürfen sich nicht 
gegen die verfassungsmäßige Ordnung, 
insbesondere nicht gegen die Grund­
sätze des demokratischen und sozialen 
Rechtsstaates und gegen den Gedan­
ken der Völkerverständigung richten“.

Wie sieht es mit den materiellen Vor­
aussetzungen für die Benutzung des 
Offenen Kanals aus? Eine Schlüssel­
stellung sollte die Volkshochschule 
Ludwigshafen übernehmen. Sie be­
schaffte Aufnahme- und Schneidege­
räte im Wert von 75000 DM und stellte 
Räumlichkeiten für eigene und für 
Amateurproduktionen zur Verfügung. 
Aber „die gediegene Einrichtung der 
VHS garantiert offenbar dennoch 
nicht den Einstieg ins Programm des 
sogenannten Offenen Kanals“ (Mann­
heimer Morgen, 1.3.83). Den Kultur­
dezernenten schrecken „Horrorzah­
len“ über die Produktionskosten 
(Kommerzielle veranschlagen für ihr 

Programm 1000 DM je Sendeminute). 
„Wir sind davon abhängig, was die 
Sendeanstalt im Offenen Kanal 
macht“, resümiert der Dezernent. Der 
Unterschied zwischen dem Projekt des 
Ministerpräsidenten Vogel und den 
Plänen seines Partei- und Amtskolle­
gen Späth, der ausdrücklich gegen ei­
nen Offenen Kanal votierte, scheint in 
der Praxis Null zu sein.

Westberlin
Ein Stück der DDR 
gleich mitgeplant

Westberlin. Der neue FDP-Senator für 
Stadtentwicklung Vetter hat einen Be­
richt für „räumliche Ordnung im zen­
tralen Bereich“ vorgelegt. Als „zen­
tral“ wird die Gegend am äußersten 
Rand der Stadt um das Reichstagsge­
bäude bis hinunter zum Potsdamer 
Platz dabei bezeichnet! Daß der „zen­
trale Bereich“ tatsächlich so gemeint 
ist, wie es sich gehört, in der Mitte gele­
gen, zeigt auch ein Blick auf die zum 
Bericht dazugehörige Planungsskizze. 
Auf ihr wird ein großer Teil der Haupt­
stadt der DDR gleich zur Planung mit 
vereinnahmt. Das wieder zum festen 
Regierunsprogramm erhobene Ziel 
„Großdeutschland“ findet hier seinen 
handfesten Niederschlag auf der Ebene 
der ausführenden Verwaltungsakte.

Die Debatte über den Bericht im 
parlamentarischen Ausschuß für 
Stadtentwicklung illustrierte die Ab­
sichten der Planer noch deutlicher. So 
wurde der Spreebogen nördlich vom 
Platz der Republik gleich „Vorpo­
sten“ getauft. Brandenburger Tor und 
Potsdamer Platz fanden sich auf ein­
mal in „Scharniere für die Wiederver­
einigung“ umbenamst vor. Im Bericht 
selbst heißt es, daß der Bereich zwi­
schen Kemperplatz und DDR-Grenze 
am Potsdamer Platz ein „Torraum“ 
sei, der „Erinnerungen wachhält, 
Menschen warten und hoffen läßt“.

Zur 750-Jahr-Feier im Jahr 1987 soll 
wohl der Anspruch der westdeutschen 
Imperialisten auf die ganze Stadt, und 
sowieso eigentlich auf die ganze DDR 
und Teile Polens und der Sowjetunion 
noch dazu, besonders publikumswirk­
sam herausgeputzt werden. In dem Se­
natsbericht ist zu diesem Zweck in 
puncto Stadtentwicklung vorgesehen, 
die einstige Aufmarschachse zwischen 
Großem Stern und Brandenburger Tor 
zu begrünen und damit ein „Pendant 
zur Straße Unter den Linden“ in Ber­
lin, Hauptstadt der DDR, zu schaffen. 
Im Zusammenhang damit versucht der 
Senat auch auf anderen Gebieten eine 
750-Jahr fei er zu organisieren, die die 
„Teilung der Stadt überwindet“, in­
dem er der Regierung der DDR „Ge­
meinsamkeit“ diktieren will.

Von Protest gegen diese chauvinisti­
sche Anmaßung Vetters und seines 
Planungsstabes gegenüber der DDR 
hat man in dem parlamentarischen 
Ausschuß nichts gehört: von der SPD 
nicht und von der Alternativen Liste 
(AL) auch nicht. Von der SPD war es 
auch kaum zu erwarten, die aggressi­
ven „Wiedervereinigungs“-Pläne wer­
den von ihr seit der maßgeblich von ihr 
mitbetriebenen Spaltung Deutschlands 
mitgetragen. Aber auch die AL sprach 
von „Schritten in die richtige Rich­
tung“. „Blockübergreifendes“ Sen­
dungsbewußtsein landet hier direkt 
Schulter an Schulter mit der CDU 
beim Marsch „in die richtige 
Richtung“: Aggression und Krieg ge­
gen die Staaten des RGW.

Faschisten- Treffen
Stahlhelm-T agung 
wurde abgebrochen

Celle. Ein wiedervereinigtes Deutsch­
land von Kufstein bis Salurn und von 
der Etsch bis an den Belt - dafür woll­
te der „Stahlhelm - Kampfbund für 
Europa“ auf seiner diesjährigen Bun­
destagung am 18./19. Juni in Celle 
werben. Nach massiven Protesten, ins­
besondere einer sich über Stunden er­
streckenden Belagerung der Versamm­
lungsräume durch etwa 300 Antifaschi­
sten, fand die Tagung ein verfrühtes 
Ende. Die 250 Stahlhelmer verließen 
die Stadt, ohne ihren geplanten 
Marsch zur Kranzniederlegung am 
Kriegerdenkmal durchzuführen.

Obwohl der Stahlhelm offen 
, »rechtsextremistisches, insbesondere 
rassistisches und antisemitisches Ge­
dankengut“ vertritt und „enge Kon­
takte zu NPD und zu neonazistischen 
Gruppen“ bestehen, hatte die konser-
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vative Ratsmehrheit keinen Grund ge­
sehen, dem Revanchistenverband die 
Nutzung der städtischen Räume zu 
versagen. In intensiv geführten öffent­
lichen Diskussionen um die Bewertung 
des Stahlhelm hatten sich u.a. DGB, 
SPD, Grüne, Alternative Grüne Liste, 
BWK, DKP sowie Friedens- und anti­
faschistische Gruppen gegen die Ta­
gung ausgesprochen. Erst unter dem 
Eindruck einer von 700 Teilnehmern 
besuchten DGB-Protestveranstaltung 
am 17. Juni hielt CDU-Oberbürger­
meister Horstmann es für geboten, auf 
die beabsichtigte offizielle Begrüßung 
der Stahlhelm-Mitglieder zu verzich­
ten.

Nachdem am Samstagmittag eine 
Demonstration in der Innenstadt, zu 
der die Celler Friedensinitiative aufge­
rufen hatte, mit etwa 600 Teilnehmern 
ohne Zwischenfälle zu Ende gegangen 
war, zog über die Hälfte der Demon­
stranten weiter zum Ort des Gesche­
hens, um die Eingänge des Tagungslo­
kals zu blockieren. (SPD, Jusos und 
DKP-Spektrum waren gegen diese Ak­
tionen).

Schon früh wurde durch ein riesiges 
Polizeiaufgebot (etwa 700 Beamte) mit 
Schlagstock und Wasserwerfereinsatz 
die Straße geräumt. Ohne ersichtlichen 
Grund knüppelten die Ordnungshüter 
die Herumstehenden in die Flucht. 
Zwei Antifaschisten kamen mit Kopf­
verletzungen ins Krankenhaus, sechs 
wurden kurzzeitig festgenommen. Die 
Demonstranten, die sich trotz des mas­
siven Polizeiaufgebots immer wieder 
vor dem Versammlungslokal sammel­
ten, empfingen die im Laufe des Nach­
mittags eintreffenden Stahlhelmer mit 
lautstarken Parolen; ein Bus mit belgi­
schen Faschisten konnte sich nur müh­
sam vor einem Steinhagel in Sicherheit 
bringen. Dieser praktische Widerstand 
vor Ort ließ die Stahlhelmer schließlich 
resignierend ihre Fahnen einrollen. Die 
SPD fordert inzwischen den Rücktritt 
von OB Horstmann.

Eckernförder Bucht 
Off-shore Erschließung 
aus Landesmitteln 

Schleswig. Ende 1984 soll 3,5 km vor 
dem Kurzentrum Damp 2000 das erste 
Off-shore Gebiet der BRD Öl liefern. 
Die Gesamtinvestitionen für die Er­
schließung werden von dem Winters- 
hall-Texaco-Konsortium mit 370 Mio. 
DM angegeben. Die Landesregierung 
hat das Konsortium mit knapp 400 
Mio. DM geködert - in Form von 
Verzicht auf 30% Förderzinsabgaben.

Warum die Landesregierung auf die 
Erschließung so erpicht ist:

1.) Die neuartige Entwicklung der 
Ölplattform. Sie wird von Land aus

ohne Personal betrieben. Die Sockel 
haben Warnsender gegen Sabotage 
und Beschuß. Die Plattform hat ge­
panzerte Decks, da sie am Rand des U- 
Boot-Übungs- und Schießgebiets steht; 
sie ist arktisfest und somit die erste in 
dieser Form gebaute Plattform.

2. ) Die Texaco AG in Heide hat im 
Dezember 1982 eine neue Raffinerie in 
Betrieb genommen, womit nun auch 
westdeutsches Öl in Westdeutschland 
verarbeitet werden kann (gleichzeitig 
wird die Condea-Chemie Brunsbüttel 
daraus mit Äthylen und Wasserstoff 
versorgt). Das Öl wird von der Land­
station bei Waabs, die mit nur 25 
Mann betrieben wird, direkt per Pipeli­
ne nach Heide gepumpt.

3. ) Das Ölfeld steht nicht unter 
Druck und kann so auch als Lagerstät­
te benutzt werden. Gleichzeitig wäre es 
natürlich auch möglich, die Plattform 
mit Betriebsstoffen für die Kriegsflotte 
in der Ostsee direkt aus Heide zu ver­
sorgen.

4. ) 2,5 Mio. Tonnen Öl werden ver­
mutet, das wäre für ca. 15 Jahre 10% 
der westdeutschen Förderung. 15% 
des Ölverbrauchs von Schleswig-Hol­
stein würde dann aus ,,landeseigenen“ 
Feldern gefördert.

5. ) Die HDW, die in Landeshand ist, 
hat somit eine völlig neuartige Platt­
form bauen lassen und ist konkurrenz­
los auf dem Markt. Extraprofite win­
ken. In den ,,Leitlinien für die Ener­
giepolitik in Schleswig-Holstein“ ist 
von der Landesregierung vermerkt: 
,,Im Hinblick auf einen möglichen 
Technologietransfer ... sind ... auch 
solche Energietechnologien zu berück­
sichtigen, die in unserem Lande nicht 
oder nur in geringem Umfang einge­
setzt werden können.“

Mit Inbetriebnahme wären dann fast 
alle technischen Probleme für das 2. 
Off-shore Gebiet der BRD in der 
Nordsee vor der Dithmarscher Bucht 
gelöst. Würde die Texaco die gleiche 
Menge Rohöl auf dem Weltmarkt kau­
fen, müßte sie 1,3 Mrd. DM bezahlen. 
So fördert sie selbst und behält abzüg­
lich der Investitionen, Lohnkosten und 
10% Förderabgabe 800 Mio. DM 
nach.

Die Landesregierung begrüßte offi­
ziell die Erschließung durch das Kon­
sortium damit, daß „die Gesellschaf­
ten auf diese Weise ihre Gewinne wie­
der dort investieren, wo sie auch an fal­
len, nämlich im Inland44. Nach unserer 
Rechnung hat die Texaco AG aller­
dings nicht nur ihre Investitionskosten, 
sondern auch noch die neue Raffinerie 
für 118 Mio. DM durch den Verzicht 
der Landesregierung auf den Förder­
zins raus.
Quellenhinweis: Fragen und Antworten zur Energiepolitik 
in Schleswig-Holstein, CDU-Fraktion des Landtags; Leit­
linien für die Energiepolitik in Schleswig-Holstein, Hrsg. 
Minister für Wirtschaft und Verkehr

A uslieferungen
Deutsch-türkische 
Zusammenarbeit

Hamburg, Nach eigenen Angaben 
sucht die türkische Militärjunta ca. 
7000 „Terroristen“ im Ausland. Die 
BRD ist das einzige europäische Land, 
das Verfolgte an die Türkei ausliefert, 
bis April 1983 in mindestens 23 Fällen. 
Westdeutsche Behörden zeigen sich 
insgesamt gegenüber der Junta sehr 
hilfsbereit bei der Verfolgung der Op­
position im Ausland. Verfassungs­
schutz und Bundesnachrichtendienst 
verfügen über Außenstellen im Bun­
desamt für die Anerkennung ausländi­
scher Flüchtlinge in Zirndorf, wie die 
19. Kammer des Verwaltungsgerichts 
Westberlin in einem Asylverfahren 
(23.2. und 28.2.1983) feststellte. Foto­
kopien der Aussagen der Asylbewerber 
gehen in den meisten Fällen an das - 
Justiz- und „manchmal“ an das In- vJ 
nenministerium und von dort oft an 
,, befreundete4 4 Organisationen, wo­
runter auch türkische Geheimdienste 
fallen.

Die Versuche türkischer Behörden, 
den in Hamburg lebenden Türken Hü­
seyin Inci in ihre Finger zu kriegen, las­
sen Vermutungen über ein konkretes 
Zusammenwirken der „Dienste“ zu. 
Inci lebt seit 1979 in der BRD. In der 
Türkei war er Mitglied der inzwischen 
verbotenen Lehrergewerkschaft TÖB- 
DER und Sympathisant der revolutio­
nären Organisation Devrimci Yol. Im 
Mai 1982 verweigerte ihm das türki­
sche Konsulat die Verlängerung seines 
Passes, um ihn zur Rückkehr in die 
Türkei zu zwingen, angeblich zur Ab­
leistung seines Militärdienstes, obwohl 
er eine Freistellung bis Juli 1983 be­
sitzt. f

Aus Sorge vor politischer Verfol­
gung bei einer erzwungenen Rückkehr 
stellte er Ende 1982 einen Antrag auf 
politisches Asyl. Davon sind vermut­
lich türkische Stellen informiert wor­
den, denn in einem Fernschreiben vom 
16.5.1983 verlangte nun Interpol An­
kara von der Staatsanwaltschaft die so­
fortige Auslieferung Incis. Es bestünde 
gegen ihn ein Haftbefehl vom 4.5. 1979 
(!) wegen Beihilfe zu versuchtem Tot­
schlag. Dem Abschluß des Asylverfah­
rens sollte zuvorgekommen werden.

Die Hamburger Staatsanwaltschaft 
nahm Inci daraufhin in vorbereitende 
Abschiebehaft. Zwar konnte die Aus­
lieferung durch recht breite Proteste 
verhindert werden (er wurde gegen 
Kaution aus der Haft entlassen und am 
21. Juni schließlich als Asylant aner­
kannt), wie die deutsch-türkische Zu­
sammenarbeit funktioniert, wurde 
dennoch deutlich.
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Bildungsurlaubsgesetz Niedersachsen
Gesetzlicher Anspruch auf Bildungsurlaub — 
Die Kapitalisten waren schon immer dagegen
Folgendes Schreiben erhielt ein Arbeit­
nehmer in Niedersachsen, der an einem 
Bildungsurlaubsseminar teilnehmen 
wollte: „Sehr geehrter . . . nach den 
zur Zeit gültigen Gesetzen kommen wir 
leider nicht dran vorbei, Ihnen den be­
antragten Bildungsurlaub zu gewäh­
ren. Wie Sie sicher aus den Medien wis­
sen, überlegt der Gesetzgeber eine Än­
derung dieses Gesetzes in der Erkennt­
nis, daß nach Meinung vieler damit be­
faßter Stellen mit diesem ,Bildungsur­
laub4 Schindiuder getrieben wird.

Bildungsurlaubsseminar der DGB Jugend in Niedersachsen

Wirtschaftsexperten vertreten ohnehin 
die Meinung, daß der sogenannte Er­
holungsurlaub im internationalen Ver­
gleich zu lang ist und die sonstigen Be­
lastungen für die Betriebe in Deutsch­
land zu hoch sind, so daß unsere Kon­
kurrenzfähigkeit schon lange gefährdet 
ist. Diese verspätete Erkenntnis sollten 
wir alle berücksichtigen und überlegen, 
ob jedes Gesetz zu Lasten des Betriebes 
ausgenutzt werden soll. Mit freundli­
chem Gruß . .. “

Seit Bestehen des gesetzlichen An­
spruchs auf Bildungsurlaub in Nieder­
sachsen (1975) haben die Unternehmer 
immer wieder versucht, einzelnen Ar­
beitern und Angestellten die Wahrneh­
mung dieses Rechts streitig zu machen. 
Im August 1981 hatte sich das Arbeits­
gericht Hildesheim mit einem solchen 
Fall zu beschäftigen. Ein Arbeiter

wollte im Januar 1981 bei der VHS 
Hildesheim an einem Kursus zum The­
ma „Autogenes Training - Joga“ 
teilnehmen, der Unternehmer lehnte 
die Gewährung von Bildungsurlaub 
mit Verweis auf das Thema ab. Das 
Arbeitsgericht entschied, daß der An­
spruch des Arbeiters berechtigt war, 
der Unternehmer ist nicht berechtigt, 
eine inhaltliche Bewertung vorzuneh­
men. Er kann lediglich aus „dringen­
den betrieblichen Erfordernissen“ Bil­
dungsurlaub verweigern. 

Dies geschieht besonders häufig in 
Kleinbetrieben - 70% aller Teilneh­
mer am Bildungsurlaub kamen 1981 
aus Betrieben mit über 1000 Beschäf­
tigten, 12% aus Betrieben bis 200 Be­
schäftigte - über häufige Schwierigkei­
ten bei der Freistellung berichten auch 
Auszubildende, die 1981 immerhin 
12,9% der Teilnehmer ausmachten.

Die Durchsetzung eines Bildungsan­
spruchs versuchten die Gewerkschaf­
ten zunächst über Tarifverträge zu er­
reichen: Bis 1973 bestanden 198 tarif­
vertragliche Regelungen über Bil­
dungsurlaub, die über zwei Millionen 
Arbeitnehmer betrafen. Die Notwen­
digkeit eines gesetzlichen Anspruchs 
auf bezahlten Bildungsurlaub begrün­
dete der Vertreter des DGB auf einer 
Tagung in Loccum 1967 mit den mate­
riellen Lebensbedingungen der Arbei­

terbevölkerung, die der Wahrnehmung 
von Bildungsinteressen entgegenste­
hen, besonders Schichtarbeit, Akkord 
und Überstunden, lange Fahrtwege zur 
Arbeit, enge Grenzen finanzieller Be­
lastbarkeit. „Jeder Arbeitnehmer soll 
die Chance erhalten, für eine Zeitspan­
ne von jährlich zwei Wochen den 
durch die Berufsausübung bedingten 
Beeinträchtigungen enthoben zu sein, 
um sich intensiv Bildungsveranstaltun­
gen widmen zu können.“ Eine Be­
schränkung auf bestimmte Personen- 
kieise bzw. eine Altersdifferenzierung 
lehnte der DGB ab.

Dieser Begründungszusammenhang 
wird aber in der öffentlichen Debatte 
— insbesondere hinsichtlich der inhalt­
lichen Ausgestaltung von Bildungsur­
laub - nicht durchgehalten. In den 
„Grundsätzen des DGB zum Bildungs­
urlaub“ (1966) wird dieser mit den 
Theorien reformistischer Bildungskon­
zepte begründet: Einerseits um „höhe­
ren Qualifikationsanforderungen und 
größerer Mobilität“ gerecht zu wer­
den, andererseits als Beitrag zu einem 
„Ausgleich in den unterschiedlichen 
Bildungschancen“ (Gros, S. 156 u. 
158). In der Praxis konzentriert sich 
gewerkschaftliche Bildungsarbeit auf 
Seminare zur politischen Bildung; sie 
ist aber nicht als Massenbildung konzi­
piert, sondern als Ausbildung von 
Funktionsträgern. Eine politische Un­
terweisung wird erst dann für notwen­
dig befunden, wenn jemand eine Funk­
tion übernommen hat: im Betriebsrat, 
in den Sozialversicherungen, in der 
Schulpflegschaft etc. (Görs, S. 159). 
Dem entspricht auch die Erfahrung, 
daß gewerkschaftliche Bildungsveran­
staltungen schon frühzeitig belegt sind 
und einfache Mitglieder oder unorga­
nisierte Arbeiter sich kaum beteiligen 
können. Dies dürfte mit ein Grund da­
für sein, daß das Bildungsurlaubsange­
bot bis heute nur geringfügig ausge­
schöpft wird.

Zwar ist die Zahl der Teilnehmer an 
Seminaren von Arbeit und Leben von 
ca. 3000 (1975) auf über 12000 (1980) 
gestiegen, aber das Bildungsangebot 
aller Trägerorganisationen erreicht 
knapp 1% der Anspruchsberechtigten, 
das waren 1980 ca. 40000 Teilnehmer.

Im Unterschied zur Gewerkschaft 
argumentierten die Arbeitgeber von 
Anfang an von ihrem Klassenstand­
punkt aus: Sie sind gegen einen gesetz­
lichen Anspruch auf Bildungsurlaub, 
der alle Arbeitnehmer erreicht, und ge­
gen die Übernahme der Kosten. Die 
Bundesvereinigung Deutscher Arbeit-
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Die Lage der Beschäftigten in der Erwachsenen­
bildung

Arbeitsergebnisse der VHS 
Niedersachsen 1981 / Beispiele

Mit dem Erwachsenenbildungsgesetz 
(EBG) 1970 bekam die Finanzierung 
von Weit er bildungs Veranstaltungen 
eine gesetzliche Grundlage. Nach § 8 
EBG werden die Kosten für haupt­
amtliche Pädagogische Mitarbeiter 
(PM) vollständig und für Verwal­
tungskräfte zu 40% vom Land getra­
gen. Die Zahl der PMs richtet sich 
nach den Unterrichtsstunden (Ustd) 
einer Einrichtung und ist in der Stel­
lenschlüsselverordnung von 1977 
festgelegt. Nach § 10 EBG erhalten die 
Träger darüber hinaus eine allgemei­
ne Finanzhilfe, die mindestens 20% 
der „angemessenen Aufwendungen“ 
— z.B. Dozentenhonorare — be­
trägt. Laut Runderlaß von 1978 sind 
das 28 DM pro Ustd für Honorare, 
Reisekosten und Verwaltungsauf­
wendungen.

Diese gesetzlichen Bestimmungen 
bewirken zwei Strukturmerkmale für 
die Beschäftigten in Einrichtungen 
der Erwachsenenbildung:

1. Die Pädagogischen Mitarbeiter 
müssen ständig Mehrarbeit leisten. 
Beispiel: Ein Träger organisiert 
10000 Ustd mit zwei hauptamtlichen 
Mitarbeitern. Wollen sie ihr 
Bildungsangebot erweitern, müssen 
diese ein Jahr lang Arbeit für 15000 

Ustd leisten; erst dann wird eine Stelle 
bewilligt. Darüber hinaus besteht seit 
1981 ein Stellenstopp, so daß minde­
stens 80 PM-Stellen nicht besetzt sind. 
Im Novellierungsentwurf soll die Zahl 
der PMs an die Einwohnerzahl des 
Einzugsbereichs gebunden werden. 
Das hätte für einige Einrichtungen 
Stellenstreichungen zur Folge. (Vgl. 
dazu Angaben der Tabelle).

2. Für die Unterrichtenden sind gar 
keine Beschäftigungsverhältnisse als 
Arbeitnehmer vorgesehen. Ihre Stun­
den werden auf Honorarbasis zwischen 
25 bis 30 DM vergütet. Seit Jahren 
steigt der Anteil der Dozenten, die ih­
ren Lebensunterhalt aus dieser Tätig­
keit bestreiten müssen. Die GEW hat 
1981 Entwürfe für ArbeitsVerträge in 
der EB erstellt, die den Einrichtungen 
übersandt wurden. Diese wiederum be­
rufen sich auf das EBG, welches Mittel 
für Sozialleistungen an Dozenten nicht 
vorsieht. Die Versuche, einen Arbeit­
nehmerstatus einzuklagen, die bei Ar­
beitsgerichten in Westberlin und Hes­
sen teilweise erfolgreich waren, wurden 
durch ein Urteil des Bundesarbeitsge­
richts vom 25.11. 1982 zunichte ge­
macht. Danach gelten VHS-Dozenten 
unabhängig vom Unterrichtsumfang 
als freie Mitarbeiter ohne Sozialversi-

1) Päd. Mitarbeiter und Verwaltungsangestellte; Quelle: 
Stat. Material VII/81 Landesverband der Volkshoch­
schulen Niedersachsen e.V.

Stadt/ Einwoh­ VHS-Per­ Std. Un­
Kreis ner 7/81 sonal 1) terricht

Braunsch. 260655 14,0 46061
Gotting. 261 272 18,3 43 894
Goslar 171015 10,5 27420
Salzgit. 113295 11,5 21 185
Wolfsb. 125 557 22,2 55 655
Hannover 531066 39,0 124810
Celle 165517 6,0 24486
Osnabr. 157269 15,0 32418
Emden 51085 16,5 18522
Leer 142115 14,5 25 383
Wil.haven 98 892 9,5 21810

cherungspflicht. Da die Kommunen 
derzeit ebenfalls ihre freiwilligen Zu­
schüsse kürzen, ist an einigen Volks­
hochschulen bereits eine Honorar­
senkung im Gespräch.

Die GEW fordert dagegen: Aufhe­
bung des Stellenstopps, Ausbau der 
Stellen für Pädagogische Mitarbeiter 
und Verwaltungskräfte, Arbeitsver­
träge für Dozenten. Die CDU will 
hingegen eine „Stärkung des ehren­
amtlichen Elements“ bei der Neufas­
sung des EBG erreichen. (Hedrich- 
Papier, S. 3).

geber (BDA) legte diese Auffassung in 
einer Erklärung zum Bildungsurlaub 
1966 dar: „Es muß nochmals betont 
werden: Bildungshilfe - und Bil­
dungsurlaub ist eine solche - sollte 
vor allem demjenigen zuteil werden, 
der bildungswillig und bildungsfähig 
ist. Diesem Grundsatz kann in der be­
trieblichen Praxis nicht Rechnung ge­
tragen werden, wenn kollektive 
Rechtsregelungen die Freistellung von 
der Arbeit zu Bildungszwecken erzwin­
gen.“ Daß die Arbeitgeber besondere 
Befürchtungen haben hinsichtlich der 
politischen Bildung im Rahmen von 
Bildungsurlaub, stellte der Vertreter der 
BDA, Linke, in Loccum fest: „Man 
muß doch davon ausgehen, daß Ar­
beitgeber für solche politischen Maß­
nahmen Arbeitnehmer freistellen, die 
zu Gruppen gehören, die in einem ganz 
anderen Sinne engagiert sind. Mit wel­
cher Berechtigung soll man von den 
Arbeitgebern Freistellungen für Grup­
pen verlangen, die eine Anti-Haltung 
zu der jeweiligen unternehmerischen 
Position haben?“ (Loccumer Proto­
kolle, S. 100)

Die CDU, die 1974 gegen das Bil­
dungsurlaubsgesetz stimmte, will jetzt 
durch eine Gesetzesnovellierung der 
Position der Arbeitgeber entgegen­
kommen: Keine Teilnahme mehr für 
Auszubildende, Einzelanerkennung je­

der Veranstaltung mit Einspruchsrecht 
des DGB, aber auch der BDA! Aufla­
gen für die Teilnehmer - sie dürfen 
nicht nur aus einem Betrieb oder von 
einem Verband kommen. Die Aushöh­
lung des Bildungsurlaubsanspruchs 
wird bereits seit 1981 durch Mittelkür­
zungen betrieben; bei Arbeit und Le­
ben verteuerten sich die Seminare von 
60 auf 90 DM Eigenbeitrag. Erstmalig 
seit 1975 ist die Teilnehmerzahl von 
1980 auf 1981 rückläufig. Gegen die

Eine Delegation des DGB Hannover 
überreicht der Landesregierung 20000 
Unterschriften gegen die Mittelkür­
zung in der Erwachsenenbildung.

beabsichtigte Einschränkung des Bil­
dungsurlaubs führte der DGB-Kreis 
Hannover am 12.6. eine Veranstaltung 
mit 250 Teilnehmern durch. Aus den 
Beiträgen der IGM-Vertrauensleute, 
die zahlreich anwesend waren, wurde 
deutlich: Die Polemik gegen den „Se­
gelschein“ im Bildungsurlaub ist blo­
ßer Vorwand; die Maßnahmen der 
CDU richten sich gegen die gewerk­
schaftliche Bildungsarbeit.
Der DGB tut sich schwer in der Mobili­
sierung dagegen. Er fordert zwar den 
Bildungsurlaub für alle, organisiert ihn 
aber faktisch nur für Funktionsträger. 
Diese Lage versucht die Reaktion zu 
nutzen, um die organisierte Arbeiter­
bewegung, die von den Einschränkun­
gen besonders betroffen ist, von der 
Masse zu isolieren. Die Teilnahme an 
Bildungsurlaubsveranstaltungen der 
Gewerkschaft stärkt die Kritikfähig­
keit und die Solidarität im Betrieb, und 
das soll unterbunden werden. Ein 
Mangel der DGB-Veranstaltung war, 
daß keine weitergehenden Aktionen 
der Gewerkschaften vorgeschlagen 
wurden. Die Unterschriftensammlung, 
die der DGB jetzt durchführt, wird al­
lein gewiß nicht zum Erfolg führen.
Quellenhinweis: Statistische Materialien VII zur Erwach­
senenbildung in Niedersachsen t-981, hrsg. vom Landes­
verband der VHS e.V.; Dieter Gors, Zur politischen Kon­
troverse um den Bildungsurlaub, WSI Studien zur Wirt­
schafts- und Sozialforschung Nr. 37, Köln 1978
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Stichwort

BDA: Katalog der zu koordi­
nierenden lohn- und tarifpoli­
tischen Fragen; 1978

bejaht die Verbreitung 
und Vertiefung berufsbezoge­
ner und staatsbürgerlicher Bil­
dung als eine ständige Aufgabe 
unserer Gesellschaft sowie des
Einzelnen, der Wirtschaft und 
des Staates. Jegliche Bildungs­
hilfen müssen jedoch in sach­
gerechter Weise davon ausge­
hen, daß Bildung ein indivi­
dueller Prozeß ist, der Bil­
dungswilligkeit und Bildungs­
fähigkeit im Einzelnen voraus­
setzt und dessen Begabung, 
Fleiß und Bereitschaft zu per­
sönlichen materiellen Opfern 
bestimmt ist. Die generelle 
Einführung einer allgemeinen 
Freistellung zu Bildungs- 
zwecken wird den Bildungser- 

^fordernissen unserer Gesell- 
' schäft, insbesondere unserer

Wirtschaft und ihrer Mitarbei­
ter, nicht gerecht. Durch tarif­
vertragliche Regelungen kann 
weder der Bildungsbereitschaft 
noch der Fähigkeit des Einzel­
nen Rechnung getragen wer­
den; sie behindert auch weitge­
hend die individuelle Gestal­
tungsmöglichkeit einer geziel­
ten Aus- und Weiterbildung 
der Arbeitnehmer durch die
Betriebe.

Die generelle Freistellung 
der Arbeitnehmer für Bil­
dungszwecke würde darüber- 
hinaus eine weitere spürbare 
Verkürzung der effektiven Ar­
beitszeit bedeuten. Bisherige 
Arbeitszeitverkürzungen und 
Urlaubsverlängerungen wur­
den vielfach bereits mit der 
Notwendigkeit begründet, 
dem Einzelnen mehr Freizeit 
für Bildung zu ermöglichen.

Deshalb sind derartige tarif­
vertragliche Regelungen abzu­
lehnen.“

DGB: Bildungspolitisches Pro­
gramm; 1982
„6. Weiterbildung
6.2. Forderungen
6.2.2. Jeder Arbeitnehmer 
muß Anspruch auf jährlich 
mindestens zwei Wochen Bil­
dungsurlaub haben. Dafür ist 
eine Freistellung von Arbeit 
bei Fortzahlung von Lohn und 
Gehalt notwendig.
6.2.6. Für Arbeitnehmer und 
ihre Familienangehörigen muß 
die Teilnahme an Weiterbil­
dungsmaßnahmen grundsätz­
lich unentgeltlich sein. Des­
halb ist das Weiterbildungssy­
stem vorrangig durch öffentli-

Weiterbildung

ehe Mittel und in der berufli­
chen Bildung durch die Berufs­
bildungsabgabe und nicht 
durch Teilnehmergebühren zu 
finanzieren, die zu Lasten des 
Arbeitnehmers gehen.
6.2.7. An der konzeptionellen 
Gestaltung der öffentlichen 
und öffentlich geförderten 
Weiterbildungsangebote für 
Arbeitnehmer sind die Ge­
werkschaften zu beteiligen. 
6.2.9. Gewerkschaftliche Bil­
dungsarbeit dient insbesondere 
der politischen Weiterbildung. 
Sie ist eine interessenbezogene 
Weiterbildung für Arbeitneh­
mer. Deshalb müssen die Ge­
werkschaften eigenständig und 
unabhängig die Ziele, Inhalte, 
Methoden und Organisation 
ihrer Bildungsarbeit festlegen 
sowie Teilnehmer und Mitar­
beiter auswählen können. Eine 
staatliche Förderung darf nicht 
mit Auflagen verbunden wer­
den, die in diese gewerkschaft­
liche Autonomie eingreiten.

GEW: Beschluß der Landes­
vertreterversammlung, Nieder­
sachsen; Mai 1983
„Die von der CDU-Landtags­
fraktion am 17.5.83 beratenen 
und jetzt bekanntgewordenen 
Entwürfe für neue Gesetze zur 
Förderung der Erwachsenen­
bildung und zur Freistellung 
von Arbeit für Maßnahmen 
der Weiterbildung (Bildungs­
urlaubsgesetz) stellen einen er­
heblichen Eingriff in die be­
währte und bundesweit aner­
kannte Struktur der Erwachse­
nenbildung in Niedersachsen 
dar. Die Verwirklichung dieser 
Gesetzentwürfe würde erhebli­
che Folgen für den Bestand der 
Arbeitsplätze, für die Arbeits­
bedingungen der haupt- und 
nebenberuflichen Mitarbeiter 
im Verwaltungs- und pädago­
gischen Bereich und für die 
Freistellungsmöglichkeiten bei 
, Bildungsurlaubsveranstaltun­
gen* haben.
Die VV (...) fordert deshalb:
- das in langjähriger Arbeit 
aufgebaute Weiterbildungsan­
gebot zu erhalten und Bedin­
gungen zu schaffen, um dieses 
Angebot entsprechend den 
steigenden Weiterbildungsbe­
dürfnissen ausbauen zu kön­
nen,
- die Arbeitsplätze im Er­
wachsenenbildungsbereich zu 
sichern und auszubauen,
- die politische Bildung wei­
ter vorrangig zu fördern,
- die Freistellungsmöglichkei­
ten für Bildungsurlaubsveran­
staltungen in bisherigem Um­
fang zu erhalten.“

Positionen der verschiedenen 
Träger der Erwachsenenbil­
dung in Niedersachsen
D AG-Bildungswerk
für Pluralität der Träger; für 
Erhöhung des Stellenschlüs­
sels; für die weitere Erfassung 
von Auszubildenden durch das 
Gesetz.
Evangelische Erwachsenenbil­
dung (EEB) 
für Pluralismus bei den Trä­
gern; für Erhöhung des Stel­
lenschlüssels.

„Es ist nicht zu leugnen, 
daß die EEB die besondere 
Förderung der,politischen Bil­
dung' bisher für sinnvoll ge­
halten und daher unterstützt 
hat. Allerdings fordert die 
EEB für andere Inhalte bzw. 
Lernbereiche z.B. familienbe­
zogene Bildung und wert- und 
normenorientierte Bildung ei­
ne vergleichbare Förderung 
wie die der politischen Bil­
dung.“ (Hervorhebung im 
Orig.)
Landesarbeitsgemeinschaft für 
ländliche Erwachsenenbildung 
e.V. (LEB)
für Träger-Pluralismus; für 
Erhöhung des Stellenschlüs­
sels.

„Die gleichen Gründe, die 
für die Höher förderung der 
politischen Bildung sprechen, 
gelten auch für Bildungsmaß­
nahmen aus den Bereichen E- 
thik und Familienbildung. Die 
LEB ist deshalb dafür, die bis­
herige Auszahlungsrate für po­
litische Bildung von 85% auf 
75% zu senken und dafür 
wert- und normenorientierte 
Bildungsmaßnahmen in diesen 
Förderungssatz einzubezie­
hen.“

Anteile der Landeseinrichtun- 
gen am Arbeitsumfang der po­
litischen Bildung und der ge­
samten Unterrichtsstunden:

Einrich­ Anteil Anteil
tung Pol.Bild. Ustd.ges.
AuL 53,7% 7,2%
LEB 38,2% 8,2%
EEB 13,0% 5,8%
KEB 12,0% 6,9%
DAG 14,5% 7,6%
VHS 12,3% 65,0%

Finanzhilfe des Landes:
Arbeit und Leben erhielt 
24,1%, die Volkshochschulen 
erhielten 43,2%. Die Einrich­
tungen mit hohem Anteil poli­
tischer Bildung erhalten im 
Vergleich zur Stundenzahl 
mehr Finanzmittel als die an­
deren. Daraus resultiert unter­
schiedliche Betroffenheit von 
den Finanzkürzungen.

Verknüpfung zwischen Er- 
wachsenenbildungsgesetz 
(EBG) und Bildungsurlaubsge­
setz (NBildUG)
I. Förderungswürdigkeit
§ 5 des EBG regelt die Aner­
kennung einer Einrichtung als 
„förderungswürdig“; es wer­
den formale Kriterien genannt 
z.B. dreijährige Tätigkeit, 
planmäßiges Arbeiten etc. Sol­
che Einrichtungen sind in Nie­
dersachsen die VHS, Arbeit 
und Leben, LEB, KEB, EEB 
(ländliche, katholische, evan­
gelische EB) und DAG.
§ 1 NBildUG lautet: „Bil­
dungsurlaub dient der politi­
schen, beruflichen und allge­
meinen Weiterbildung in aner­
kannten Einrichtungen“. 
D.h. Bildungsurlaubssemina­
re der obengenannten Einrich­
tungen gelten als anerkannt, 
ohne weitere inhaltliche Über­
prüfung.

II. Umfang der Förderung
§ 10 EBG legt fest, daß Veran­
staltungen der politischen Bil­
dung zu 100% finanziert wer­
den. Da die meisten Bildungs­
urlaube als politische Seminare 
ausgeschrieben werden, haben 
sie Anspruch auf diese Förde­
rung. Die 100% beziehen sich 
aber nicht auf die tatsächli­
chen Kosten, sondern auf ei­
nen Pauschalbetrag, derzeit 36 
DM pro Teilnehmer und Tag. 
Dieser Betrag wurde in den 
letzten Jahren nicht mehr er­
höht. Da aber die tatsächli­
chen Unterbringungskosten 
höher liegen, mußten schon 
aus diesem Grund die Teilneh­
merbeiträge erhöht werden.

Hinzukommt, daß mit dem 
Haushaltsgesetz 1981 die 100- 
prozentige Förderung per Ver­
ordnung auf 85% reduziert 
wurde. Dies hatte weitere Ko­
stensteigerungen für die Teil­
nehmer zur Konsequenz.

Bildungsurlaub Niedersachsen 
Veranstalter und Teilnehmer

1 2 3 4 5
75 29 347 8985 0,45
76 45 926 15059 1,00
77 47 1182 17696 1,20
78 47 1377 21937 1,43
79 69 1979 27686 1,59
80 69 2368 34111 1,88
Erläuterung: 1: Jahr, 
2: Zahl der Veranstalter, 
3: Zahl der Veranstaltungen 
4: Zahl der Teilnehmer, 
5: Teilnehmer in % der Lohn­
abhängigen in Nds.
Quelle: Dritter Bericht über die Durchführung 
des Niedersächsischen Gesetzes über den Bil­
dungsurlaub; Niedersächsischer Landtag. 
Drucksache 9/2851



Internationale Nachrichten

Portugal: Regierung 
für EG-Beitritt

Die Regierung des Sozialisten 
Soares hat in ihrem Pro­
gramm, das am Freitag letzter 
Woche vom Parlament gegen 
die Stimmen der Kommunisti­
schen Partei verabschiedet 
wurde, drastische Kürzungen 
der Staatsausgaben und eine 
Verschlechterung des Lebens­
standards der Massen festge­
legt. Das Programm unter­
streicht den Willen der Regie­
rung, den EG-Beitritt zu voll­
ziehen. Portugal hat 13 Mrd. 
Dollar Auslandsschulden, sein 
Leistungsbilanzdefizit betrug 
1982 3,3 Mrd. Dollar. Die In­
flationsrate liegt bei 20%. Der 
Internationale Währungsfonds 
und die imperialistischen Gläu­
biger haben umfassende Spar­
maßnahmen gefordert. Die 
Regierung will im nächsten 
Monat Verhandlungen über 
neue Kredite mit dem IWF 
aufnehmen. Sie hat jetzt eine 
Reihe von Preiserhöhungen 
der Grundnahrungsmittel und 
Steuer er höh ungen angeordnet. 
Eine der wichtigsten Forderun­
gen der Imperialisten ist, daß 
der verstaatlichte Sektor der 
portugiesischen Wirtschaft für 
privates Kapital frei wird. So­
fort nach der Verabschiedung 
des Regierungsprogramms legte

Die FMNL operiert vor San Salvador
Etwa 30 Kilometer nördlich 
der Hauptstadt San Salvador 
hat die Befreiungsbewegung 
FMNL eine strategisch wichti­
ge Brücke gesprengt und damit 
die Verbindung nach Norden 
zur Stadt Suchito unterbro­
chen. Seit Tagen hält die Be­
freiungsbewegung einen fünf 
Kilometer breiten Streifen ent­
lang der einzigen Verbindungs­
straße nach Suchito besetzt. In
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Israelischer Kriegsmini- 
ster: Neue Drohungen

Arens, der Nachfolger des is­
raelischen Kriegsministers 
Scharon, der den Oberbefehl 
über die israelischen Truppen 
während der Invasion in den 
Libanon hatte, hat neue Dro­
hungen gegenüber den arabi­
schen Völkern und den Palä­
stinensern ausgestoßen. Auf 
einer Pressekonferenz am 23. 
Juni, ein gutes Jahr nach dem 
Beginn der israelischen Inva­
sion in den Libanon und kurz 
vor dem Jahrestag des Abzugs 
der PLO aus Beirut, erklärte 
Arens (Bild): Wenn die syri­
schen und palästinensischen 
Truppen den Libanon nicht 
unverzüglich verlassen — und

die Regierung ein Gesetz vor, 
das die Wirtschaftsbereiche 
Banken, Versicherungen, Ze­
ment und Düngemittel für die 
in- und ausländische Kapital 
öffnet.

Aktionen zum 7. Jah­
restag von Soweto

Der PAC hat ein Manifest be­
grüßt, das auf einer Versamm­
lung anläßlich des 7. Jahres­
tags des Massakers in Soweto 
von Vertretern 200 schwarzer

Suchito liegt die einzige noch 
von den Soldaten des Regimes 
gehaltene Garnison zwischen 
der Hauptstadt und der von 
der Befreiungsarmee kontrol­
lierten nördlichen Region des 
Landes. Diese Operation ist 
Teil der Kämpfe der FMNL, 
die sie zusammengefaßt hat in 
der Kampagne: ,,Gegen Rea­
gans Aggression, El Salvador 
wird siegen“. Die Aktionen

so den israelischen Besatzungs­
truppen vollständig freie Bahn 
schaffen — werde Israel nichts 
anderes übrig bleiben, als die 
Invasion des Libanon des letz­
ten Jahres zu wiederholen. Das 
ist eine eindeutige Drohung ge-

Organisationen in Azania ver­
abschiedet wurde und als 
Kampfziel gegen den rassisti­
schen Kapitalismus eine nicht­
rassistische sozialistische Re­
publik fordert. Zum Jahrestag 
fanden mehr als 20 Veranstal­
tungen in Azania statt, in 
schwarzen Bezirken hatten Lä­
den z.T. geschlossen. In Sowe­
to überfiel die Polizei einen 
Gottesdienst mit 4000 Teilneh­
mern, erschoß einen, verwun­
dete Dutzende und verhaftete 
41 Teilnehmer.

der FMNL zielen darauf, das, 
was das Regime seine „Wirt­
schaft des Krieges“ nennt, zu 
sabotieren und die Bewegung 
der Regimetruppen in Rich­
tung der befreiten Regionen zu 
unterbinden. Die FMNL hat in 
mehreren Angriffen den Ver­
kehr auf den wichtigsten Über­
landstraßen unterbrochen. Die 
wichtigste Operation war die 
Besetzung und Zerstörung des 
hauptsächlichen militärischen 
Kommunikationszentrums in 
der Provinz Morazan, das auf 
der höchsten Erhebung der 
Provinz installiert war. Ob­
wohl das Regime in Morazan 
4000 Soldaten eingesetzt hat, 
konnte die FMNL diese wichti­
ge Position zerstören. Anfang 
Juni eroberten und vernichte­
ten die FMNL-Soldaten eben­
falls ein Kommunikationszen­
trum, das 122 Kilometer von 
San Salvador entfernt liegt. 
Damit fielen für den größten 
Teil des Landes die Telefon­
verbindungen aus. Bei diesem 
Angriff, der 20 Stunden dauer­
te, setzte die FMNL Mörser 
ein. Bild: FMNL-Truppen 
übergeben gefangene Regime- 
Soldaten an das Rote Kreuz. 

gen Syrien und vor allem gegen 
die palästinensischen Truppen 
im Libanon. Die Zionisten ver­
suchen, die schwierige Lage 
der PLO zu nutzen, und die 
Palästinenser erneut zu demo­
ralisieren. Man erinnere sich: 
Ein Bestandteil der Besetzung 
des Libanon durch die zionisti­
schen Truppen waren die Mas­
saker an den Palästinensern in 
den Lagern Sabra und Shatila. 
Gelegenheiten für erneute 
Greueltaten gegenüber den Pa­
lästinensern im Libanon haben 
die Zionisten mehr als genug. 
Noch immer halten sie 7000 li­
banesische und palästinensi­
sche Kriegsgefangene gefan­
gen, hunderttausende Palästi­
nenser leben im besetzten Süd­
libanon.

GM/Toyota: Löhne ■ 
unter Tarifbedingungen 
Die General Motors-Kapitali­
sten, die im nächsten Jahr die 
stülgelegte Fabrik in Fremont, 
Kalifornien, als gemeinsames 
Unternehmen mit den japani­
schen Kapitalisten von Toyota 
wiedereröffnen wollen, haben 
strikt abgelehnt, die 5000 Mit­
glieder der Automobilarbeiter­
gewerkschaft UAW zu den bis­
herigen Bedingungen wieder 
einzustellen. Nach dem gelten­
den Tarifvertrag sind sie ver­
pflichtet, die Arbeiter auf der 
Grundlage der Dauer der Be­
triebszugehörigkeit einzustel­
len. Löhne und Zulagen sind 
nach dieser Dauer gestaffelt. 
Die General Motors-Kapitali­
sten wollen die UAW zu einem 
neuen Vertrag zwingen, durch/T 
den sie die höheren Löhne und 
Zulagen beseitigen oder sie 
stellen nur die Arbeiter mit den 
niedrigsten Löhnen ein. Vor­
sitzende von 28 UAW-Bezir- 
ken haben Streikabstimmun­
gen gefordert, damit die UAW 
den Tarif mit Streiks gegen 
General Motors sichert.

Mexiko: Regierung 
hebt Löhne an

Der mexikanische Gewerk­
schaftsbund hat den Beschluß 
der Regierung, die Mindest­
löhne um 15% zu erhöhen, als 
völlig unzureichend bezeich­
net. In den vergangenen Wo­
chen hatten hunderttausende 
mexikanische Arbeiter und 
Angestellte gegen die Lohnleit­
linien der ^Regierung, die Erhö­
hungen von 12,5% vorsahen, 
gestreikt. Die Streikenden for­
derten Tariferhöhungen von

I mindestens 25% bis 50%.



Chile
Die Front der Gewerkschaften gegen die 
Junta festigt sich
Zu einem Zeitpunkt, wo die chileni­
schen Arbeiter unter schwierigsten Be­
dingungen — Kupferminen unter Mili­
tärkontrolle, totale Nachrichtensperre 
— einen Generalstreik organisieren mit 
dem Ziel der Freilassung der inhaftier­
ten Gewerkschaftsführer, sprechen die 
Sozialausschüsse der CDU dem chile­
nischen Botschafter ihre Hoffnung 
aus, daß Pinochet nicht mit „gleichen 
Unrechtsmethoden“ wie im „kommu­
nistischen Machtbereich“ reagiere. 
Nachdem die CDU prinzipiell alle Un- 
terdrückungs- und Ausplünderungs­
maßnahmen gegen das chilenische 
Volk begrüßt hat, so die Herrschaft 
des Christdemokraten Frei, so den

\ Arbeiter in Chile am 1. Mai dieses Jahres

Sturz Allendes und den Putsch Pino­
chets, wollen sie jetzt den bürgerlichen 
Kräften, die inzwischen auch an den 
Aktionen gegen die Militärjunta betei­
ligt sind, den Rücken stärken. Durch 
die katastrophale wirtschaftliche Lage 
verschlechtert sich auch deren Situa­
tion immer mehr.

Das Land ist durch die fast völlige 
Aufhebung der Importzölle mit billi­
gen Waren aus imperialistischen Län­
dern überschwemmt worden, so daß 
die eigene Produktion der Konkurrenz 
nicht standhalten konnte und zusam­
menbrach. Inzwischen müssen Wei­
zen, fast der gesamte Bedarf an Speise­
öl und 40% des Zucker- und Maisbe­
darfs importiert werden. Durch die 
Abwertung des Peso von Mai 1982 bis 
April 1983 um fast 100% sind die Prei­
se entsprechend gestiegen. Die Real­
löhne sind um 27% gesunken bei einer 

Steigerung der Arbeitslosigkeit auf 
22% im letzten Jahr.

Diese Lage ist mit Grund für einen 
zweiten „Tag des nationalen Prote­
stes“, zu dem das „Nationalkomman­
do der Arbeiter“ (CNT), ein Zusam­
menschluß von sechs Gewerkschaften, 
und der Verband der Fuhrunternehmer 
aufgerufen hatten. Im ganzen Land 
gab es Aktionen, die von Formen des 
„zivilen Ungehorsams“ über Ver­
sammlungen, Demonstrationen, Lang­
samarbeiten bis hin zu Sabotageaktio­
nen, die den Busverkehr in den Süden 
des Landes z.T. lahmlegten, reichten.

Die Forderungen, wie sie von Rodol- 
fo Seguel, Vorsitzender des CNT und 

zugleich der Gewerkschaft der Kupfer­
bergarbeiter, auf einer Pressekonfe­
renz vorgetragen wurden, sind: Been­
digung des Ausnahmezustands, wie er 
seit 1973 besteht, die Respektierung 
der Menschenrechte und Aufhebung 
aller Verfassungsartikel, die die bür­
gerlichen Freiheiten beschränken, Wie­
derherstellung der gewerkschaftlichen 
Rechte, Aufhebung von Gesetzesbe­
stimmungen, die die „Arbeitgeber be­
vorzugen“, Rückkehr der Exilierten, 
Abhaltung von Parlamentswahlen, zu 
denen Parteien aller politischen Richtun­
gen zugelassen werden sollen. Es wird 
eine Abkehr von der gegenwärtigen 
Wirtschaftspolitik gefordert. An erster 
Stelle der „wirtschaftlichen“ Forde­
rungen steht ein Dringlichkeitspro­
gramm zur Linderung der Arbeitslosig­
keit und ein „Beschäftigungspro­
gramm für Haushaltsvorstände“ zur 
Sicherung eines Mindesteinkommens.

Die Militärjunta ließ am zweiten Ak­
tionstag 1351 Personen verhaften, vier 
wurden erschossen, mindestens zwan­
zig verletzt. Einen Tag später wurde 
Seguel verhaftet. Die Arbeiter in drei 
der vier staatlichen Kupferminen 
streikten mit der Forderung nach Frei­
lassung Seguels. Die Junta ließ die Mi­
nen unter Militärkontrolle stellen und 
im Verlauf der folgende Woche wur­
den die Führungen der im CNT zusam­
mengeschlossenen Gewerkschaften 
verhaftet, soweit sie nicht untertau­
chen konnten.

Diese Aktionen, für jeden Monat ist 
ein „Tag des nationalen Protestes“ ge­
plant, sind möglich durch eine Reorga­
nisation der Gewerkschaften und die 
Tätigkeiten einer Organisation wie das 
1980 gebildete CODEPU (Komitee zur 
Verteidigung der Rechte des Volkes - 
umfaßt die Organisationen, die in der 
„Unidad Populär“ zusammenge­
schlossen waren). Das CODEPU be­
treibt die Organisierung der Bevölke­
rung zur Durchsetzung ihrer sozialen 
und rechtlichen Forderungen. Zugleich 
gibt es Bestrebungen zur Bildung einer 
Einheitsfront zum Sturz der Diktatur, 
wie sie sich in einem gemeinsamen 
Aufruf der Kommunistischen, der So­
zialistischen, der Radikalen Partei Chi­
les und des MIR nieder schlagen.
Quellenhinweis: taz, 14.6—24.6.83; FAZ, 14.6—25.6.; 
Kölner Stadtanzeiger, 23.6.; Lutte Ouvriere, 18.6.; Chile- 
Dokumentation „Was ist CODEPU“, 8—9/1982

Brasilien
Streikbewegung im öf 
fentlichen Dienst

Anfang Juni hatte der brasilianische 
Zentralbankchef nach Verhandlungen 
mit dem Internationalen Währungs­
fonds erklärt, mit drastischen Kürzun­
gen bei den öffentlichen Ausgaben, 
insbesondere im öffentlichen Dienst, 
seien weitere Kredite des Internationa­
len Währungsfonds zu erhalten. Zu 
seinem „Sanierungspaket“ gehören 
die Privatisierung von Staatsbetrieben 
und vor allem eine „Abschwächung“ 
der halbjährlichen Anpassung der Ein­
kommen an die Inflationsrate, die 
z.Zt. monatlich zehn Prozent beträgt 
- also weitere Lohnsenkungen.

Für die Erhöhung ihrer Löhne und 
für gewerkschaftliche Rechte befanden 
sich über 500000 Beschäftigte des öf­
fentlichen Dienstes bei den Gemein­
den, den Ländern und dem Bund in 
der letzten Woche im Streik. Die 
Streikbewegung konzentriert sich auf 
die bevölkerungsreichsten Bundesstaa­
ten Rio Grande do Sui, Sao Paulo, Rio 
de Janeiro und Parana und auf die 
Hauptstadt Brasilia. Ausgangspunkt 
war der Streik der über 40000 Beschäf-
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tigten des Gesundheitswesens, darun­
ter 200 Ärzte im Bundesstaat Sao Pau­
lo, die bereits seit über einem Monat 
die Arbeit in den Krankenhäusern von 
32 Städten zum Erliegen brachten. In 
Rio Grande do Sui streiken in 40 Städ­
ten über 70% der Beschäftigten ver­
schiedener Sozialeinrichtungen. In Rio 
de Janeiro befinden sich 50000 der 
140000 Beschäftigten des Gesundheits­
wesens und der Sozialversicherungen 
im Streik. In Sao Paulo Stadt werden 
44 Krankenstationen, 47 der 150 Kin­
derkrippen und fünf große Kranken­
häuser bestreikt. Am Montag, den 13. 
Juni, nahmen in Brasilien die Beschäftig­
ten der Stadtreinigung den Streik für 
die Erhöhung ihrer Löhne um 120% 
auf. Damit erhöhte sich die Zahl der 
Streikenden im öffentlichen Dienst al­
lein in Brasilia auf über 120000.

Zu den Streiks aufgerufen hatte das 
Nationale Streikkomitee der Bundes­
beschäftigten, denen sich nach und 
nach Landes- und Gemeindebeschäf­
tigte anschlossen. Die wichtigsten 
Streikforderungen sind: 13. Gehalt; 
70% Lohnerhöhung rückwirkend ab 
Mai; neues Dienstrecht und gewerk­
schaftliche Rechte im öffentlichen 
Dienst.

Mit Drohungen und Entlassungen 
versuchen die Dienstherren die Streik­
bewegung zu brechen. In Brasilia wur­
den am 17. Juni 400 streikende Be­
schäftigte eines Bundesinstituts sus­
pendiert. In Sao Paulo und in anderen 
Städten ging die Polizei gegen Strei­
kende vor. An einer Protestveranstal­
tung von mehreren Tausend in Sao 
Paulo gegen die Polizeieinsätze betei­
ligten sich Vertreter von Oppositions­
parteien, z.B. der PT (Arbeiterpartei) 
und der PTB (Brasilianischen Arbeiter­
partei) und der Gewerkschaften, die 
sich mit den Forderungen der Streiken­
den solidarisierten.
Quellenhinweis: Neue Zürcher Zeitung vom 3.6.83; Xin­
hua News Agency vom 10.6.83; Folha de Sao Paulo vom 
I5./16./17.6

Azania
Schwarze Bergarbeiter 
erkämpfen Tarif

Am 17.6. mußten die Minenkonzerne 
im südafrikanischen Siedlerstaat, ver­
treten durch die ,,Chambers of 
Mines“, zum ersten Mal einen Tarif­
vertrag mit einer schwarzen Gewerk­
schaft, der ,,National Union of Mine- 
workers“ (NUM), abschließen. Der 
Vertrag gilt für ca. 6000 schwarze 
Bergarbeiter in verschiedenen Arbeits­
bereichen von neun Gold-, Platin- und 
Kupferbergwerken. Eine Anhebung 
der Mindestlöhne um 13,9 bis 15,6%, 
der übrigen Löhne in geringerem Ma­
ße, konnte von der NUM durchgesetzt

,,Wohnräume“ der azanischen Bergar­
beiter in den Lagern auf dem Minenge­
lände

werden. Die Minenkonzerne wollten 
eine Erhöhung um nicht mehr als 8%. 
1982 lagen die Mindestlöhne bei ca. 
100 - 130 Rand (für Übertage- bzw. 
Untertagearbeit). Trotz der Erhöhung 
erreichen sie auch jetzt nicht die offi­
zielle Armutsgrenze, die in Johannis­
burg für eine sechsköpfige Familie 
schon 1979 bei 172 Rand lag.

Die National Union of Mineworkers 
ist mit inzwischen rund 25000 Mitglie­
dern die größte schwarze Gewerk­
schaftsorganisation in den Minen. Ihr 
Aufbau wurde im August 1982 auf der 
Jahreskonferenz der ,,Konföderation 
der Gewerkschaften in Südafrika“ 
(CUSA) beschlossen. Auf der Grün­
dungsversammlung im Dezember 1982 
wurde die Registrierung durch das Ar­
beitsministerium als Kriterium der An­
erkennung zurückgewiesen und gleich 
eine Anerkennung durch die „Cham­
bers of Mines“ angestrebt, wie sie jetzt 
mit dem Tarifabschluß faktisch durch­
gesetzt wurde.

Die „Konföderation der Gewerk­
schaften in Südafrika“ (CUSA) ist ein 
Zusammenschluß von inzwischen elf 
schwarzen Gewerkschaften. Anfang 
des Jahres hat die Mitgliederzahl 
100000 überschritten, 40000 mehr als 
1982. 33 Anerkennungsvereinbarungen 
mit Kapitalisten konnten Gewerk­
schaften der CUSA inzwischen durch­
setzen, mehr als die Hälfte in der Le­
bensmittelindustrie. Neben der NUM 
wurden letztes Jahr Gewerkschaften 
für die azanischen Arbeiter im Hotel-, 
Textil- und GemeindeLereich aufge­
baut.

Daß die ausländischen und inländi­
schen Kapitalisten die schwarzen Ge­
werkschaften in dieser Form anerken­
nen müssen, ist praktisch ein Ergebnis 
der großen Kämpfe, die die azanischen 
Arbeiter im letzten Jahr geführt haben. 
Queüenhinweis: taz 20.6.83, Facts and Reports K, F 1983, 
Politische Berichte 15/82 
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Frankreich
Angriffe der Kapitalisten 
auf die Sozialversicherung

Der Vorsitzende des französischen Ka­
pitalistenverbandes Gattaz hat am 
14.6. die Forderungen der Kapitalisten 
für den Haushalt 1984 vorgetragen: 
Die im März dieses Jahres beschlosse­
nen Steuererhöhungen und die Erhö­
hung der Beiträge für die Sozialversi­
cherungen sollen, soweit sie die Arbei­
ter und Angestellten betreffen, auf­
rechterhalten werden. Allerdings müß­
ten endlich die Beiträge der Kapitali­
sten zur Sozialversicherung gekürzt 
werden, die Steuererleichterungen, die 
den Kapitalisten mit den Haushaltsbe­
schlüssen im März zugestanden wor­
den waren, erhöht werden, der Perso­
nalaufwand im Staatsapparat gesenkt 
und die Löhne im öffentlichen Dienst 
nicht erhöht werden.

Der Wirtschafts-, Finanz- und Haus- ■ 
haltsminister Delors legte am 23.6. die 
Rahmenplanung für den nächstjähri­
gen Haushalt vor: Danach sollen die 
Löhne und Gehälter der Beschäftigten 
im öffentlichen Dienst um nicht mehr 
als 5,8% steigen, das ist die Höhe der 
von der Regierung für 1984 geschätz­
ten Inflationsrate. Gleichzeitig soll ein 
Stellen- und Einstellungsstop im öf­
fentlichen Dienst verhängt werden. 
Delors schlägt weiterhin vor, die „Son­
dersozialabgabe“ von 1% auf alle 
steuerpflichtigen Einkommen, die im 
März für ein Jahr beschlossen worden 
war, auch 1984 weiter zu erheben. Dar- 
überhinaus hat der Sozialminister Be- 
regouvoy jetzt bekannt gegeben, wie 
noch in diesem Jahr weitere 4 Mrd. FF 
(ca. 122 Mio. DM) in der Krankenver­
sicherung „eingespart“ werden sollen.

Die Pflegekosten der staatlichen 
Krankenhäuser sollen um 6% niedriger 
als die bisherigen Haushaltsansätze

Einig ist sich die Regierung über den 
weiteren Ausbau des Rüstungsetats 
(Bild: Verteidigungsminister Hernu).



sein. Die zinslosen Darlehen der regio­
nalen Krankenversicherungen an die 
staatlichen Krankenhäuser sind besei­
tigt, die Krankenhäuser müssen ihre 
Kredite in Zukunft zu üblichen Zins­
sätzen aufnehmen. Die Apotheker sol­
len eine Sonderabgabe von vier Pro­
zent ihrer Gewinne an die Sozialversi­
cherung abführen, die Preiserhöhung 
für Medikamente um 2% wird vom
1.7. auf den 1.10. verschoben. Den 
Hauptteil der vier Mrd. FF will der So­
zialminister durch Kürzung der Rück­
erstattung für Medikamente und medi­
zinische Hilfen bei den Versicherten 
holen: 3,1 Mrd. FF sollen weitere Kür­
zungen bei den Zuschüssen der Versi­
cherungen zu Brillen, Zahnersatz usw. 
einbringen.
Quellen hin weis: Handelsblatt v. 15.6. bis 24./25.6.; Le 
Monde, 23. u. 24.6. 1983

USA
Sterberate der Kinder 

} der Armen gestiegen

Die Kürzungen, die die Reagan-Regie­
rung im Bereich der medizinischen 
Versorgung vorgenommen hat, haben 
für die Armen dramatische Auswir­
kungen. Die US-Regierung strich 1982 
18% der Gelder des Gesundheitspro­
grammes für Mütter mit niedrigem 
Einkommen und ihre Kinder. Im Staat 
Maryland z.B. wurde 10% der bisher 
Berechtigten die medizinische Versor­
gung genommen. In der Stadt St. 
Louis wurde das Personal für dieses 
Gesundheitsprogramm um die Hälfte 
verringert. Die Zahl derjenigen Frau­
en, die daher notwendige Kontrollun­
tersuchungen während der Schwanger­
schaft nicht vornehmen lassen konn­
ten, schätzt das Gesundheitsamt der 
Stadt St. Louis dort auf 1400.

Die ohnehin schlechten Lebensbe­
dingungen der Armen hat die Reagan- 
Regierung noch dadurch weiter ver­
schlimmert, daß sie die Zahl der hilfe­
berechtigten Familien mit abhängigen 
Kindern drastisch gesenkt hat. Diese 
bekamen über die Unterstützung auch 
den Krankenversicherungsschutz zuge­
sprochen. Besonders betroffen durch 
den Entzug sind schwarze Familien. 
Sie erhielten 43% dieser Familiengel­
der. Die schlechte Ernährung, die feh­
lenden Vor- und Nachsorgeuntersu­
chungen haben die Sterblichkeitsrate 
der Säuglinge 1982 in elf Staaten der 
USA ansteigen lassen. In Michigan, wo 
die Arbeitslosenrate im Dezember 1982 
bei 17,3% lag - mehr als die Hälfte 
der Arbeitslosen hat keine Krankenver­
sicherung - stieg die Sterberate der 
Kinder im ersten Lebensjahr, zum er­
sten Mal seit 1945, von 12,8 im Jahr 
1980 auf 13,8 1981 pro 1 000 Lebendge­
borene an. Die Sterberate der schwar­

zen Säuglinge ist doppelt so hoch. Die 
Zahl der Embryos, die im Mutterleib 
absterben, ist in den USA von 10 auf 
12,2 pro 1000 von 1979 bis 1981 gestie­
gen.

Die Reagan-Regierung strich das Ge­
sundheitsprogramm für Kinder und 
Jugendliche zusammen. Im Staat Ma­
ryland z.B. wurde damit einem Fünftel 
der bisher Berechtigten die Versorgung 
genommen. Insgesamt in diesem Staat 
etwa 7400. In St. Louis können 1983 
600 Jugendliche, so schätzt das Ge­
sundheitsamt, die an Bleivergiftung lei­
den, wegen der gestrichenen Bundes­
gelder nicht mehr medizinisch behan­
delt werden. Die notwendige Diät ent­
fällt. Die Bundesgelder für Vorsor­
geimpfungen will die US-Regierung so 
kürzen, daß 1984 nur noch 2,9 Mio. 
Jugendliche geimpft werden können. 
1981 waren es 6,3 Mio.

Die Arbeitslosen können nur hof­
fen, daß sie und ihre Familien nicht 
krank werden. Die Hälfte der Arbeits­
losen verliert schon einen Monat nach 
Beginn der Arbeitslosigkeit den Versi- 
chungsschutz, der an die Beschäfti-

Reagan-Regierung: Die Kinder der Al­
ten mit geringem Einkommen sollen ab 
1984 für die Heimpflegekosten auf­
kommen

gung gebunden ist. Nach offiziellen 
Zahlen standen im Dezember 1982 5,3 
Mio. Arbeitslose ohne diesen Schutz 
da, zusammen mit den Familienange­
hörigen sind davon 11 Mio. betroffen. 
Die Automobilarbeitergewerkschaft 
UAW weist daraufhin, daß in Wirk­
lichkeit 25 Mio. im Zusammenhang 
der Arbeitslosigkeit keinen Versiche­
rungsschutz besitzen. Krankenversi­
cherungen abzuschließen ist für die 
meisten Arbeitslosen bei den geringen 
Arbeitslosengeldern unerschwinglich.

Die Forderung des Gewerkschafts­
bundes AFL-CIO nach einer bundes­
weiten Gesundheitsversorgung hat die 
Regierung zurückgewiesen: Die staatli­
che Krankenversicherung sei keine 
Wohlfahrtseinrichtung.
Quellenhinweis: National Journal, Nr.21/1983; State of 
Black America 1983

Italien
Krachende Niederlage 
der Christdemokraten

Zwei Ziele hatte die italienische Groß­
bourgeoisie bei den Parlamentswahlen 
am 26./27. Juni im Auge: Stärkung 
der Christdemokraten (DC) und 
Schaffung einer parlamentarischen 
Mehrheit für eine Koalition der „Mit­
te“, die auf die Stimmen der Soziali­
sten (PSI) nicht mehr angewiesen ge­
wesen wäre. Beide Ziele hat die Kapita­
listenklasse nicht erreicht: Die DC hat 
die krachendste Niederlage ihrer gan­
zen Geschichte eingesteckt. In den letz­
ten zwanzig Jahren hatte diese Partei 
stets Wahlergebnisse zwischen 38,3 
Prozent und 39,1 Prozent erzielt. Dies­
mal hatte sich der Großindustriellen­
verband deutlicher als je mit ihr identi­
fiziert (und umgekehrt). Jetzt hat die 
DC nur 32,9 Prozent der Stimmen er­
halten. Für eine „Koalition der Mitte“ 
fehlten in der letzten Kammer neun 
Sitze, jetzt sind es 23.

Die Stimmenverluste der Christde­
mokraten sind fast ausschließlich ihren 
bisherigen Koalitionspartnern (vor al­
lem den Republikanern und den Sozia­
listen) und den Neofaschisten, die das 
zweitbeste Ergebnis seit dem Krieg er­
reichten, zugutegekommen. Obwohl 
z.B. die Republikaner die DC an arbei­
terfeindlicher „Rigorosität“ noch zu 
übertreffen suchten, können die Ge­
winne der kleinen Mittelparteien die 
schwere Niederlage der Hauptpartei 
der Bourgeoisie politisch nicht wettma­
chen. Daß die Sozialisten für die Bil­
dung der neuen Regierung unentbehr­
lich sind, wird einen stramm reaktionä­
ren Kurs erschweren.

Die von der Kommunistischen Partei 
(PCI) angestrebte „Demokratische Al­
ternative“ - eine Koalition etwa aus 
PCI, PSI, Republikanern und Sozial­
demokraten, wie sie in vielen Gemein­
den und Regionen bereits besteht - ist 
jetzt zwar auch auf nationaler Ebene 
rechnerisch möglich geworden, aber 
ganz unwahrscheinlich. Die PCI hat 
ihren Stimmenanteil mit 29,90 Prozent 
(- 0,5 Prozent) knapp behauptet. Die 
PSI gewann 1,6 Prozent hinzu. Die 
links von der PCI stehende „Democra- 
zia Proletaria“ erreichte 1,5 Prozent 
und sieben Abgeordnete (1979: 0,8 
Prozent, kein Sitz). Die entfernt den 
Grünen vergleichbare Radikale Partei, 
die zwar Listen aufgestellt, aber zur 
Stimmenthaltung aufgerufen hatte, er­
hielt 2,2 Prozent (-1,3 Prozent); auf 
ihrer Liste wurde der wegen „Vorbe­
reitung eines bewaffneten Aufstands“ 
angeklagte „Autonome“ Toni Negri 
gewählt.

Quellenhinweis: Republica 28.6.; Rundfunksendungen
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Kaladlit Nunat
Austritt aus der EG - nur wenn die 
Plünderrechte der EG gewahrt bleiben
Schon 1972 hatten die Bewohner von 
Kaladlit Nunat (das ist der Name der 
dänischen Kolonie Grönland) im Rah­
men der dänischen Volksabstimmung 
mit großer Mehrheit gegen den Eintritt 
in die EG gestimmt, die dänische Re­
gierung setzte sich über diese Abstim­
mung hinweg und führte Kaladlit Nu­
nat 1973 mit in die EG. 1982 führten 
die Bewohner der Kolonie, die 1979 ih­
re innere Autonomie gegenüber Däne­
mark durchgesetzt hatten, eine erneute 
Abstimmung gegen die EG-Mitglied­
schaft durch. 52% der Wahlbeteiligten 
stimmten für einen Austritt aus der 
EG. Die Imperialisten in der EG ließen 
sich Zeit mit den Verhandlungen über 
das Austrittsverfahren, sie verwiesen 
darauf, daß ein solches Verfahren be­

sonders kompliziert sei, weil in den Rö­
mischen Verträgen nicht vorgesehen. 
Tatsächlich hofften sie aber darauf, 
daß die Wahlen am 12. April 1983, 
Wahlen für die ,,innere“ Regierung 
von Kaladlit Nunat, ein anderes Kräfte­
verhältnis im Parlament schaffen wür­
den: So kommentierte z.B. die Zeit­
schrift „EG-Magazin“ nach der 
Volksabstimmung 1982: „Aber es ist 
noch gar nicht so sicher, daß Grönland 
tatsächlich aus der EG ausscheidet. 
Sollte nämlich die proeuropäische 
Atassut-Partei die im kommenden 
Jahr anstehenden Wahlen für das loka­
le Parlament in Godthab gewinnen, 
könnte sie die Austrittsverhandlungen 
abbrechen.“

Die Enttäuschung der EG-Mitglied­

staaten über den Wahlausgang im 
April dieses Jahres war deutlich. Von 
den 26 Sitzen des Parlaments haben die 
schon in den vier Jahren zuvor regie­
rende Siumut (Nationale Unabhängig­
keitspartei) zwölf, die Inuit Ataqatigiit 
(Vereinigte Eskimo) zwei und die Atas- 
sut (Demokratische Partei) zwölf Sitze 
errungen. Die Parlamentsmehrheit ist 
nach wie vor gegen die EG-Mitglied­
schaft, die Siumut und die Inuit Ata­
qatigiit unterstützen beide die 
„Anisa“, einen Zusammenschluß der 
Gegner der EG. Die Inuit Ataqatigiit 
tritt darüberhinaus für die vollständige 
Selbständigkeit Grönlands auch gegen­
über den dänischen Kolonialherren 
ein. Sie kämpft für das Recht der Inuit 
(Eskimos), über ihre natürlichen Res­
sourcen selbst zu verfügen und tritt für 
die Abschaffung des privaten Eigen­
tums an Grund und Boden, das die Ko­
lonialherrn eingeführt haben, und für 
die Beseitigung der privaten Verfügung 
über die Fischreichtümer innerhalb der 
200-Seemeilen-Zone vor der Küste des 
Landes ein.

Geschichte der dänischen Kolonialisierung 
Grönlands
Die Stammväter der jetzigen Grön­
länder, die Thule-Indianer, breiteten 
sich um 900 auf Grönland aus. Sie 
jagten Seehunde und Wale. Im 13. 
Jahrhundert nahm zunächst der nor­
wegische, dann der dänische König 
Grönland in Besitz. Dieser schlug aus 
dem Geschäft mit den grönländi­
schen Fellen, die in Europa sehr ge­
fragt waren, reichlich Gewinn. Alle 
heutigen Städte in Grönland entstan­
den aus Handelsstationen, die zwi­
schen 1728 und 1797 errichtet wur­
den. 1776 wurde die KGH (Königli­
che Grönländische Handelsgesell­
schaft, heute noch größtes Unterneh­
men Grönlands) gegründet, die das 
Alleinrecht auf den Handel mit 
Grönland erhielt.

Eine Klimaverbesserung 1920 hatte 
zur Folge, daß der Dorsch mehr und 
mehr nach Norden in die Gewässer 
Grönlands zog. Viele Grönländer 
wurden Fischer.

Im 2. Weltkrieg wurde Grönland 
von amerikanischen Truppen besetzt 
und war fünf Jahre von Dänemark 
abgeschnitten. Danach wurde auf 
Dänemark sowohl von grönländi­
scher Seite als auch von der UNO 
Druck ausgeübt, den Kolonialstatus 
Grönlands zu ändern. 1953 wurde 
Grönland ein „gleichberechtigter“ 
Teil Dänemarks. Ein grönländischer 
Landesrat sollte zu wichtigen Ent­
scheidungen seine Meinung sagen. 
Meistens mußte er aber die Vorhaben 
der dänischen Seite gutheißen.

Dänemark begann, eine Fischindu­
strie großen Stils auf Grönland zu er­
richten. Der Industrialisierungsplan 
sah vor, daß die Bevölkerung aus den 
dörflichen Gemeinden in wenige Städ­
te ziehen sollte. Viele Grönländer ver­
loren ihren Fischerberuf und wurden 
Fabrikarbeiter. Zur finanziellen 
Durchführbarkeit setzte Dänemark 
fest, daß die Löhne der Grönländer 
niedriger als die der Dänen sein sollten. 
Facharbeiter und Handwerker waren 
ohnehin meist Dänen. Die Hauptspra­
che im 1. Schuljahr war dänisch.

Demonstration gegen die Vergabe von 
Erdölkonzessionen.

1972 wurde in Dänemark über die 
Mitgliedschaft in der EG abge­
stimmt. 70 Prozent stimmten in 
Grönland dagegen. Als Teil Däne­
marks mußten die Grönländer aber 
Zwangsmitglied der EG werden. Der 
Dorschbestand war Mitte der 60er 
Jahre zum Teil wegen Überfischung 
durch fremde Flotten katastrophal 
zurückgegangen.

1975 wurde durch ein Ereignis vie­
len Grönländern klar, wer Herr im 
Haus war: Der dänische Staat ver­
kaufte Konzessionen über grönländi­
sches Gebiet an internationale Ölge­
sellschaften. Das dänische Minenge­
setz war plötzlich in aller Munde: 
„Die Rohstoffe Grönlands gehören 
dem dänischen Staat.“

Die Zwangsmitgliedschaft in der 
EG und die Frage des Eigentums an 
den Bodenschätzen stärkte die Bewe­
gung für Selbstbestimmung. 1979 
wählten die Grönländer ihr eigenes 
Parlament und ihre eigene Regie­
rung. Einen wichtigen Punkt konn­
ten sie jedoch nicht durchsetzen: Das 
Eigentumsrecht an Bodenschätzen 
haben sie noch nicht. Die Regierung 
konnte einige Schritte zur Unabhän­
gigkeit einleiten: z.B. wurde Grön­
ländisch an Schulen Hauptsprache, 
die Beziehungen zu den übrigen Inuit 
wurden gestärkt, gleicher Lohn für 
gleiche Arbeit wurde vom öffentli­
chen Arbeitgeber akzeptiert. Der dä­
nische Staat hat jedoch noch viele 
Druckmittel in der Hand, so z.B. die 
jährliche finanzielle Unterstützung.
Quellenhinweis: Grönland pa vej, hrsg. v. Folkebevä- 
gelsen mod EF
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Im Februar dieses Jahres hat die EG- 
Kommission einen ersten Vorschlag 
veröffentlicht, wie die EG den Forde­
rungen der Inuit nachkommen solle. 
Dieser Vorschlag ist der Forderung 
nach Selbständigkeit auch nur gegen­
über der EG vollständig entgegenge­
setzt. Die Kommission übernahm zum 
Teil den Vorschlag der dänischen Re­
gierung, „daß für Grönland die Be­
stimmungen über die Assoziierung der 
überseeischen Länder und Gebiete 
(ÜLG) gelten sollen“. Die Kommission 
stellt fest: „Grönland entspricht näm­
lich den Bedingungen für einen ÜLG- 
Status, die gemäß Artikel 131 EWG- 
Vertrag folgende sind: ein Land oder 
Gebiet, das mit einem Mitgliedstaat be­
sondere Beziehungen unterhält; hierbei 
muß es sich um ein außereuropäisches 
Land oder Hoheitsgebiet handeln; die­
se Länder oder Hoheitsgebiete müssen 
die Merkmale eines Entwicklungslan­
des haben . .. Wegen der besonderen 
Merkmale Grönlands sind andererseits 
aber besondere Bestimmungen not- 

z wendig.“
Der ÜLG-Status sieht vor, daß die 

Handelsbeschränkungen und Zölle für 
Agrar- und Industrieerzeugnisse, die 
sonst zwischen EG-Staaten und Nicht- 
EG-Mitgliedern üblich sind, nach wie 
vor aufgehoben sind, ebenso die Frei­
zügigkeit des Personen-, Dienstlei- 
stungs- und vor allem des Kapitalver­
kehrs nicht beseitigt ist. Die Imperiali­
sten in der EG sind sich einig, daß ins­
besondere für die Fischerei in den Ge­
wässern von Kaladlit Nunat Sonderre­
gelungen getroffen werden müssen: 
„Die neue Regelung muß Maßnahmen 
umfassen, die für Grönland und die 
Gemeinschaft bindend sind . . . und 
der Gemeinschaft die Wahrung ihrer 
Fanginteressen in den grönländischen 
Gewässern sichern müssen.“

Die „Fanginteressen“ der EG-Staa- 
ten in diesen Gewässern sind beträcht­
lich, fast die Hälfte aller Fänge der Fi­
schereikapitalisten aus EG-Staaten 
stammt aus diesen Gewässern, die Fän­
ge, die von Kaladlit Nunat aus getätigt 
werden, nicht eingerechnet. Eine der 
wichtigsten Begründungen, die die In­
uit gegen die Mitgliedschaft in der EG 
ins Feld führen, war jedoch von An­
fang an, daß die EG-Mitgliedschaft die 
Leerfischung ihrer Gewässer durch west­
europäische Fischereikapitalisten be­
deute. Der Vorschlag der Kommission 
soll diesen Zustand nicht beseitigen, 
sondern - so erklärt die Kommission 
— die „Fortsetzung der herkömmli­
chen Fischereitätigkeit der Flotten der 
Mitgliedstaaten ermöglichen“.

Die „Anisa“ argumentiert gegen 
diesen Vorschlag der Kommission mit 
der Feststellung, daß die Inuit unmög­
lich ihre eigene Fischereiflotte und -In­
dustrie aufbauen könnten, wenn die 
Fangflotten aus den EG-Staaten wie 
bisher in den Gewässern von Kaladlit 

Nunat fischen, denn zahlreiche Fisch­
bestände seien sowieso schon bedroht 
von der Überfischung. Außerdem sei 
es Angelenheit der Inuit, über den 
Aufbau ihrer Wirtschaft zu entschei­
den. Wenn die Imperialisten in der EG 
den Vorschlag der Kommission durch­
setzen können, können sie die kolonia­
le Ausbeutung und Ausplünderung des 
Landes ungeniert fortsetzen.

Neben den Fischgründen verfügt das 
Land über zahlreiche Bodenschätze, 
von denen dänische und andere Kon­
zerne aus imperialistischen Ländern bis 
jetzt Zink, Blei, Graphit und Kryolith, 
das für die Aluminiumproduktion be­
nötigt wird, ausplündern. Sie haben 
sich die Minengelände durch Eintra­
gung ihres Besitztitels angeeignet. Da 
die Inuit keinen privaten Landbesitz 

Die EG-Imperialisten wollen nicht nur den Zugriff auf die Fischgründe sichern, 
sondern auch auf die reichen Bodenschätze. (Bild: Blei- und Zinkmine in Mar­
morilik)

kannten, war das Land „herrenlos“ - 
und in imperialistischer Logik auch 
„umsonst“ zu haben.

Gegen die Behauptung der däni­
schen Kolonialherren und der anderen 
EG-Mitgliedstaaten, ein selbständiger 
Staat Kaladlit Nunat sei nicht existenz­
fähig, weist die „Anisa“ darauf hin, 
daß erstens der Wert der Fischfänge 
der EG-Staaten in einem Jahr mit 380 
Mio. DM schon so hoch sei, wie die 
jährlichen EG-Zuschüsse, die zudem 
für Projekte aufgewandt würden, die 
in der Hauptseite den Plünderungsin­
teressen der EG-Staaten nützten, wie 
Flughäfen, Straßen zu den Bergwerken 
usw. Zweitens müßten jetzt die Inuit in 
der Fischereiindustrie und in den Berg­
werken vorwiegend für den Export 
produzieren. Ca. 70% des heimischen 
Fischfangs wird exportiert und fast die 
gesamte Bergwerksproduktion. Im 
Jahr 1981 exportierten die Kolonial­
herren und imperialistischen Ausplün­
derer Güter im Wert von 207 Mio. Dol-

lar, davon waren knapp 60% Fisch 
und Fischereiprodukte und 35% Berg­
bauprodukte. Pro Kopf der Bevölke­
rung war dieser Export mit 4225 Dol­
lar höher als der dänische, der pro 
Kopf 3085 Dollar betrug.

Die Löhne der Inuit in der Exportin­
dustrie sind um ca. 50% niedriger als 
die der dänischen Arbeiter, die Lebens­
mittelpreise sind - bedingt durch die 
Anpassung an die EG-Preise - jedoch 
genauso hoch wie in Dänemark und 
höher. Seit 1977, als die Arbeiter der 
Blei- und Zinkmine in Marmorilik den 
ersten großen Streik gegen die Niedrig­
löhne für einheimische Arbeiter durch­
führten, konnte sich die Gewerk­
schaftsbewegung festigen. Die Inuit 
Ataqatigiit berichtet, daß die Gewerk­
schaften ihre Mitgliedschaften um

mehr als ein Drittel erhöhen konnten, 
ein Schwerpunkt ihres Kampfes liegt in 
der Beseitigung der Lohnunterschiede 
zwischen den dänischen und einheimi­
schen Arbeitern. Die Gewerkschaften 
der Fischereiarbeiter und der Bergar­
beiter unterstützen den Kampf für den 
Austritt aus der EG.

Die Imperialisten in der EG haben 
den Vorschlag der Kommission be­
grüßt und damit deutlich gezeigt, daß 
sie den vollständigen Austritt von Ka­
ladlit Nunat nicht hinnehmen wollen. 
Das „EG-Magazin“ drohte nach der 
Abstimmung für den Austritt aus der 
EG: „Viermal so groß wie Frankreich, 
zehnmal so groß wie die Bundesrepu­
blik Deutschland - doch nur von 
50000 Menschen bewohnt . . . Unruhe 
im höchstens Norden wird die Folge 
sein?“
Quellenhinweis: Bulletin der Europäischen Gemeinschaf­
ten, Nr. 1/1983; EG-Magazin, Nr. 3/82; Neue Zeit, Nr. 18 
und 20/ 1983; Fischer Weltalmanach 1983; Kommunisti­
sche Volkszeitung v. 16. April 1979; Neue Zürcher Zei­
tung v. 7.3.1982; Thomas Jeier, Die Eskimos, Düsseldorf 
1977
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Aus Kultur und Wissenschaft

H. Vogeler
Vom Liebling der Bourgeoisie zum sozialistischen 
Kämpfer
Er malte romantische Bilder 
von grünen Fluren und plät­
schernden Bächlein, illustrierte 
Märchen der Gebrüder Grimm 
und Rilke-Bücher, entwarf Be­
stecke, Möbel und Häuser. 
Das deutsche Bürgertum der 
Jahrhundertwende feierte ihn, 
und wie selbstverständlich mel­
dete er sich 1914 zum Kriegs­
dienst: Heinrich Vogeler,
Künstler des deutschen Ju­
gendstils. 1917 forderte er vom 
Kaiser ,,Wahrheit statt Lüge“ 
und landete im Irrenhaus, 1918 
war er Arbeiter- und Soldaten­
rat in Osterholz. Er wurde 
Mitglied der KPD und begrün­
dete die Assoziation revolutio­
närer bildender Künstler. Für 
die Rote Hilfe schuf er Plaka­
te, die Rote Armee warf seine 
Flugblätter 1941 hinter der 
deutschen Front ab.

Gegensätze und Widersprü­
che im Leben dieses Mannes 
verdeutlicht eine Ausstellung, 
die im Mai/Juni in Berlin zu 
sehen war und vom 20. August 
bis 11. November nach Ham­
burg kommt.

Sie beginnt mit Märchenbil­
dern, gemalt in Öl, als Zeich­
nungen und Radierungen. Es 
folgen Entwürfe für Silberbe­
stecke und Buchillustrationen, 
auch romantische Gedichte. 
Ein Beispiel: ,,Meinem Fenster 
gegenüber / über die Mauer / 
steckt ein blühender Baum sei­
ne fröhlichen Äste / ein Früh­
lingswirbel / ein bunter Blü­
tenschauer.“

Vogeler malt, illustriert, ra­
diert - bestimmt durch ro­
mantische Verklärung der Na­
tur, Ablehnung der Großstadt 

und der Industrie - und er­
zielt im ersten Jahrzehnt des 
20. Jahrhunderts hohe Preise 
und Ehrungen. Gegen 1910 
deuten Entwürfe für Bahnhöfe 
und Häuser an, daß er be­
ginnt, sich mit der Gesell­
schaft, ihrer Veränderung zu 
befassen.

Gleichwohl meldet er sich 
1914 als Kriegsfreiwilliger. Die 
Heeresleitung setzt ihn als 
Zeichner ein, bemüht, eine 
propagandistische Stütze für 
ihren Krieg zu finden. Die Bil­
der „Das Leiden im Kriege“ 
(1915) und „Der Invalide“ 
(1916) vermitteln jedoch schon 
dessen zerstörerische Wir­
kung, ohne seine Ursachen 
oder Triebkräfte zu erklären. 
1917 erhält Vogeler dann den 
Auftrag für ein Kriegsanlei- 
hen-Plakat. Das Plakat 
kommt nie zustande. Stattdes­
sen schreibt er im Januar 1918 
das „Märchen vom Lieben 
Gott“, in seinem Brief „eines 
Unteroffiziers an den Kaiser“. 
Dort erscheint Gott auf dem 
Potsdamer Platz mit Flugblät­
tern für Frieden auf Erden. Er 
wird wegen Landesverrats er­
schossen. Der Brief geht an 
General Ludendorff, und Vo­
geler kommt für zwei Monate 
in eine Landesirrenanstalt.

Er beginnt in der Folgezeit, 
die Grundlagen des Sozialis­
mus zu studieren und startet 
gleichzeitig den Versuch, in 
seinem Haus, dem Barkenhof, 
über den Aufbau einer Land­
kommune seinen Vorstellun­
gen einer gemein wirtschaffli­
ehen, klassenlosen Ordnung 
näher zu kommen. Die Sache 

scheitert, auch die Mitglied­
schaft in der KPD dauert we­
gen seiner Rebellion gegen Au­
torität, wegen seines Hangs 
zum Anarchismus nur bis 
1928. Seine Werke aber bele­
gen den fortwährenden Kampf 
gegen die Reaktion und für ei- 
ne sozialistische Ordnung.

Die Ausstellung beinhaltet 
u.a. einige Skizzen und Bilder 
aus dem Hamburger Hafen 
(1927/28), eine Reihe von Pla­
katen für die Rote Hilfe (s.a. 
Foto), antifaschistische Flug­
blätter oder auch das beein­
druckende Bild ,, Reichsbi­
schof Müller stützt Hitler, Ter­
ror und Krieg“ (1933). Eine 
Ton-Dia-Schau vermittelt ei­
nen ausgezeichneten Eindruck 
vom wichtigsten Inhalt seiner 
Arbeit der 20er und 30er Jah­
re, der Propagierung und Ver­
mittlung des Aufbaus des So­
zialismus in der Sowjetunion. 
Sie zeigt seine Komplexbilder, 
unterlegt mit den Texten seiner 
Vorträge auf vielen Veranstal­
tungen, auf denen er seine Rei­
seeindrücke den deutschen Ar­
beitern vermittelte. Die Bilder 
selbst, die als Wandgemälde 
gedacht waren und von denen 
es keine Originale in der Aus­
stellung gibt, setzen sich aus 
vielen Einzeldarstellungen zu­
sammen. So schildert das Bild 
,,Im Herzen des Basars wächst 
die Kooperative“ den mannig­
faltigen Kampf für wirtschaft­
liche Unabhängigkeit in Zen­
tralasien, ein anderes zeigt die 
Bändigung der Natur beim 
Aufbau von Elektrizitätswer­
ken, Sägewerken, dem Ausbau 
der Eisenbahn.

Der Befreiungskampf 
zersetzt die USA

Der dokumentarische Film 
,,E1 Salvador - ein neues 
Vietnam“ ist in den USA pro­
duziert und wird in der BRD 
mit deutschen Untertiteln ge­
zeigt. Die Autoren entlarven 
die imperialistische Propagan­
dalüge, der Befreiungskampf 
beruhe auf ausländischer kom­
munistischer Infiltration. Aus­
führlich dokumentiert der 
Film die mit Unterstützung der 
USA betriebene Landreform, 
die ähnlich wie in Vietnam die 
Großgrundbesitzer nicht ange­
tastet hat und vor allem zur 
Vertreibung der Bauern und 
Landarbeiter genutzt wird. Die 
Beteiligung der US-Imperiali- 
sten an der Ausbeutung und 
Ausplünderung El Salvadors 
hingegen greift der Film nicht 
an, sondern in der Hauptsache 
die Tatsache, daß die USA ein 
durch und durch korruptes f 
und terroristisches Regime mi­
litärisch und politisch an der 
Macht halten. Diesen Ge­
sichtspunkt dokumentiert der 
Film ausführlich. Ebenso die 
Tatsache, daß die Befreiungs­
front FLMN/FDR ihre politi­
schen und militärischen Erfol­
ge nur erringen konnte, weil 
sie die Unterstützung der Mas­
se der Bauern, Landarbeiter 

I und Arbeiter hat. Angesichts 
dieser Tatsache gehen die Au­
toren davon aus, daß die 
FLMN/FDR den US-Imperia- 
listen eine ähnliche Niederlage 
wie in Vietnam beibringen 
wird. Der Film propagiert als 
Aufgabe der fortschrittlichen 
Kräfte in den USA die Einstel­
lung jeglicher Unterstützung 
des Militärregimes durch die 
US-Regierung, jedoch nicht 
die Beseitigung jeglicher impe­
rialistischer Einmischung, wie 
z.B. der ,,Entwicklungshilfe“.

Der Prinz ist tot, es 
lebe die Prinzessin

Wie rechtfertigt eine Frau, die 
mal ,,links“ war, sich mal 
beim KBW und mal beim KB 
politisch aufgehalten hat, ihre 
Abkehr von revolutionärer Tä­
tigkeit und Hinwendung zur 
Hoffnung, in dieser Gesell­
schaft doch noch etwas zu wer­
den? Sie muß finanziell unab­
hängig, aber nicht normal 
lohnabhängig werden. Sie 
schreibt also ein Buch, das ei­
nen sicheren Markt findet. Sie 
paßt sich der Strömung der 
Leute an, die glauben, durch 
Veränderung der Sprache ge- 
sellschaftüiche Veränderungen 
bewirken zu können. Also 
klotzt sie in ihren ansonsten 
umgangssprachlich gehaltenen
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Text Schreibweisen hinein, die 
Emanzipation der Frau vom 
chauvinistischen Mann signali­
sieren sollen, also „jemannd“, 
„frau“ statt „man“. Das un­
bestimmte Fürwort „man“, 
das kein bestimmtes Ge­
schlecht bezeichnet, auch kei­
ne Zahl, war schon zu althoch­
deutscher Zeit aus dem Sub­
stantiv „man f= Mensch“ ent­
standen. Die Autorin hat sich 
mit Mittelhochdeutsch beson­
ders befaßt. Man muß ihr Ab­
sichten untersteilem, wenn sie 
nun mit „frau“ daherkommt. 
Sie weiß, daß dieses Wort frü­
her nicht allgemein gebraucht 
wurde, sondern daß mhd. 
„vrouwe“ die Herrin, die feu­
dale Dame bezeichnete. Sie 
will demnach herrschen, ohne 
an den Klassenverhältnissen et­
was zu ändern. Sie verspricht 
sich ihre persönliche Befreiung 
vom Aufstieg der Intellektuel­
len zur Teilnahme an der Herr­

schaft. Den Kommunisten 
wirft sie vor, sie hätten ihr 
1976/77 zugemutet, die Unter­
drückung der Frau als Neben­
widerspruch zu behandeln. Sie 
setzt dagegen, daß dies eben 
ihre wichtigste Erfahrung war 
und daß sie keine Lust hat, 
sich mit §218 und Leichtlohn­
gruppen zu befassen. Mit ihren 
ausgewalzten Schilderungen 
ihrer Beziehungen zu Männern 
und ihrer sexuellen Erfahrun­
gen häuft sie Material auf zum 
Beweis ihrer These, die schwie­
rigen Beziehungen zwischen 
Männern und Frauen seien das 
Entscheidende, das ihr im Weg 
steht, um „Freiheit statt Chau­
vinismus“ in die Tat umzuset­
zen. Da sie sich gegen den 
Kampf zur Emanzipation der 
Arbeiterklasse von Ausbeu­
tung und Unterdrückung ent­
schieden hat, mag das für sie 
auch zutreffen.
Svende Merian, Der Tod des Märchenprinzen, 
Rowohlt TB 5149, 8,80 DM

Schwarzbuch Strauß, 
Kohl & Co.

Anfang 1983, noch vor der 
letzten Bundestagswahl,
brachte Bernt Engelmann sein 
„Neues Schwarzbuch Strauß, 
Kohl & Co.“ auf den Markt. 
„Dieses Schwarzbuch, das 
fünfte in elf Jahren, ist vor al­
lem für diejenigen bestimmt, 
die sich bisher für Politik we­
nig interessiert haben, zu jung 
zum Wählen waren oder erst 
jetzt darauf gekommen sind, 
daß man mehr wissen muß, 
wenn man wichtige Entschei­
dungen treffen soll oder mit 
anderen argumentieren will.“

Da wird enthüllt, daß Hel­
mut Kohls reichster Gönner in 
jungen Jahren der damalige 
recht bedeutende Chef und 

Großaktionär des Pegulan- 
Konzerns mit Hauptsitz in 
Frankenthal bei Ludwigshafen 
war - ein gewisser Dr. Ries - 
der auch recht freundschaftli­
che Beziehungen zu F.J. 
Strauß pflegte. Dieser Kohl- 
Mäzen konnte auf eine recht 
stürmische Vergangenheit zu­
rückblicken, hatte er sich doch 
in den durch die Faschisten er­
oberten polnischen Gebieten 
und durch Enteignungen von 
jüdischem Kapital recht flott 
bereichert, um nach der Nie­
derlage als „Vertriebener“ 
weiter zu wirken.

Ein Beispiel: 1953 beschei­
nigte ihm das Ausgleichsamt 
bei der Stadtverwaltung Fran­
kenthal (Pfalz), daß der An­
tragsteller beim Ausgleichsamt 
Frankenthal die Feststellung 
der folgenden Vertreibungs­
schäden beantragt hat: 1. Ge­
schäftsanteil an der Oberschle­
sischen Gummiwerke GmbH, 
Trzebinia über 1455000 RM 
Nennbetrag (Kapitalforde­
rung), 2. Geschäftsanteil an 
der Gummiwerke Wartheland 
AG, Litzmannstadt über 
500000 RM, 3. Verlust eines 
Einfamilienhauses mit 10 Zim­
mern in Trzebinia, Kreis Kre- 
nau (OS) - Grundvermögen.

Auch fehlten ihm nicht die 
entsprechenden Verbindun­
gen. So hatte Ries in jungen 
Jahren als Student in der 
schlagenden Verbindung Sue- 
via in Heidelberg den ihm an­
vertrauten „Fuchs“ Hanns 
Martin Schleyer zu betreuen.

Da wird enthüllt, daß die 
von der CDU/CSU im Wahl­
kampf 1976 verwendete Parole 
„Freiheit oder/statt Sozialis­
mus“ letztlich auf einen gewis­
sen Dr. Eberhart Taubert zu­
rückgeht, der schon in jungen 
Jahren in der Nazipropagan­
dazentrale wirkte, um später 
dann Leiter der Rechtsabtei­
lung der Pegulan-AG zu sein. 
Taubert war auch der Initiator 
eines Judenhetzfilms der Na­
zis, in dem die Juden mit Rat­
ten und Schmeißfliegen bild­
lich verglichen wurden. Strauß 
wiederum hatte Taubert wäh­
rend seiner Zeit als Verteidi­
gungsminister zum Berater für 
psychologische Kriegsführung 
nach Bonn geholt.

So werden noch weitere Ent­
hüllungen über gegenseitige 
Verbindungen der Reaktionäre 
und Industriellen wie Bieden­
kopf, Missbach, Flick und 
Strauß dargestellt.

Ein lohnendes Buch über be­
deutende Machenschaften 
wichtiger Reaktionäre.
Bernt Engelmann, Neues Schwarzbuch 
Strauß, Kohl & Co., Köln 1983, 9,80 DM

Stefan Heym über den 17. Juni 1953 
Widersprüche im Volk und ihre 
Nutzung durch die Imperialisten
„Das Parteimitglied ist verpflichtet: ... die Selbstkritik und Kri­
tik von unten zu entwickeln, furchtlos Mängel in der Arbeit auf­
zudecken und sich für ihre Beseitigung einzusetzen; gegen Schön­
färberei und die Neigung, sich an Erfolgen in der Arbeit zu berau­
schen, gegen jeden Versuch, die Kritik zu unterdrücken und sie 
durch Beschönigung und Lobhudelei zu ersetzen, anzukämpfen 
... “ Dies ist ein Auszug aus dem Statut der SED, verabschiedet 
auf deren IV. Parteitag im April 1954, also nach den Ereignissen 
des 17. Juni 1953. Stefan Heym stellt ihn seinem Roman „Fünf 
Tage im Juni“ quasi als Leitmotiv voran, als Dokumentation da­
für, daß die SED aus ihren Fehlem Lehren zu ziehen vermochte.

Am 9. Juni 1953 veröffentlicht das Politbüro des ZK der SED 
ein Kommunique, in dem esxheißt: „Das Politbüro des ZK der 
SED ging davon aus, daß seitens der SED und der Regierung der 
DDR in der Vergangenheit eine Reihe von Fehlern begangen wur­
de, die ihren Ausdruck in Verordnungen und Anordnungen ge­
funden haben wie z.B. der Verordnung über die Neuregelung der 
Lebensmittelkartenversorgung, über die Übernahme devastierter 
landwirtschaftlicher Betriebe, in außerordentlichen Maßnahmen 
der Erfassung, in verschärften Methoden der Steuerhebung usw. 
Die Interessen solcher Bevölkerungskreise wie der Einzelbauern, 
der Einzelhändler, der Handwerker, der Intelligenz wurden ver­
nachlässigt ... “ Als eine Maßnahme zur Korrektur von gemach­
ten Fehlem wird die Erhöhung der Arbeitsnormen betrachtet. 
Der Ministerrat der DDR hatte am 28. Mai 1953 beschlossen: 
„Ein großer Teil der Arbeiterschaft hat erkannt, daß die gegen­
wärtigen Normen größtenteils den Fortschritt hemmen. In vielen 
Betrieben sind deshalb Arbeiter dazu übergegangen, ihre Normen 
freiwillig zu erhöhen ... Die Regierung der Deutschen Demokra­
tischen Republik kommt gleichzeitig dem Wunsche der Arbeiter, 
die Normen generell zu überprüfen und zu erhöhen, nach ...“

Der Roman Stefan Heyms, in dem auch eine Reihe von Doku­
menten wie die oben zitierten abgedruckt sind, beginnt am 13. Ju­
ni 1953. Martin Witte, Mitglied der Parteileitung und Vorsitzen­
der der Gewerkschaft in dem VEB Merkur, ist mit der Normerhö­
hung nicht einverstanden und hat darüber eine Auseinanderset­
zung mit seinem Parteisekretär Banggartz. ,,,Das Ganze ist eine 
Frage der politischen und ideologischen Erziehung/ Banggartz 
hob die Stimme. ,Wir, die Partei, sind die Triebkraft, der Vor­
trupp der Massen. Willst du, daß wir hinterhinken, es uns leicht­
machen, Auseinandersetzungen vermeiden?* ,Ich will*, erwiderte 
Witte, ,daß wir differenzieren zwischen denen, die ihre Norm er­
höhen können, und denen, die es nicht können, weil die Voraus­
setzungen dafür nicht vorhanden sind. Ich will, daß wir nicht an­
ordnen, sondern überzeugen. Ich will, daß wir zumindest die ein­
flußreichsten Arbeiter im Betrieb für die Sache gewinnen, statt al­
le gegen uns aufzubringen.* “

Auch in den Werkhallen wird die Auseinandersetzung über die 
Normerhöhung geführt. Da ist Kallmann, der schon unter dem 
Kaiser, der Republik und Hitler gearbeitet hat und stolz darauf 
ist, immer seine Pflicht getan zu haben. „In Fragen der Ökono­
mie kannte er sich aus; man war nicht umsonst zwanzig Jahre und 
mehr in diesem Betrieb ... ,Sie haben Leistung weit über Norm 
aus uns herausgekitzelt, indem sie uns das Zweifache und Dreifa­
che dafür zahlten; und dann drehen sie sich herum und sagen: Ihr 
habt ja gezeigt, daß ihr*s könnt - und erhöhen die Norm.* Das 
war die Rechnung, dachte Gadebusch, die jeder Arbeiter ver­
stand.“ Fred Gadebusch, der Mann mit den organisierten West­
kontakten, offenbar Mitglied einer Untergrundorganisation - 
Ostbüro der SPD kann man vermuten.

Stefan Heym beschreibt tagebuchartig, wie sich die Dinge ent­
wickeln bis zum 16. Juni, an dem sich einige hundert Arbeiter auf 
dem Betriebsgelände versammeln, um gegen die Normerhöhung 
zu protestieren. Witte erklärt sich bereit, zum Ministerrat zu fah­
ren, um die Forderungen dort vorzutragen und verhindert damit 
vorerst, daß es zum Streik kommt. „Und wenn er den Mann nicht 
fand in den wenigen Stunden, die ihm zur Verfügung standen, 
oder wenn der Mann auf den Beschlüssen von gestern beharrte, 
auf Vorschriften und Bestimmungen? Dann kam es zum Streik im 
Werk - und nicht ohne Berechtigung. Er erschrak vor dem einen
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Keynes (1882—1946) und der Keynesianismus konnten und kön­
nen genausowenig wie die anderen bürgerlichen Wirtschaftstheo­
rien die Gesetze der kapitalistischen Wirtschaft und die Ursachen 
der kapitalistischen Krise erklären. Aber, der Keynesianismus ist 
das Produkt der Weltwirtschaftskrise der dreißiger Jahre. Um der 
Bourgeoisie Mittel zur Beeinflussung der kapitalistischen Krise zu 
geben, muß Keynes sie als Tatsache auch theoretisch akzeptieren. 
Das tut er unter der Annahme eines „Gleichgewichtes bei Unter­
beschäftigung“.

Um empirische Tatsachen der Krise theoretisch akzeptieren zu 
können, ohne an den Grundfesten des Privateigentums und der 
kapitalistischen Produktion zu rühren, verlegt er ihre Ursachen 
aus der Ökonomie in die „Psyche“. Seine drei „psychologischen 
Grundgesetze“ sind deshalb der sinkende „Hang zum Ver­
brauch“, die zunehmende „Liquiditätsvorliebe“ und die psy­
chisch bedingte Verschlechterung der „Erwartungen zukünftigen 
Kapitalerträgnisses“ (in gewisser Weise eine Art psychologischer 
Fassung vom tendenziellen Fall der Profitrate). Im Unterschied 
zu den Neoklassikern, für die die Gesamt wirtschaft einfach die 
Summe der vielen Einzelkapitalisten ist, untersucht Keynes ge­
samtwirtschaftliche Größen (Konsum, Investition, usw.). Dabei 
untersucht er Entwicklungen der Gesamtwirtschaft in Analogie 
zum Einzelkapitalisten. Das Mittel zur Beeinflussung dieser Grö­
ßen ist der Staat, der „ideelle Gesamtkapitalist“ (Marx).

Den Zweck seiner wissenschaftlichen Bemühungen brachte 
Keynes auf die zündende Formel:

„Unterbeschäftigung ist vorhanden, weil die Unternehmer ihre Profite z 
eingebüßt haben ... Wollen wir nicht zum Kommunismus übergehen, so ■ 
gibt es kein anwendbares Mittel, um der Unterbeschäftigung Herr zu wer­
den, als den Unternehmern wieder eine angemessene Profitspanne zu ver­
schaffen.“ (2)

Der Keynesianismus ist zwar Produkt der Krise, aber seine bis­
her für die Bourgeoisie erfolgreiche Anwendung liegt gerade in 
der Zeit nach ihrem Tiefpunkt (1933—1938) oder in der Phase des 
Anzuges neuer großer Krisen, wo sich die Bourgeoisie von einer 
„Regulierung des Marktes“ Nutzen verspricht. Die New-Deal- 
Politik Roosevelts in den dreißiger Jahren in den USA und die 
Vorherrschaft des Keynesianismus in den sechziger Jahren (Ken­
nedy in den USA, Schillers Globalsteuerung in der BRD) waren 
Blütezeiten dieser Bourgeoispolitik.

Da der Keynesianismus die Position der Kontrolle wirtschaftli­
cher Entwicklung durch den bürgerlichen Staat vertritt, bietet er 
theoretische und praktische Ansatzpunkte für reformistische Po­
sitionen und zugleich für reaktionärste und faschistische Wirt­
schaftspolitik. Der New-Deal Roosevelts in den USA und der Fa­
schismus waren nur zwei Seiten des gleichen Keynes’sehen Grund­
theorems: der direkten Regulierung kapitalistischer Wirtschaft 
durch und im Interesse des imperialistischen Staates.

Die deutsche angebotsorientierte Konzeption

Die neoklassische Angebotstheorie bzw. der Monetarismus ist 
einerseits der historische Vorläufer des Keynesianismus, anderer­
seits die demagogische Kritik an den Folgen keynesianisch be­
gründeter Wirtschaftspolitik.

In der gegenwärtigen Entwicklung der kapitalistischen Krise 
haben die Angebotspolitiker und Monetaristen gegenüber den 
Keynesianern in der SPD und den Gewerkschaften einen eindeuti­
gen demagogischen Vorteil, wenn sie behaupten, die Krise läge 
nicht an mangelnder Nachfrage, sondern an den Produktionsbe­
dingungen. Das Rationelle daran ist, daß im gesellschaftlichen 
Durchschnitt trotz wachsendem Mehrwert der Profit bezogen auf 
das gesellschaftlich insgesamt angelegte Kapital sinkt. Angebots­
politik heißt demnach Senkung der Kosten des 
„Faktorangebots“ an die Kapitalisten, der Produktionsmittel 
und der Ware Arbeitskraft, damit wiederum die Preise des produ­
zierten Angebots gesenkt werden können und so Konkurrenzvor­
teile gegenüber den imperialistischen Rivalen durchzusetzen sind.

Wie nun Vertreter der speziell „deutschen“ Angebotspolitik 
propagieren, soll sich diese Angebotspolitik in drei wesentlichen 
Punkten von der anderer imperialistischer Länder unterscheiden:

1. Zwar gilt grundsätzlich: „Daß Angebotspolitik nötig sein kann, be­
ruht zunächst einmal darauf, daß - zu hohe - Einkommensansprüche 
mit Marktmacht durchgesetzt werden, nicht zuletzt auf dem Arbeits­
markt.“

Aber die Angebotsvertreter legen sich ausdrücklich nicht dar­
auf fest, daß unter anderen Bedingungen nicht auch wieder 
„Nachfragepolitik“ veranstaltet werden könnte.

Gedanken: aber der war nicht mehr aus dem Schädel zu bannen 
und zeugte bereits neue Zweifel: müßte ich nicht auf Seiten der 
Kollegen sein, eigentlich, und wo stehe ich denn, politisch be­
trachtet, ihr Sprecher, entsandt von ihnen, ihre Forderungen zu 
vertreten höherenorts oder bin ich ein Schuft, ein doppelzüngi­
ger, dem jedes Mittel recht, um ein paar Stunden zu gewinnen 4 4

Er fährt zum Ministerium, gerät in die Demonstration in der 
Stalinallee, spricht mit den Genossen der Parteileitung. Das Mini­
sterium hat die Normerhöhung bereits zurückgenommen. Am 
Abend tagt das Parteiaktiv. Walter Ulbricht spricht: ,,... ist es 
nach wie vor richtig, die Arbeitsproduktivität zu erhöhen, aber es 
ist falsch, auf administrativem Wege Normerhöhungen zu verfü­
gen ... Zweifellos besteht das Grundübel bei uns darin, daß mit 
den Methoden des Administrierens gearbeitet wird ... Die erste 
Aufgabe ist die Festigung des Bündnisses der Arbeiterklasse mit 
den werktätigen Bauern . .. haben wir die Absicht, die Investitio­
nen vor allem in der Schwerindustrie und bei der Polizei bedeu­
tend zu kürzen ... “
Stefan Heym, Fünf Tage im Juni, Goldmann TB 7107, 14,80 DM

Der Sachverständigenrat 
„Angebotspolitik“ statt 
,,Nachfragepolitik* ‘
Schon unter der SPD/F.D.P-Koalition wurde die monetaristische 
„Angebotspolitik“ zur erklärten Wirtschaftsdoktrin des Sachver­
ständigenrates. Rechtzeitig zur Vorbereitung des Regierungs­
wechsels brachte das Institut der Deutschen Wirtschaft dann 1982 
einen Sammelband von Aufsätzen unter dem Thema „Wirt­
schaftspolitik der achtziger Jahre“ heraus. Die Autoren sind Mit­
glieder des Sachverständigenrates (Sievert und Fels) und Vertreter 
seines Kurses. Die Einladung ausländischer „Angebotspolitiker“ 
sollte dazu dienen, eine zukünftige Wirtschaftspolitik der CDU/ 
CSU/F.D.P. von der Reagans in den USA und Thatchers in 
Großbritannien abzugrenzen (1).

„Zwischen der ,supply-side-economics‘ (in etwa angebotsseitige Wirt­
schaftspolitik - d. Verf.) in den USA, der »strukturellen Anti-Inflations­
politik * Großbritanniens, dem pragmatischen Kurs Japans und deutschen 
angebotsorientierten Konzeption des Sachverständigenrates gibt es sehr 
ausgeprägte Unterschiede.“

Bevor im folgenden die Besonderheiten der speziell „deutschen 
angebotsorientierten Konzeption“ vorgestellt werden sollen, mag 
eine kurze Gegenüberstellung von „Angebotspolitik/Monetaris- 
mus“ und „Nachfragepolitik/Keynesianismus“ in historischer 
Abfolge zweckmäßig sein. Denn schließlich:

„Die Frontstellung, die heute quer durch die Wissenschaft geht und na­
türlich auch die Parteien und die großen Verbandsstrukturen ergriffen 
hat, heißt »nachfrageorientierte* und »angebotsorientiert* Wirtschaftspo­
litik, oder um es in ganz komplexen Begriffen zu bezeichnen: ,Keynes 
oder Neo-Klassik*.“

Angebotspolitik / Monetarismus - Nachfragepolitik / Keynesia­
nismus

Die sogenannte „Angebotspolitik“ (die „neo-liberale“ und 
auch „neo-konservative“ Wirtschaftspolitik), deren gegenwärtig 
vorherrschende theoretische Begründung der Monetarismus ist, 
knüpft in ihren Grundpositionen an die sogenannte „neo-klassi­
sche“ Grundrichtung der bürgerlichen Wirtschaftstheorie an. 
Diese Neoklassik (Vertreter waren u.a. Walras (1834—1910), Pa- 
reto (1848—1923), Marshall (1842—1942)) variiert das Grundthe­
ma der bereits von Marx mit besonderer Sorgfalt kritisierten bür­
gerlichen Vulgärökonomie: Angebot und Nachfrage regeln den 
Preis und zwar je nach subjektiver Wertschätzung des Gutes, es 
herrscht vollständige Konkurrenz. Wenn sich alle marktgerecht 
verhalten, besteht gesamtwirtschaftliches Gleichgewicht mit 
„Vollbeschäftigung“. Krisen gibt es keine, außer durch Nichtbe­
achtung der genannten Grundregeln.

Daß diese Theorien die kapitalistische Wirtschaft nicht erklä­
ren, macht sie weder theoretisch noch praktisch ungefährlich. 
Auch ein Kochrezept erklärt nicht die chemische Zusammenset­
zung der Speisen und doch können sich die Köche damit verstän­
digen, wie sie was anrichten und zubereiten wollen.
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,,Ebenso leugnen bei uns auch die überzeugtesten Angebotstheoretiker 
nicht die prinzipielle Möglichkeit einer keynesianischen Situation, die mit 
nachfragepolitischen Waffen bekämpft werden muß.“

Diese aktuelle und nicht prinzipielle Begründung der Angebots-. 
Politik durch ihre westdeutschen Vertreter erlaubt ihnen für die 
Zukunft die verschiedensten Entwicklungen (3). Änderungen der 
Wirtschaftspolitik können durch die Bourgeoisie anders als Ende 
der sechziger Jahre ohne Änderungen der Regierungsparteien 
durchgesetzt werden, z.B. in Richtung drastischer wirtschaftli­
cher Staatsmaßnahmen. Gegenüber den Gewerkschaften ver­
schafft sich die Reaktion den Vorteil, Hoffnungen auf eine Ände­
rung der CDU/CSU/F.D.P.-Wirtschaftspolitik zu Gunsten der 
Gewerkschaften zu stützen, obwohl ihr nichts ferner liegt als das. 
Rüstungsprogramme und staatliche Arbeitsdienste können nach­
fragepolitisch begründet werden.

Die zweite Besonderheit der deutschen Angebotspolitik soll im 
Gegensatz zur US-amerikanischen sein:

,,Es ist schon angedeutet worden, daß sich die Position des Sachver­
ständigenrates von der Reaganschen Politik vor allem in der Betonung 
der Notwendigkeit, die öffentlichen Haushalte zu konsolidieren, unter­
scheidet.“

Was dieser Satz tatsächlich bedeutet, wird klar, wenn man die 
verstreuten hämischen Bemerkungen über das fehlende zentrali­
sierte System indirekter Steuern zusammen nimmt. Die ,,deut­
sche“ Angebotspolitik will nämlich im Unterschied zu Reagan al­
le Steuervorteile, die sie den Kapitalisten liefert, direkt durch Er­
höhung der indirekten Steuern der Lohnabhängigen wieder her­
einholen. Beispiel hierfür ist die nächste Mehrwertsteuererhöhung 

■^am 1. Juli. Ein anderes Beispiel dieser Politik sind die Pläne,,den
> Gewerbesteuerausfall durch neue Gemeindesteuern wieder auszu­

gleichen. Also die zweite Besonderheit: Lohnsenkung plus Steuer­
erhöhung für die Lohnabhängigen - Steuerbefreiung für die Ka­
pitalisten.

Schließlich und vor allem aber gehört zur deutschen Angebots­
politik:

,,Im Profil der angebotsorientierten Konzeption des deutschen Sach­
verständigenrates gehört unbestritten und zentral - im Gegensatz vor al­
lem zu Großbritannien - der »beschäftigungspolitische Konsens*. Sein 
Ziel ist, daß für mehrere Jahre ,der volkswirtschaftliche Produktivitäts­
fortschritt für die Aufgabe, mehr als eine Million neue Arbeitsplätze zu 
schaffen, und nicht für neue Lohnsteigerungen genutzt werden soll* (Sie­
vert). Nach Berechnungen des Kieler Instituts für Weltwirtschaft liegt der 

Korrektur bedarf der Reallöhne - um zu einem fühlbar höheren Beschäf­
tigungsniveau zu kommen - bei nur drei bis vier Prozentpunkten... Der 
Schlüssel dazu könnte in einer umfassend tarifvertraglich zu regelnden 
Gewinn- und Vermögensbeteiligung der Arbeitnehmer liegen.“

Diese Politik des ,,beschäftigungspolitischen Paktes“ hat auch 
die neue Bundesregierung verkündet. In ihrem Jahreswirtschafts- 
bericht schreibt sie:

„Solange die Arbeitslosigkeit hoch ist, seien Tarifvereinbarungen ge­
boten, bei denen die Reallohnentwicklung hinter der Produktivitätsstei­
gerung zurückbliebe... Zu Recht spricht sich der Rat ferner für eine stär­
kere Differenzierung der Tarifabschlüsse nach Branchen, Regionen und 
Qualifikationen aus.“

Zur Angebotspolitik des Sachverständigenrates und der Bun­
desregierung gehört also das exemplarische Einreißen von Tarif­
verträgen aus besonderen Gründen. In Gebieten und Branchen 
höherer Arbeitslosigkeit müßten z.B. Sonderregelungen erlaubt 
sein. Ein Köder dabei ist die Verkürzung der Arbeitszeit, aber 
nur, wenn letztlich Lohnsenkungen dabei herauskommen.

Lohnsenkung plus Steuererhöhung für die Lohnabhängigen 
plus Duldung durch die sozialdemokratische Gewerkschaftsfüh­
rung ist also der geplante westdeutsche Angebotskurs. Außerdem 
natürlich die praktische Verfolgung der allgemeinen Grundsätze 
der Angebotspolitik:
- Förderung und Steuerentlastung für Profit und Vermögen;
- „marktkonforme Sozialpolitik“, das heißt Senkung aller 
staatlich vermittelten Bestandteile des Lohnes und aller in die Re­
produktion der Lohnabhängigen fließenden gesellschaftlichen 
Mittel. Wie Stützelt entwickelt, ist das Ziel der private Almosen­
empfänger und die Zerschlagung der Sozialversicherungen durch 
ihren „marktkonformen Umbau“.
- Forschungs- und Strukturpolitik nach dem Grundsatz Hilfe 
zur profitablen Selbsthilfe und staatlicher Einsatz nur bei Groß­
projekten.

Nach hundert Tagen Kohl/Genscher-Regierung bemäkelt die 
Zeitschrift „Wirtschaftswoche“ zuviel Kontinuität von Schmidt 
zu Kohl. Nach den Plänen der Finanzbourgeoisie, soll die ange- 
botsorientierte Wendepolitik erst richtig anfangen.
(1) Otto Vogel (Hrsg.), Wirtschaftspolitik der achtziger Jahre, Leitbilder und Strategien; Köln 
1,982. Hieraus sind die nicht näher gekennzeichneten Zitate entnommen; (2) Zit. nach W. Hof­
mann, Theorien der Wirtschaftsentwicklung, Band 3; Berlin 1979. Siehe auch Arbeiterkampf vom 
30.5.1983, Krisentheorie Keynesianismus; (3) Aufschlußreich ist hierzu: H. Mattfeld, Das Krisen­
konzept der deutschen Rechten im historischen Vergleich. Von der Selbstheilungsdoktrin zum 
rechten Keynesianismus

Bleistiftskizze

Arbeitsstudie aus einem Aluminium werk, dat, Kunstgruppe Hamburg
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Rentnerver-Rentensanierung
elendung / Rentenverteilung

Betrachtet man bloß die wichtigeren, so sind zumin­
dest drei Geschütze mit großer Reichweite zur Renten­
senkung geladen:
1. Das Rentenniveau im Verhältnis zum Brutto- und 

Nettolohnniveau. Seitens des Arbeitsministeriums 
werden gleichzeitig Pläne für sowohl die Einführung 
der Besteuerung der Renten wie zur Anpassung nach der 
aktuellen Nettolohnentwicklung vorbereitet.
2. Das Rentenniveau im Verhältnis zur Lebensarbeits­
zeit. Die "84er-Reform" zur Gleichstellung verwitwe- 1 
ter Männer und Frauen ist inzwichen von jeder anfangs 
bekundeten Absicht zur Verbesserung der Rentenan- I 
Sprüche der Frauen vollständig befreit. Dem enorm ge­
stiegenen und dauernd weiter ansteigenden Zugang bei I 
den Erwerbsunfähigkeitsrenten soll- die Anerkennung I 
erschwert werden. Und zur Gerechtigkeit zwischen den 
Geschlechtern sollen die Unterschiede in der vorzei- I 
tigen Verrentung zwischen 58 und 65 Lebensjahren be­
seitigt werden. Eine Maßnahme, die mit Unterstützung 
eines bevorstehenden Verfassungsgerichtsurteils un­
mittelbar darauf berechnet ist, erheblich höhere Ab­
schläge von den vorgezogenen Altersruhegeldern - ge­
recht verteilt - durchzusetzen.
3. Das Rentenniveau im Verhältnis zur Rentnerzahl. 

Dises Geschütz wird von der CDU-Kommission zur "Ren- 
tensanierung” aufgefahren. In die Rentenformel soll 
ein Faktor eingebaut werden, der das Verhältnis zwi­
schen Anzahl der Erwerbstätigen und Rentnern berück­
sichtigt: nehmen die Rentner im Verhältnis zu, sinken ' 
die Renten. Damit wird gegen die Arbeiterbevölkerung 
eine Politik eingeschlagen, die die Nazis vor 50 Jah­
ren zum Programm erklärten und die in den KZ-Berech- 
nungen über optimale Verwertung der (KZ-)Arbeiter 
den deutlichsten Ausdruck fanden.
Bevor man sich auf die Auseinandersetzung mit den 

einzelnen unverfrorenen "Zumutbarkeiten” der Reak­
tion einläßt, ist es angebracht, grundlegend klarzu­
stellen: Unzumutbar ist das Elend, das das Rentnerda­
sein für den erheblichen Teil der Empfänger von ge­
setzlichen Altersrenten bedeutet, materiell wie so­
zial.
Die nebenstehenden Verteilungsrechnungen veran­

schaulichen dies. Sie sind berechnet auf der Basis 
einer Erhebung des Verbandes der Rentenversiche­
rungsträger (VDR) und geben Zusammensetzung und Höhe 
der Renten für die etwa 9,5 Mio. Rentenempfänger der 
gesetzlichen Versicherung im Januar 1980 an. Die Be­
trachtung der Verteilung aller Rentenempfänger nach 
der Höhe ihrer (Gesamt-)Rente ergibt ganz eindeutig: 
lediglich in der dritten (oberen) Zone, die von den 
ledigen oder geschiedenen Rentnern mit im Durch­
schnitt 973 DM bis zu den verheirateten Männern mit 
durchschnittlich 1224 DM reicht, kann man davon spre­
chen, daß Mindestanforderungen an das Auskommen ge­
deckt werden können. Darunter jedoch bzw. unter dem 
Durchschnitt aller Rentenempfänger von 900 DM liegen 
5,2 Mio. bzw. 55% der erfaßten Rentner. Dabei ist das 
Zusammentreffen von Witwen- und Versichertenrente 
berücksichtigt. Weniger als 550 DM monatlich und da­
mit Renten, die selbst vom Sozialamt als nicht mehr 
ausreichende Existenzgrundlage betrachtet werden, 
haben ca. 2 Mio. Rentner. Das diese Verhältnisse 
durch das Zusammenleben von Personen mit jeweils ei­
genen Rentenansprüchen kaum gemildert werden, zeigen 
Umfang und Höhe der Verteilungen der "verbundenen Le­
ben": der Rentnerehepaare und der Witwen mit eigener 
Rente und Witwenrente.
Quelle: Erste Ergebnisse der Stichprobenerhebung zur 
Reform 1984, Sonderdruck des VDR 1982

------VERHEIRATETE 
RENTNER (C) 

===VERHEIRATETE 
RENTNERINNEN (D)

ANZAHL

ANZAHL

------VERWITWETE RENTNER
(E)

===RENTNER-WITWEN 
OHNE EIGENE VER­
SICHERTENRENTE (F)
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ANZAHL

------WITWENRENTEN VON WITWEN MIT 
GLEICHZEITIGER EIGENER VERSICHER­
TENRENTE (H)

===VERSICHERTENRENTEN VON WITWEN 
MIT GLEICHZEITIGEM ANSPRUCH AUF 
WITWENRENTE (G)

—300.000

ANZAHL

GESAMTRENTE VON RENTNERHAUSHALTEN, 
IN DENEN BEIDE EHEGATTEN EINE 
VERSICHERTENRENTE BEZIEHEN

—300.000
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Im nächsten Heft

USA
Welche Schranken ziehen die Gewerkschaften den Kapitalisten?

Renten,,Sanierung“
Eine wahrhaft christlich-demokratische 
„Rentensanierung“ bahnt sich an
In den letzten Tagen hat die 
Bundesregierung ihre Renten- 
,,sanierungs“gesetze für 1984 
fertiggestellt und dem Bundes­
tag zugeleitet. Die „Beibehal­
tung der 84er Rentenerhö­
hung4’ schält sich als eine An­
häufung brutalster Zumutun­
gen für die Rentner und alten 
Lohnabhängigen heraus: Be­
seitigung von Ansprüchen auf 
Arbeitsunfähigkeitsrenten, ob­
wohl die Kapitalisten die Ar­

beitsintensität weiter erhöhen, 
Senkung der Renten der Wit­
wer auf den Elendssatz der 
Witwenrenten, proklamiert als 
neue „Gleichberechtigung“, 
neuerliche Senkung des sowie­
so schon für Millionen Rent­
ner unzumutbar niedrigen 
Rentenstandards, weitere Ein­
schränkungen der Frühverren- 
tungsmöglichkeiten für Frau­
en. Für 1984 kündigt Blüm ei­
ne „große“ Rentenreform an.

Für ca. 1,8 Mio. Bundesbe­
schäftigte will die Reagan-Re­
gierung einen einjährigen 
Lohnstopp erzwingen. Vor we­
nigen Wochen trat der erste 
Funktionär der vor zwei Jah­
ren verbotenen Fluglotsenge­
werkschaft Patco eine mehr­
wöchige Haft an. Die US-Pres- 
se berichtet vom Aufblühen 
„schmutziger Arbeiten“, von 
Tagelöhner ar beit, von Zwangs­
arbeitslagern und Heimarbeit. 
Welche Schranken können die 
Gewerkschaften dem Wüten 
der Kapitalisten ziehen?

Südostoberbayern
EG-Randzone und Niedriglohnzone für Arbeitskraft

Demonstrationen und Streik 
haben die Schließung der Go- 
renje-Körting-Werke in Gras­
sau nicht verhindern können. 
Klöckner-Humboldt-Deutz 
droht, ebenfalls sein Zweig­
werk im Chiemgau zu verla­
gern, sofern die Bayerische 
Staatsregierung nicht für die 
Erfüllung der Forderungen der 
KHD-Kapitalisten sorgt. Das 
Ministerium für Wirtschaft

und Verkehr betont, es sei an­
gesichts der einseitigen Wirt­
schaftsstruktur der Region 
und trotz des hohen Lohnni­
veaus beständig bemüht, indu­
strielles Kapital anzusiedeln 
und zu fördern. Immerhin 
komme dem südostbayeri­
schen Raum eine besondere 
wirtschaftliche und politische 
Bedeutung als „Randzone der 
EG“ zu.

Politische Berichte
Zeitschrift des Bundes West* 
deutscher Kommunisten 
scheint vierzehntäglich, Preis 
2,50 DM

Nachrichtenhefte 
erscheinen vierzehntäglich mit 
acht verschiedenen Heften, 
Preis pro Heft 0,70 DM 
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Stahl- und Metallindustrie 
Druckindustrie
Chemie und übrige Indu­
strien
Handel, Banken, Versi­
cherungen
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Palästina
Schwierige Auseinandersetzungen unter den Palästinensern
Die Auseinandersetzung in der 
PLO über die Konsequenzen 
aus der Niederlage, die ihr die 
Imperialisten und deren Statt­
halter in Israel beigebracht ha­
ben, werden geführt seit dieser 
Niederlage. Der Beschluß, aus 
Beirut abzuziehen, ist inner­
halb der PLO einstimmig ge­
faßt worden. Der palästinensi­
sche Nationalrat hat nach die­
ser Niederlage freimütig erör­
tert und betont, daß die Ein­
heit der Palästinenser unab­
dingbar ist.


